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Vorwort, 

Si quid novisti rectius istis imperti; 

sinon, his utere mecum. 

Do. wichtigſte Gegenſtand, mit welchem ſich die poli- 
tiſche Oekonomie beſchäftigt, iſt bekanntlich der National- 
veihthum, und die Begründung und Beförderung deſ- 
ſelben Durch Eröffnung: und Benugung der Quellen, 
die von der Staatrswiſſenſchaft als ſchaffende Kräfte 
des Nationalreichhums anerkannt werden, eine ihrer 
Hauptaufgaben. Ohne Rückſicht auf den bereits vor- 
handenen Vorrath von Werthen, den jede Nation an 
ſich ſchon beſit, und der als der Capitalſto> erſcheint, 
werden allgemein die Natur, die Gewerbsthätig- 
Feit und der Verkehr oder Handel als Quellen des 
Nationalreihchums anerkannt, und Alles, was dazu 
dienen kann, dieſe ergiebiger zu machen, wird mittelbar 
auch ein Beförderungsmittel des Nationalreichthums 
werden. Die Erfahrung hat nun bereits vielfältig den 
Beweis geführt, daß die altherfömmlichen Schranken, 
in denen ſich die Gewerbschätigfeit bewegen muß, weder 
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dem Gewerbfleife überhaupt förderlich find, noch dev 
Staatswirthſchaft geſtatten, die Quelle der gewerblichen 
Thätigkeit, oder der Arbeit überhaupt, für das National- 
einfommen fo zu benußen, wie es die Erſtrebung des 
Staafszwedes eigentlich fordert. Hierzu kommt, daß 
die geläuterten Grundſäße der neueren Staatswiſſen- 

ſchaft dieſe Beſchränfungen, ſowohl ihrem Urſprunge 
als ihrem Zwecke nach, für verwerflich erklären, und 
wo die Erfahrung mit den Grundſäßen, welche die 
Wiſſenſchaft uns an die Hand giebt, zu gleicher Ueber- 
zeugung von dem Werthe oder Unwerthe eines Jnſti- 
tutes führt, da dürfte wohl hinreichender a DOLE 
handen ſein, derſelben zu folgen. 

Dies wird auch ziemlich allgemein gefühlt, und 
überall werden Verſuche zur Vervollfommnung des 
Gewerbsbetriebes und Beförderung des Gewerbfleißes 
überhaupt gemacht; nur vergißt man dabei häufig, die 
einmal beſtehenden Beſchränfungen für den Gewerbs- 
betrieb zu entfernen. Deren Fortbeſtehen macht es 
aber an ſich unmöglich, daß die Vervollfommnung des 
gewerblichen Verkehrs weiter als bis an eine beſtimmte 
Gränzlinie gelangen kann, bei welcher der Staat nicht 
ſtehen bleiben darf, da fein Zwe> dem Zwecke der 
Natur, nämlich der Beſtimmung des Menſchen zu einem 
Fortſchreiten zu immer höherer Vollfommenheit, in Fei- 
ner einzelnen Beziehung widerſprechen kann, und die 
Vereinigung zum Staate gerade das Hauptbeförderungs- . 
mittel dieſes Zweckes ſein ſoll. Zwei Umſtände haben 

bis jest vorzugsweiſe die Fortſchaffung der einem voll- 
fommenen Gewerbsbetriebe entgegenſtehenden Gewerbs- 
beſchränfungen gehindert: die Zweifel über deren eigent- 
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liche Natur, womit die Furcht, die Privatrechte Cine 
zelner zu verlegen, und ſich einer Ungerechtigkeit gegen 

dieſe ſchuldig zu machen, verbunden war, und die felt- 
fame Anſicht über Gewerbefreiheit, nach welcher man 
aus der Wegräumung der zeitherigen Hinderniſſe des 
freien Gewerbsbetviebes, die niche etwa einer Rückſicht 
auf das allgemeine Wohl ihr Entſtehen verdankten, 
ſondern aus dem Privatintereſſe hervorgegangen ſind, 
ſogleich auf eine ganz unbeſchränfte und völlig abſolute 
Freiheit, welche dann in Beziehung auf Gewerbsthä- 
tigfeit im Staate gelten würde, ſchließen zu müſſen 
glaubt, ob ſich gleich nirgends ein Grund dafür auf- 
finden läßt, der das Beſtehen folcher Beſchränkungen, 
die der Zweck des bürgerlichen Vereins und das öffent- 

liche Intereſſe nothwendig oder rathſam machen, aus- 
ſchließen könnte. Es iſt eine eigenthümliche Erſchei- 
nung, daß man bei der Frage über Aufhebung der ge- 
werblichen Vorrechte faſt allein die Möglichfeit einer 
Rechtsverlezung gegen die zeitherigen Jnbaber derſelben 

im Auge hat, während ſic) doch die Ungerechtigkeit 
gegen alle Diejenigen, welche ſolchen Vorrechten unter- 
worfen find, inſonderheit gegen die Glieder einer künf- 
tigen Generation, die täglich geboren werden, ja ſelbſt 
mittelbar gegen die Geſammtheit der Staatsbürger, 
nicht füglich abläugnen läßt. Dies Leßtere würde für 
ſich allein ſchon hinreichen, die Geſebgebung zu be- 

ſtimmen, dafür zu ſorgen, daß die natürliche Freiheit 
Aller nicht ferner aus Nückſicht auf das Privatintereſſe 
Einzelner beſchränft werde. Die Enwickelung der 
Natur und des Urſprunges der Gewerbsbeſchränfungen 
bać in neuerer Zeit vielfältig den Gegenſtand. weitlauf- 
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tiger Unterſuchungen ausgemacht, und ihre Unverträg- 
lichfeit mit dem Rechtsprincipe, fo wie ihr nachtheiliger 
Einfluß auf das Gewerbsweſen im Staate, iſt von 

Mehreren, ganz neuerlich von Benedict, in ſeiner 

Schrift: Der Zunftzwang und die Bannrechte, Leipzig 
1835, ſehr gründlich dargethan worden. Dagegen iſt 
die große Frage: über die Gewerbefreiheit, ihre 
Nothwendigkeit und Zweckmäßigkeit, noch bei weitem 
nicht erledigt, und fortwährend erheben ſich Stimmen, 
theils für, theils gegen ſie. - Da nun Mannigfaltigfeit 
der Anſichten bei einem Gegenſtande, von welchem die 

Anſicht, welche als die einzig wahre anerkannt wer- 

den muß, noch nicht aufgefunden iſt, immer wünſchens- 
werth bleibt, und ſelbſt Jrrchümer, welche dabei viel- 

leicht obwalten, niche zu beklagen ſind, ſo glaubte auch 

der Verfaſſer, der bei dem Erſcheinen einer neuen Be- 
ſtimmung, die im Gebiete der Gewerbegeſeßgebung vor , 
Kurzem erſchien, Gelegenheit nahm, dieſen Gegenſtand 
einer näheren Prüfung zu unterwerfen, mit der ſeinigen 

hervortreten zu dürfen. Sollte ſie ſelbſt zum Theil auf 

einen Jretchum hinauslaufen, ſo ließe ſich doch auch 

daraus noch etwas gewinnen; denn je vielfacher die 
Geſtalten find, in denen ſich der Jrrthum hervorgiebt, 
deſto eher werden wir zur Wahrheit hingeleitet, und 

eine einzige wahre Anſicht lenkt die Gedanken wieder 
zu beſtimmten neuen Entde>ungen hin. Es hat dem 
Verfaſſer nämlich ſo geſchienen, als arte der Streit 
über die Gewerbefreiheit ſehr bäufig in einen leeren 
Wortſtreit aus, weil man unterlaſſen hat, ſich über den 
Begriff, um den es ſich hier handelt, zuvörderſt näher 

zu verſtändigen. Während Diejenigen, welche die Ge- 
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werbefreiheit werfechien, weit davon entfernt find, Die 
Zuläſſigkeit ſolcher Befchraufungen zu laugnen, die das 
Staatsintereffe mit ſich bringt, und die aus dem Zwecke 
der Beförderung des allgemeinen Wohles von ſelbſt 
hervorgehen, wollen ihre Gegner darin eine völlig un- 
beſchränkte Freiheit, ja cine ſchrankenloſe Willführ ſehen, 
und vergeſſen dabei, daß eine abſolute Freiheit im Staate 
überhaupt gar nicht gedacht werden kann, ſelbſt nicht 
einmal in Beziehung auf einzelne Richtungen der menſch- 
llchen Thätigkeit. Es dürfte alſo nicht unzweckmäßig 
ſein, einen Verſuch zu machen, den näheren Nachweis 
zu führen, daß die althergebrachten, nur auf angebliches 
hiſtoriſches Recht ſich ſtüßenden Beſchränkungen des 
freien Gewerbsbetriebes auf keine Weiſe aus dem Sf 
fentlichen Jntereſſe hervorgegangen find, oder darin ihre 

Rechtfertigung. finden, daß mithin ihre Fortſchaffung 
unmöglich eine ſolche ſchranfenloſe Freiheit des Gee 
werbsbetriebes zur Folge haben kann, welche dem of: 
fentlichen Wohle oder gar der Exiſtenz des Staates 
nachtheilig zu werven und ſeine Individualität zu ver- 
nichten droht. Damit iſt dann die Frage unzertrenn- 
lich verbunden: welche Gränzen der Staat, mit Rück- 
fiche auf das öffentliche Intereſſe, dem ſonſt freien Ge- 
werbsbetriebe zu beſtimmen habe? deren Löſung von 
Auffuchung der einzelnen Geſichtspunkte, welche ſich 
für die Beſchränkung der Gewerbe im Staate nach 
ſtaatswiſſenſchaftlichen Grundſäßen ergeben, abhängig 
bleibt. Auch darüber hat der Verfaſſer ſeine Anſichten 
mitgetheilt, und zugleich einige Rückſicht auf ihre prak- 
tiſche Anwendbarkeit zu nehmen geſucht; indeſſen glaubte 
er fic) nur auf Andeutungen beſchränken zu dürfen, 
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da weitlduftigere Ausführungen der einzelnen dabei be- 
viibrten Fragen die Gränzen dieſer Schrift het weitem 
überſchreiten würden, und es vielmehr Männern vom 
Fache überlaſſen bleiben ſoll, Dasjenige, was ſie da- 
von als brauchbar anſehen zu können glauben, weiter 
zu verfolgen und zu bearbeiten. 

Lübben, im September 1836. 

Neumann. 
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Far die neuen und wiedervereinigfen Provinzen des Preu- 
Biſchen Gtaates erſchien unterm 23ſten März 1836 in der 
Geſeßſammlung eine Berordnung, durch welche der Mable, 
ſo wie der Bier- und Sranntweingwang als beſtehend an: 
erfannf, und die bisweilen verſuchte Anwendung der Gewerbe- 
geſeßgebung für die alten Provinzen der Monarchie, oder 
einzelner Grundſäße aus derſelben gänzlich ausgeſchloſſen wird. 
Dieſe Verordnung regt, wegen des unmittelbaren Gegenſaßes, 
in welchem die Gewerbe- Berfaſſung in den alten Provinzen 
der Monarchie zu der eines Theiles der neuerworbenen ſteht, 
auch hier die anderwärts ſchon vielfältig erörfecten Fragen 
über die Zweckmäßigfeif eines Fortbeſtehens der Bann: und 
Zwanggrechte und über die Gewerbefreiheit und deren 
Gränzen an. Go wenig neben Den Bann- und Zwangs- 
rechten eine Gewerbefreiheit denkbar bleibt, eben ſo gewiß 
iſt es Doch auf der andern Seite, daß durch die bloße Auf- 
bebung derſelben, für ſich allein, noch Feine Gewerbefreiheit 
enfſteht; insbefondere fann aber die Gewerbefreiheit im 
Staate überhaupf niemals eine abfolute ſein, da Freiheit 
und Recht im Staate als zwei völlig übereinſtimmende Be- 
grifſe erſcheinen und jede Willführlichkeit von ſelbſt ver- 
werfen. Alle Zwangs: und ausſchließlichen Rechte, und wie 
die Beſchränkungen des freien Gewerbslebens und Berkehrs, 
welche aus dem Privatintereffe hervorgehen, ſonſt noch beis 
ßen mögen, wurzeln aber nicht in dem eigentlichen Rechts- 
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boden, fondern find demfelben fremd, und bergeblich fucht 
man für fie ein hiſtoriſches Recht gelfenD zu machen, das 
überhaupf niemals der ©faafsgewalt, in Beziehung auf ihre 
dem Gtaatsgwere entſprechende Thätigkeit, als Gefesgeberin, 
hindernd entgegentreten tann. Während die Gerverbsvorz 

rechte der Zünffe und Innungen dem miffelalterlidyen Cor- 
porationsgeifte ihren Urſprung verdanfen, ſchreiben ſich Die 

Bann - und Zwangsrechfe größtfentheils aus der alfen 
Grund: und Leibherrlichkeit her, und haben ſich ſelbſt gegen 
die Regalitätgerklärung, welcher das ſpäter eingeführte römi- 
ſche Recht eine Menge anderer Gegenſtände unterwarf, zu 
halfen gewußf. Gie werden in der Regel aber das erſte 
und vorzüglichſte Hinderniß der Gewerbefreiheit und eines 

höheren Aufſchwunges des Gewerbslebens, weil man ihre 
Aufhebung gewöhnlich als eine Berleßung von Privatrechten 
darzuſtellen ſic) bemibf; und bevor wir alſo das Weſen der 

Gewerbefreiheit im Gfaate zu entwickeln und die Gränzen 
Derſelben feſtzuſtellen verſuchen, wird es nothwendig ſein, 

einen Blick auf die Zwangs: und Gannrechfe und die mit 
den Corporations: Borrechten verbundene Ausſchließlichfeit 
zu werfen. Gon denſelben unterſcheiden ſich die erſteren 

noch in ſofern weſentlich von den legferen, daß ſie ſich ge- 

genwdrtig größtfentheils im Beſiße von Privatperſonen be- 

finden, woraus vielfältig argumenfirć wird, daß ſie auch 

ihrer Natur nach zu den reinen Privatrechten gehören, 
Dies iſt indeſſen keinesweges der Fall. Das Privatrecht, 

Ś ſofern es als Gegenfag Des gefellfhaftlichen oder of: 

fentlichen ſich darſtellt, iſt der Jubegriff der Stechte und 

GerbindlichEeiten, welche fich für Die Menſchen ohne alle 

andere Borausfegung ergeben, als ſofern ſich Die Gpharen 

ihrer äußeren Freiheit gegenfeitig berühren und durch dieſe 
Berührung zugleich beſtimmen, mit Hinzurechnung Der Thak- 
fachen und Berhälfniſſe, welche fic) nach dem nafürlichen 
Laufe der Dinge als nofhwendige Folge eines Zuſammen- 
lebens darſtellen, und alfo die erſte Umgeſtalfung jenes urz 

ſprünglichen Zuſtandes von ſelbſt begründen (hypothefiſches 

UrreHt). Weſentlih von dieſem reinen Privatrechfe perz
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fchieden und demſelben in gewiſſer Beziehung entgegengeſeßt 
iſt dasjenige, welches ſchon das Daſein einer Geſellſchaff und 
endlich eines bürgerlichen Bereins oder des Staates voraus: 
fest. Es geht aus der Natur und aus dem Weſen der 
Geſellſchaft, des bürgerlichen Vereins und des Gfoates erſt 
berbor, während das Privatrecht auf der Nafur des Men- 
ſchen, oder auf der juriſtiſchen Perſönlichfeit beruhf, und 
dem Gfaafe zum Schuße anvertraut iſt, weil dieſer Schuß 
vorzugsweiſe im Zwecke des Staates liegt. Beide Gattun- 
gen frefen im Gfaate in eine ſo enge gegenſeitige Bezie- 
bung, daß ſie fic) vielfältig mit einander vermiſchen, und 
ein Gubject zugleich als juriſtiſche Perſon und als Beauf- 

fragfer der Geſellſchaft erſcheinen kann. Das reine Privat: 
recht iſt aber auch ohne Staat vorhanden, und wird bon 
demſelben gum Ochuge und zur Gewährleiſtung übernom 
men, während die Rechte, welche einzelnen Staatsbürgern, 
vermöge des Willens der bürgerlichen Geſellſchaft, ausges. 
ſprochen durch das Drgan derſelben, zuſtehen, der Staats- 
verbindung ihren Urſprung verdanken. Dieſe können ſich 
ebendeghalb aber auch von ſelbſt ändern oder aufhören, ſo- 
bald jener Wille ſich ändert; und eine folche Aenderung 
wird vorzugsweiſe durch die Rückſicht auf die allgemeinen 
ftaatscechtlichen Verhältniſſe bedingt werden, Im Staake 
müſſen ja überhaupt alle Privatrechte dem Staaksrechte un- 
tergeordnet bleiben, weil von dieſem das Beſtehen des Ofaa: 
(es ſelbſt abhängig iſt, und die Privafrechfe ſich wiederum 
nur im Staate als geſichert denken laſſen. Eine Aufhebung 
der reinen Privatrechte ſowohl, als derjenigen aus dem bf: 
fentlichen Rechte fließenden Befugniſſe, welche denſelben gleich: 
geachtet werden, und wohin die unmittelbar aus dem 
Weſen des bürgerlichen Bereins, oder, was daſſelbe iſt, aus 
dem nofhwendigen Willen der Gfaafsgewalt hervorgehen- 
den (3. B. Gleichheit vor dem Gefeg, Anſpruch auf richfer- 
liche Hülfe u. ſ: w.) gebdren,. iſt daher aus ſtaatsrechflichen 
Nürkſichten ſehr wohl möglich und denkbar. Sie darf jedoch 
nur in dringenden Fällen und da einfreten, wo es Die Er-. 
ſtrebung des Staafszwerkes unerläßlich gebiefet. LUnbegweiz 
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felt und ohne weſentliche Rechtsverlezung kann dagegen bei 
allen denjenigen Rechten eine Aufhebung oder Abänderung 
vorfommen, welche nur mitfelbar aus dem bürgerlichen 
Berein und aus der Unterwerfung des Willens der Einzel- 
nen unter den der Geſammtheit, oder, mif einem Worte, 

unfer die Staatsgewalt, herſließen, und einzelnen Bürgern 

oder Claſſen derſelben verliehen ſind. Bei der Aufhebung 

folcher Rechte kann zwar unter gewiſſen Umſtänden ſelbſt 

noch eine Entſchädigung Der Jnhaber nothwendig werden, 
in ſofern die Uebertragung auf dieſelben ſchon feit längerer 

Zeit im privafrechtlichen Wege geſchehen iſt; dennoch ändert 

dies eben ſo wenig in der Natur der Rechte ſelbſt efwas, 

als es für die Staafsgewalt ein Hinderniß ſein kann, die 

Aufhebung wirklich eintreten zu laſſen, aus Beſorgniß, ſich 
vielleicht eines Unrechts ſchuldig zu machen. Ein ſolches haf 
ſie um ſo weniger zu fürchten, als ja ihre Rechte überall 

aus enfſprechenden Gerpflichtungen hervorgehen, die ledig- 
lid) durc) den Gfaatszwec> beſtimmf werden. Der Gtaat 
iſt aber eine organifche Verbindung, deren Leben und zeit: 
gemäße Ausbildung durch eigene innere Thätigkeit nach 
Maaßgabe ſeiner Form, ſeiner Kräfte und ſeiner äußeren 

Berhältniſſe erhalten und bedingt wird. Jeder organiſche 
Theil, er ſei ſo groß oder ſo klein als er immer wolle, iſt 
zugleich Theil ſeines Lebens ſelbſt, Durch die eigenthiimliche 
Thätigkeit aller organiſchen Theile erhält ſich das Leben des 
Ganzen, und darum muß Alles enffernt werden, was dieſe 

Thätigkeit lähmt. 
Höchſtens könnte man die Frage aufftellen, ob ſich die 

Geſammtheit nicht vielleicht Durch die Ueberfragung ſolcher 
aus dem öffentlichen Rechte ſich herſchreibenden Berechtigun- 
gen auf einzelne Bürger oder ganze Claſſen derſelben uns 
widerruflich der eigenen Augübung oder anderweitigen 
Dispofition darüber begeben habe, und das Fortbeſtehen ders 

ſelben unabänderlich geftatten müſſe? Allein eine Ueberfra- 
gung der Augübung gewiſſer, ihrer Natur nach dem Bffenf< 
lichen Rechte angehöriger Befugniſſe, fie ſei ausdricklid) oder 
ſtillſchweigend geſchehen, enthalt nod) keinesweges eine Ber-
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zichfleiſtung oder Berpflichtung zur unabdndeclichen Forts 

dauer und könnfe überhaupf niemals weiter gültig fein, als 
ſoweit fie mit dem Staatszwe>e in Uebereinſtimmung zu 
bringen iſt. Nach dieſem allein würde die Nothwendigkeit 
oder Zuläſſigfeit der Unferwerfung vieler in gleichem Merz 
hältniſſe ſich befindenden Staatsbürger unter die Befugnig 

einzelner, oder gewiſſer Corporafionen zu prüfen ſein, und, 
ſofern ſie fid) dem Zwede des Staates und dem allgemei- 

nen Wohl nicht als entſprechend darſtellt, müßte die Zurück- 
nahme des Auffrages und die Aufhebung der zeither einge- 
räumfen Befugniß unverzüglich erfolgen. Die Ueberfragung 

folcher Berechtigungen von einer Privatperſon auf andere, 
und auf den Grund privatfrechtliher Titel beruht zudem, 
toenn nicht auf Unrecht, doch jedenfalls auf Mißbrauch oder 
Unfenntnig, und der Staaf muß demnach das Verhältniß 
ſelbſt auflöſen, ſobald ein folder Grund zu ſeiner Renntnig 

fommt, Wie wäre es möglich, wenn er einmal erfannt 
worden, auch die künftigen Geſchle<ter noch einem gleichen 

Mißbrauche zu unterwerfen? Die philoſophiſche Rechtslehre 
erfennt daher bei dem Einzelnen feinen wahren Beſiß eines 

Rechts an, das, ſeiner Natur und ſeinem Fundamente nach, 
in das öffenflihe Recht gehört.  Gelbft Hegel, deſſen 
Rechts -Philoſophie ſich vielfältig auf eine Abſtraction von 
dem jedesmaligen Zuſtande der Welf und deren Verhältniſ- 

ſen zurückführen läßt, und der Alles, was geſchieht, für das 
anſehen will, was geſchehen muß, und für gut, weil es ge- 
ſchieht oder da iſt, räumt unumwunden ein, daß fein Zweig 

der Gtaafsberwaltungs:Gefchifte Gegenſtand des Privat: 
eigenfhums ſein dürfe; denn das Weſen derſelben macht es 
von ſelbſt unmóglich, weil der Grund, auf welchem ſie be: 

ruhen, fein anderer iſt, als der Rechtsgrund, auf welchen 
die Gtaatsverbindung ſelbſt ſich ftiigt, 

Fragen wir nun aber endlich, welcher Grundfas dem 
Gtaate als Prüfſtein dafür dienen müſſe, ob die Bann- oder 
Zwangsrechte und die Ausſchließlichkeit des Gewerbsbetriebes 
der Zünfte und anderer Corporafionen beibehalten werden 

fönnen, oder aufgehoben oder doch wenigſtens modificirtf 
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werden müſſen, fo giebt es dafür nur Die einfache Antwort: 
Die Berkräglichkeit mit dem Staatszwee und Der 
Möglichkeit einer Erftrebung deſſelben in dem 
concrefen Gtaate muß darüber enfſcheiden. Natür- 

[ich bedarf es dann aber einer Ableitung des Staatszweckes 

aus dem. wahren und eigenfhümlichen Begriffe und Wefen 
des Gtfaafes, und die Frage: ob daſſelbe richtig erEannt und 
beſtimmf worden oder nicht, wird mithin von ſehr bedeu- 
fendem Einfluſſe auf die Entfcheidung darüber bleiben, welche 

Inſtitufe der Erſtrebung des Staatszwees für hinderlich 
oder förderlich anzunehmen find. G<werlich dürffe wohl 
nach der Theorie eines Reftaurators der Staatswiſſenſchaften, 
wie Herr von Haller es iſt, der unfer dem Staate keine 

nofhwendige und vernünftige Einheif, fein organiſches Ganz 
zes, ſondern lediglich ein Uggregat der verſchiedenartigſten 

Privatverträge und willführlihen oder zufälligen Verhält- 

niſſe verſteht, die Nothwendigkeit oder Heilſamkeit einer Aufz 

bebung der Zwangs-, Bann- und Gewerbe- Vorrechte aus 
dem Ofaatszmecke darzuthun ſein. 

Der Zweck des Staates, der auf der einen Seite als 
Geſellſchaft, auf der andern aber als Anſtalt erſcheint, kann, 
vornehmlich in Beziehung auf die leßte Cigenfchaft, nur in 

demjenigen gefucht werden, was Alle vernunffgemaf wollen 

müſſen, und zu deſſen Erreichung ſie mithin auch alle recht- 

lid) für verpflichtef anerfannf werden können. Dies iſt nun 
ohne Zweifel für jeden Einzelnen die Sicherung ſeiner Exi- 
fteng und ſeiner. Rechte, und die Enkfernung aller Hinder- 

niſſe oder Gtörungen, welche einer Berfolgung beliebiger, 

auf ſeine eigene Wohlfahrt ſich beziehender Zwecke in den 

Weg frefen könnten. Alles, was nicht nach den Geſeßen 
der Natur, oder. als rechtlich nothwendig von Allen ver: 

langt wird, insbefondere Alles, was von jedem Einzelnen, 
ohne Bereinigung mit Andern, für ſich allein erreicht wer- 

den Fann, bleibt von dem Gtaatszwee ausgeſchloſſen. Nur 
diejenigen Rechte, die ſich, auch abgeſehen vom Staake, den- 
Fen laſſen, und die alſo Jeder in die Staatsverbindung ſchon 
mitbringt, find es, für welche in dieſer Verbindung Siche: 
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tung geſucht wird; fie gehören eben deshalb aber auch nicht 
gu Der Summe desjenigen, was der Verfügung des bürger- 
lichen Bereins oder der Gefammeheit unferliegf, und nur 
ausnahmsweiſe Fann eine ſolche Gerfiigung aus überwie- 
genden Gründen des gemeinen Wohls ſich als zuläſſig dar- 
ſtellen, und dann iſt die vollſtändige Entſchädigung des Bee 
fheiligfen eine unerläßliche Bedingung. Die übrigen Rechte 
fegen für ihre Geltendmachung den Staaf voraus, oder ents 
ſtehen erſt im Staate, und dieſe ecſt im Staate enfſtehen- 
den Rechte werden von der Geſetßgebung geändert, je nach: 
dem ſie in ihrer Erkennfniß desjenigen, was zur Erſtrebung 
des wahren und eigentlichen Gtaatszweckes dient, mehr und 
mehr vorwärts ſchreitet, Gie beruhen an und für ſich auf 
poſitiven Beſtimmungen, welche in dem einzigen Falle un- 
abänderlich und daher beſtändig ſind, wenn ſie ſich auf das 
abſolute Recht ſelbſt gründen, oder mit einem darauf ſich 
ſtüßenden Rechte in eine wahre und unmittelbare Berbin- 
dung gefrefen find. 

Die Rechtsungleidbheit, welche im Staate gefuns 
den wird, iſt ſehr mannigfach, gleichwohl verdient ſie nicht 
allein Billigung, ſondern ihre Beibehaltung erſcheint ſogar 
als unumgänglich nothwendig; dennoch iſt aber die Forde- 
tung einer Rechtsgleichheit im Staate im Allgemeinen 
ſehr wohl begriindet, nur Fann dieſe Gleichheit, ebenſowenig 
wie die Freiheit, keine abſolute ſein, ſondern ſie erſcheint 
mehr als eine gewiſſe Berhältnißmäßigkeit. Eine folche 
triff im Skaate faſt überall an die Stelle der abjoluten 
Gleichheit, und in dieſer Form finden wir fie 3, B. auch bei 
dem Befteuerungs- Principe. Nicht Alle können nämlich in 
gleichem Maaße an den Wobhlthaten der Gtaatsverbindung 
Theil nehmen, nach dem Berhältniſſe ihrer Theilnahme daran 
muß ſich aber ihre Verpflichtung zum Beitrage zu den Staaks- 
laſten beſtimmen. Dieſe Gleichheit oder Berhältnißmäßigkeit 
ertennt eine Rechtsbeſchränkung für zuläſſig an, indem ſie 
aber auch für dieſe wieder eine Gleichheit fordert, weil die 
Beſchränfung aus der Lleberzeugung Aller von der Noth: 
wendigkeit einer folchen hervorgehen muß. Man finde die 
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Gleichheit im Gfaafe nun darin, daß jeder Bürger auf 

gleiche Weiſe unter den Gefegen des Staates ſteht, alle mits 

bin vor dem Gefege gleich find, oder daß alle Bürger unter 

gleichen Umſtänden gleiche Rechte haben müſſen, und es Fei: 

nem unmöglich gemacht werden könne, ſich in dieſe Umſtände 

zu verſeßen, oder endlich darin, daß von der Gtaatsgewalt 

Feine Nechtsungleichheifen anerEannt werden, als Die, welche 

auf vernünffigen Gründen beruhen, und denen ſich alle 

Gtaafsbürger ſchon darum allein unferwerfen müſſen, weil 

ſie vernünftige Menſchen find: ſo iſt Doch mindeſtens gewiß, 

daß ein Zwang, dem die Bürger unferworfen werden, Ei- 

nem oder Mehreren aus ihrer Mitte etwas zu gewähren 

oder zu leiſten, worauf ſie Alle, als juriſtiſche Perſönlich» 

feiften und als Bürger des Staates, dieſelben Anſprüche bas 

ben, zu den allergrößten Rechtsungleichheiten gehört. Er- 

fennt nun hier die Geſeßgebung feinen vernunffgemäßen 

Grund für die Abweichung von dem Principe der Gleichheit, 

erfcheinen Die Nachfheile, welche für die der Beſchränkung 

Unterworfenen aus derſelben hervorgehen, vielmehr als er- 

beblicher in Beziehung auf das Intereſſe aller Staats - Un: 

gehörigen, als ſolcher, denn die Bortheile, twelche Den ein- 

zelnen Snbabern, und mittelbar auch dier wieder Der Ge- 

ſammtheit daraus erwachſen, und ermiftelt fich als die Baſis 

der zeitherigen Berechtigung wohl gar urfpriingliches Un- 

recht oder Mißbrauch: fo wird es Pflicht für ſie, und das 

Gtaatsinferefje gebietet es, Durdh ein poſitives Gefes die ſo- 

fortige Aufhebung auszuſprechen. Ein ſolches Gefes wird 

aber auch nur als ein Act der Gerechtigkeit anerfannt wer- 

den, da nicht nur die Auckorität, aus deren Entſchluſſe das 

Berhältniß ſelbſt hervorgegangen iſt, und durch deren Wile 

len es allein beſtand, weil ſie es zur Zeit ſeines Entſtehens 

mif dem noch kaum dunkel geabnfen Gtaatsztvecke nicht als 

unverfräglich befrachfete, und ſpäter in ſeinem Fortbeſtehen 

noch lange Zeit fein feindliches Princip erfannfe, zu allen 

Zeifen auch die Befugnig zur Abſchaſſung haben muß, ſon- 

dern da dieſe Befugniß ſogar auf eine derſelben gegenüber- 

ſtehende Verpflichtung gegründet iſt. Gonach würde die 
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Stantsgewalt in Beziehung auf die dem Swange oder der 
Beſchränkung Unterworfenen ihre Verpflichtung zur Abſchaf- 
fung anerfennen, während ihr in Beziehung auf die zeithe- 
rigen Inhaber des Rechts die Befugniß dazu, weil ſie 
eben jener Berpflichtung entfpricht, nicht ſtreitig gemacht 
werden Fann. 

Durch die Aufhebung der Bann- und Zwanggrechte 
und der übrigen Getverbsvorrechfe wird zwar, wie bereits 
erwähnt, noch feine Gewerbefreiheit hergeſtellt, jedenfalls 

aber eine bei weitem größere Gleichſtellung der Rechte der 

Gfaatsbiirger, welche fic) auf den Gewerbsbefrieb beziehen, 

erreicht. Gdon darin liegt nun eine bedeufende Annähe- 
tung zur Gewerbefreiheit ſelbſt, und ohne eine ſolche Auf: 
bebung iſt dazu nimmer zu gelangen. Die Gewerbefreiheit, 

welche Einige für eine unabweislice Forderung des Zeitz 
geiſtes, und für unumgänglich nofhwendig in einer nach dem 

gegenwärfigen Stande der Staatswiſſenſchaften otganifirten 
Staatsverwaltung anſehen wollen, wird von Andern für 
eine Auflöſung aller bürgerlihen Ordnung und Geſeßmäßig: 
Feif gehalten, und darum gänzlich verworfen. Gdjon feit 
längerer Zeit iſt von beiden Seiten darüber heftig geſtritten 
worden, jede Parthei haf alle zur Unterſtüßung ihrer Sache 
dienenden Gründe zuſammengeſtellf, noch immer hat fidy aber 
ein beſtimmtes Reſultat nicht gewinnen laſſen, vornehmlich 
wohl aus dem Grunde, weil man ſich über den eigentlichen 
Gegenſtand des Otreites, den Begriff: Gewerbefreiheit, 
zu wenig verſtändigt, und die Berhältniſſe, in welchen ſich 
jeder Gewerbsbefrieb im Staate, zufolge der eigenthümlichen 
Natur deſſelben, nur bewegen kann, gänzlich unberücſichfigt 

gelaſſen hatte. Man machfe daher zwiſchen Gewerbe- 
freibeif und Gewerbewillkühr überhaupt gar keinen 
Unferſchied, fo wie man in der Regel auch zwiſchen abſolu- 
ter Freiheit und Freiheit im Staate, für welche das Recht 
die Gränzen beſtimmf, gänzlich zu unterſcheiden vergißt. 
Die Gegner der Gewerbefreiheit, von welchen ſchon vor län- 
gerer Zeit H. Schulz (Ueber die Bedeufung der Gewerbe 
im Gtaate u. ſ. w. Hanau 1821) als einer der bedeutend- 
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ſten Workführer aufgetreten iſt und Die Getverbefreiheit in 

ihren Grundfeſten zu erſchüffern verfucht haf, indem er fie 

mit großem Gcharffinne in ihrem Principe ſelbſt angciff, 
werfen derſelben bor, daß fie den Egoismus zur Triebfeder 

des ganzen Lebens Aller und der Unfernehmungen jedes Ein- 

zelnen mache, die Ueberzeugung von der Pflicht des Einzel- 

nen, ſeinen Vortheil dem der Geſammfheit unterzuordnen, 
aufhebe, oder wenigſtens ſ<wäche, und auf dieſe Weiſe fos 
gar Die Zerſtörerin des inneren Organismus der Ofaafen 

werde. Den Beweis dieſer Gehauptung glaubten ſie fol? 

gendergeſtalf zu führen: 

Die Gewerbefreiheit ſei eine Anwendung des Grund- 

ſaßes einer abſolufen Freiheit und Gleichheit, darum unter- 

grabe ſie die Fortdauer der bürgerlichen Ordnung, die Geſeß- 

mäßigfeit und mithin den Beſtand der Ofaafen, indem ſie 

an die Stelle des organiſch aus ſich ſelbſt hervorgegangenen 

Lebens das Princip dieſer abſoluten Freiheit und Gleichheit 

ſeße, und ſich an dem Naturgeſeße der Berfaſſung vergreife. 

Alles, was in dieſer Welt Daſein haben ſoll, könne nichts 

Abſolutes, ſondern nur in Raum und Zeit Beſtehendes und 

Durdy das Daſein und die Kräfte alles Mitbeſtehenden Bez 

fchrdnftes ſein. Alles Abſolute vernichte die Individualität, 

und da Alles, was in der Welt vorhanden iſt, nur in ſei- 

ner Individualität beſtehe, und in derſelben wiederum durch 

die Judividualität alles gleichzeitig Mitbeſtehenden beſtimmt 

werde; ſo könne nur eine relative, Feinesweges aber eine ab- 

folute Freiheit und Gleichheit Princip für die menſchliche Ge- 

ſellſchaft und insbeſondere für die EinrimMfungen im ©taate 

fein. Nur dadurch, daß gewiſſe Arten der Beſchäftigung 

und eine bleibende Form derſelben Durch die allmählige Her- 

vorbildung im Fortgange der Zeit und der Cultur des Men- 

ſchengeſchle<ts zur beſtimmten Norm für das bürgerliche 

Leben geworden, habe fidy auch eine davon abhängige und 

darauf gegründete Ordnung im allgemeinen Berkehre der 

Geſellſchaft feſtgeſtellt, von deren Beobachtung allein Sicher- 

ſtellung der Staatsangebdrigen gegen Berleßung zu erwar-
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fen fei. Dieſe wolle die Gewerbefreiheit nicht weiter achfen, 
und fie pernichte daher ſowohl moraliſch als phyſiſch die 
Exiſtenz der Staaten. Moraliſch geſchehe dies, indem 
durch Aufſtellung des Princips abſoluter Freiheit und Gleich- 

heit aller Bürger die zur: Erhalfung des Staats unentbehr- 

liche Unferordnung des Einzelnwillens unter den allgemei- 
nen und des Vortheils der Einzelnen unter den der Gefammes 
beit aufgehoben und die Selbſtſucht an deren Stelle gefest 
werde. Die Grundmaxime des wahren Bürgerthums könne 
nie eine andere als die ſein: Jeder Bürger befördere nach 
ſeinen Kräffen das gemeine Beſte, und mit derſelben laſſe 

fid die Maxime der Gewerbefreiheit : Jeder ſuche ſeinen ins 
Dibiduellen Bortheil, wie er weiß und kann, auf keine Weiſe 
in Einklang bringen. Dieſe vertilge in dem Bürger vielmehr 
allen Ginn der Hingebung oder Aufopferung für das Allge- 
meine, alle Baterlandsliebe und alle Tugend, und wähle die 

perſonificirfe Gelbſtſuchf zur Führerin für die Menſchen. 
Sonach fehle es gänzlich an einem höheren, inneren Prinz 
cipe, welches die Bürger mit einander verbände, und ſie 
bermóchfe, poſitiv für einander oder für die Geſellſchaft zu 
leben; nur negatib blieben ſie verbunden, weil die Staats: 

gewalt ſie hindere, fic) gegenſeitig zu ſchaden. 
Dem phyſiſchen Leben der Staaten wirke die Gewerbe- 

ſreiheit aber dadurc< entgegen, daß ſie die Bürger in ihrem 
individuellen Jntereſſe vereinzele und alle gewerblichen Ber- 
eine zerſprenge. Es bleibe dann, genau betrachfet, Fein 
wahrer ©faat mehr denkbar, ſondern nur eine Geſellſchaft 
von Bürgern übrig, die Durch äußeren Zwang einer äuße- 

ren Gewalt unterworfen ſind. Zum Weſen des Staates 
gehöre ein inneres, organiſches, aus verſchiedenen, für ſich 
ſelbſt ein eigenes Leben führenden, aber in Wechſelwirkung 
und vermittelnden Gegenſäßen ſtehenden Organen zuſammen: 
gefestes Ganze, und da nur die großen, durch die Natur 
ſelbſt vorgezeichneten Wechſelverhältniſſe der Menſchen: die 
Lebensbeſchäffigungen und die daraus hervorgehenden ge- 
werblichen Berbindungen, als Grundlagen zu organiſchen 
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Zufammenfesungen im Leben Der Menſchen dienen könnten, 
fo werde Die Gewerbefreiheit durch Auflöſung dieſer Berbin- 
dung die Berftórecin des inneren Gfaats«Drganismus. 

Ueberhaupt beſtehe Der Staat, wie alles in der Wirk: 

lichEei€ Exiſtirende, nur vermöge ſeiner Individualität, Die 
Judividualität des inneren Gtaats-Organismus ſei aus der 
Yndividualitat des im Staate beſtehenden Gewerbeſyſtemes 
mif hervorgegangen, und die Gewerbefreiheit ziehe daher, 
indem ſie dieſes aufbebe, die Vernichtung der Jndividualität 
der Verfaſſung des Staates ſelbſt nach fid. Sie fei, ihrer 
Natur nach, nur ein Kind des herrſchenden Zeitgeiſtes, der 
darauf hinausgehe, das geſchichtlich Entſtandene und indi- 
viduell Ausgebildete zu bernichien, um die Schöpfungen der 
eigenen Phanfaſie und Opeculation an deſſen Stelle zu fegen. 
Dieſe könnten aber grade darum, weil ſie nicht aus eigener 
Lebenskraftf emporgewachſen, ſondern gemacht worden wä- 
ren, fein eigenes Leben, und weil ſie nach einem allgemeinen 
Leiſten eingerichieć worden, im Leben der Natur, welches 
eine Individualität bedinge, keinen Beſtand haben, und dien- 

fen nur zur Auflöſung Der bürgerlihen Ordnung in den 

Staaten. 
Dieſe ganze Ausführung, der man im Allgemeinen ſei- 

nen Beifall nicht verſagen kann, erweiſt jedoch gegen Die 

Gewerbefreiheit nichts, weil ſie von einer ganz falſchen 

petitio principii ausgeht. Unwahr und dem Begriſſe einer 
Gtaafsverbindung von ſelbſt widerſprechend iſt es nämlich 

zuvörderſt, daß die Gewerbefreiheit eine abſolute Freiheit 
und Gleichheit einführe; vielmehr geht aus der eigenen Ents 

widelung des Begriffs, den die Gegner der Gewerbefreiheit 
aufftellen, von ſelbſt hervor, daß die Gewerbefreiheit, von 

welcher ſie ſprechen, im Staate überhaupt nicht gedacht 
werden fann, weil es in demſelben eben nichts Abſolutes 

giebt. Die Freiheit, und zwar jede Freiheit, geht im Staate 
mit dem Rechte Hand in Hand, und da das leßkere Die 
Beſchränkung der nafürlichen oder abſoluten äußeren Greis 

beić jedes Einzelnen in ſpweit von ſelbſt enthälf, daß neben 
ihr auch die äußere Freiheits Sphäre jedes der übrigen die
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Geſellſchaft bildenden Glieder ungefährdet beſtehen kann, fo 
iſt der Begriff einer unbeſchränkten Freiheit an und für ſich 
ausgeſchloſſen. Hiernächſt bleiben die Gegner der Gewerbe- 
freiheit aber auch den Beweis dafür ſchuldig, daß der alt- 
bergebrachte gewerbliche Zuſtand eine Unterordnung des 
Gortheils der Einzelnen unter den der Gefammtbeif ents 
balte, Gang mit Unrecht wird hier vielmehr die Gefamme- 
beit in dieſer Art als betheiligt dargeſtellt, da eine nähere 
Unterſuchung ſofort ergiebt, daß nur das Sntereffe Ein- 
zelner in Frage iſt, und eine Unterwerfung des allgemei- 
nen und öffentlichen Sntereffe’s unter das dieſer Einzelnen 
verlangt wird; darum ftell€ man demſelben eine abſolute 
Sreibeit gegenüber. . 

Aus der ganzen Beweisführung läßt ſich alſo nur ſo» 
viel entnehmen, daß der Gfaaf Feine abfolute oder ſchran- 
tenlofe Gewerbefreiheit, die Gewerbewillführ ſein würde, ge- 
ftatten dürfe; dies liegt aber bereits im Staatszwecke ſelbſt, 
welcher der Gewerbefreiheit, fo wie jeder Freiheit im Staate 
überhaupt, eine gewiſſe Grange anzuweiſen gebiefeft, Unbe- 
ſchränkte Gewerbefreiheit iſt im Staate nicht denkbar, weil 
ſie mit dem Segriffe und Zwecke deſſelben nicht verfräglich 
iſt, und ſie würde nicht nur den Egoismus als leitendes 
Princip anerfennen, ſondern nothwendig einen Krieg Aller 
Segen Alle, wie er etwa im außergeſellſhaftlichen Zuſtande 
gedenfbar wäre, herbeiführen, Jedem die uneingeſchränkte 
Senugung ſeiner Kräfte und ſeines Vermögens fo weit ges 
fiattend, als er teinen Andern unmittelbar beleidigt, würde 
ſie alle andere Beſtrebungen, als die auf Erreichung des 
möglichſt größten augenblidlichen Bortheils gerichteten, ſelbſt 
DENI es zum Nachfheile jedes Anderen, der übrigens gleiche 
Gedanken begt, gereicht, verwerfen; eine Rürkſicht auf die 
Geſammtheit und deren Fortbeſtehen könnte dabei gar nicht 
weifer in Frage kommen, und ſo würde das Uebergewicht 
des Gewinnes einiger Wenigen die Abnahme des Gewerbs- 
befriebes und mitbin der Mittel zu ihrer Gubfifteng bei den 
Uebrigen zur nofhwendigen Folge haben. Dadurch würde die innere Kraft des Mittelſtandes nicht nur gänzlich gee 
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brochen, und Die Herrfchaft des Geldes dieſer Wenigen be: 

griindef, ſondern die mehr und mehr tiberhandnehmende 

Moth müßte endlich ſelbſt dahin führen, daß die in ihrem 

bürgerlihen Zuſtande ſo gänzlich Juriidgetommenen durch 

den Gebrauch ihrer phyſiſchen Kräfte die Gleichheit des Ve: 

figes gewaltſam wieder herzuſtellen ſuchten, daß die Heiz 

ligfeit der Gefege perachfet und Gräuel aller Art verübt 

würden. 
Die Furcht, dergleichen Folgen in der Wirklichkeit ein- 

frefen zu ſehen, iſt aber völlig unbegründet, da die, durd) 

die Geſeßgebung ſelbſt in den poſitiven Staaten eingeführte, 

Gewerbefreiheit an und für ſich niemals eine unbeſchränkte 

oder abſolufe ſein ſoll oder kann. Dies macht die Natur 

des poſitiven Staates und der in demſelben beſtehenden, auf 

alle übrigen Verhältniſſe berechneten poſitiven Gefeggebung 

völlig unmöglich. Es wäre alſo höchſtens zu fiirchfen, daß 

der Staaf der bon ihm ſonſt als Grundſaß anerkannten 

Gewerbefreiheit entweder nicht nach allen Geiten hin genau 

genug beftimmte Gränzen anweiſen, oder vielleicht an eini- 

gen Gtellen überhaupt eine Gränze zu ziehen unterlaſſen 

Fónnte, wo die zu weife Ausbreitung der Gewerbeſreiheit 

bedenklich erſcheinen Diirfte, Gewiß wird daraus aber nod) 

feine Zerſtörung des Organismus der Gfaaten, auch keine 

Gernichfung ihrer Jndibidualitat folgen, und als einfaches 

Reſultat aller dieſer Erdrferungen ergiebt fid) mithin, daß 

Alles darauf anfommt, von Seiten der Gtaatsgefesgebung 

folche Beſchränkungen für die Gewerbefreiheit einzuführen, 

welche aus dem öffentlichen Inkereſſe von ſelbſt hervorgehen. 

Sie müſſen auf der einen Seite die gewerbetreibende Claſſe 

ſelbſt gegen liſtigen Gpeculationsgeift, unerſättliche Habſucht 

und Uleberlegenbeit bedeufender Mittel, durdy welche man 

den Dürffigen zu verdrängen ſich bemüht, auf der anderen 

aber die Gefammtheit gegen große und allgemeine Ungleich- 

beit der Vermögensvertheilung überhaupt, und gegen bere 

führeriſchen Schein, Markfkſchreierei und hinferliſtigen Betrug 

insbefondere, zu ſichern im Stande ſein, während ihr gus. 

gleich) die Bortheile wirklich verſchafft werden, welche die 
grVv-
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größere Concurreng der Wrbeifer in Beziehung auf Wohl: 
feilbeit und Güte Der verarbeiteten Produkte gewähren muß. 

Bei der Ermittelung und Feſtſtellung dieſer Sefchranz 
fungen, denen der Getwerbsbetrich im Gtaate unferworfen 
werden ſoll, find vorzugsweiſe die inneren Verhältniſſe jedes 

' concrefen ©faates, die Bedingungen und Bedürfniſſe für das 
geſellſchaffliche Leben, die Sitten und Gewohnheiten, die Eis 
genfhümlichfeiten der Verfaſſung und der poſitiven Geſeß- 
gebung und ſelbſt der Bolksc<harakter ſorgfälfig zu berück- 
ſichtigen, und darum werden die Gränzen, welche die einzel- 
nen Gfaatsgregierungen der Gewerbefreiheit zu ziehen für 
nofywendig und angemeſſen erfennen, in den verſchiedenen 
Staaten zwar im Allgemeinen und Weſentlichen ibereinftim= 
men, im Einzelnen aber auch nicht unbedenfend von einanz- 
der mbmeichen, Es iſt alſo eine ganz unzuläſſige Forderung, 
die nur auf einer unrihfigen Anſicht von der Natur der 
Gewerbefreiheit beruhen fann, wenn Schmidt (Betrachfun= 
gen über das Junungsweſen und die Gewerbefreiheit, Zittau 
1834) für die Staaten des deutſchen Zollverbandes, insbe- 
ſondere für Sachſen, die Einführung einer ganz gleichen 
Gewerbefreiheit, wie ſie im Preußiſchen beſteht, verlangt. 
Die Weigheit der Preußiſchen Regierung hat ſie in derſelben 
Form nicht einmal auf ihre eigenen, neu acquirirfen Pro- 
vinzen ſoforf für anwendbar befunden, und man erwarfef 
erſt die beſonderen geſeßlichen Vorſchriften, welche die Mo- 
Dificationen, unter denen ſie bier eingefiibrt werden kann, 
angeben werden. 

Aus der Natur und dem Begriffe des Staates und 
aus den Anſprüchen, welche ſowohl der Einzelne als die 
Gefammtbeit an denſelben zu machen haf, ergeben ſich in- 

deſſen einige Hauptgeſichtspunkte für die Organiſation des 
Gewerbsbefriebes, vorzüglich in ſofern er als Theil des gez 
jammfen inneren Staats-Organismus erſcheint, und dieſe 
werden zugleich im Allgemeinen die Gränzen andeuten, welche 
der Gewerbefreiheit zu ziehen ſind, neben welchen Die bez 
ſonderen Verhältniſſe jedes concreten Staates aber vielleicht 

2 
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auch noch mehrere erfordern, oder einer und der anderen 
eine genauere Beſtimmung beizufügen, ratpfam machen. 

Dieſe Gefichtspuntte find im Allgemeinen wiederum dop- 
pelt, theils polizeiliche, theils ſtaatswirthſchaf liche; 
jede dieſer beiden Haupfrücſichten muß aber wiederum in 
doppelfer Beziehung beachfet werden, indem auf der einen 
Seite die Verhältniſſe der Gewerbetreibenden, die, ſo 
viele ihrex auch immer ſein mögen, bei der Gewerbefreiheit 
gleichſam vereinzelt ſtehen, und auf der anderen Geife die 
Golgen, welche für die Geſammtheitf daraus entſtehen, 

eine gleich ſorgfältige Prüfung erfordern. Es wird alſo die 
Aufgabe der Geſeßgebung ſein, dafür zu ſorgen, daß der 
Einzelne ſeine nothwendige Verbindung mit. der Geſammk- 
beit, die ihn zu einem mitwirkenden Gliede und zu einem 

Glemenfe in dem Geſammt- Organigmus macht, nicht giną: 
[ich aus den Augen verliere, und fich gleichſam als Einzel- 
weſen der Geſammtheif gegenüberſtelle, ſondern daß ihm viel- 

mehr eine Nichfung auf das Allgemeine und die Ueberzeu- 

gung von der Nothwendigkeit einer Thätigkeit für das Ju- 

tereſſe der Geſammtheit verbleibe. Dagegen wird die bür-' 
gerliche Gefellfchaft ihrerſeits anzuerfennen haben, daß der 

Gewerbetreibende nicht nur überhaupt Theil des Ganzen iſt, 
ſondern daß auch ſeine gewerbliche Thätigkeit fic) auf den 
Geſammfzwe mit bezieht, und nicht blog als Privatbemii- 
bung betrachtet werden darf, weil dabei nicht allein der 

Privatvortheil, ſondern zugleich auch das Gefammtinferefje 
der Geſellſchaft in Frage kommt. Dieſes muß derſelben auf 
Der einen Geite geſichert werden, ohne daß ihr auf der an- 
deren irgend einer der Gortheile verloren gehen darf, die 
aus der Concurrenz . vieler Gewerbetreibenden entſpringen, 

oder daß ſie in Beziehung auf die Güte und Aechtheit der 

Gewerbsproducte gefährdet würde, 

Die Klagen der Gewerbefreibenden über Nahrungs- 
loſigkeit und Gerarmung des Gewerbeſtandes ſchließen in der 
Regel damit, daß der Gewerbefreiheit alle dieſe Machtheile 
aufgebürdet werden, und ſie ſehen in der AUufrechthaltung 
der Vorrechte, welche die Junungen und Zünfte aus dem
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Mittelalter auf die neuere Zeit überfragen haben, das ein: 
zige Heil. Ihnen gegenüber ſtehen alle Diejenigen, denen 
jene Borrechte, in Verbindung mit den Swańgóe ind Saini: 
techfen, eine unmittelbare Beſchränkung ihrer natürlichen und 
bürgerlichen Greibeit auflegen, und außer denſelben tod) die 
Geſammtheit, welche ihrer Seits dabei gleichfalls wefentlid) 
betheiligt iſt, weil fie zugleich einer mittelbaren Befthcdna 
tung unterwotfen wird. Gon dieſer Seite erkennt nian in 
jenen Gewerbsporrechten nur Mißbräude, auf Aninäßung 
und Ungefeglichteit gegründet; auch bier ſieht main Datih 
aber ein Haupt-Hinderniß der möglichſt gleichen Gertheilung 
des Erwerbes und der Gliidsgiiter überhaupt inter den 
Mittelſtand, wodurch derſelbe gehindert wird, recht aligemciti: 
Fräftig aufzublühen und zu erſtarken. Dieſer Borwurf wird, 
wie wir vorher geſehen haben, der Gewerbefreiheit nicht 
weniger gemacht, und man glaubt dieſer nod) überdies zur 
Läſt legen zu können, daß ſie Viele zur Eröffnung eines 
Gewerbsbetriebs beſtimme, die weder hinreichende Fähigkei- 
fen noch Mittel dazu haben, und daher ſehr bald der Ges 
ſellſchaft zur Laſt fallen müſſen. Hier, wie dort, find älſs 
die nachtbeiligften Folgen durch Ueberſchreifung der Gränzen 
zu befürchten. G<werlich dürfte indeſſen eine geregelte Sei- 
Maths: und Armen-Geſeßgebung, wie Hert Benedict (Der 
Zunftzwang und die Bannrechte, Leipzig 1835) glaubt, für 
fic) allein zureichen , dieſelben zu entfernen. Sie ſteht, fo 
nöthig fie an ſich iſt, doch Feinesweges mit der Gewerbe- 
verfaſſung in dieſer engen Berbindung, da die nadytbeiligen 
Folgen auch neben einer noh ſo weiſen Heimaths- und 
Armen: Geſeßgebung in Beziehung auf Die, deten Berhält- 
niſſe ſie der leßferen gar nicht unterwerfen, immet dieſelben 
bleiben verden, und wir fommen inithin auch hier wieder 
darauf zurü, daß es Sache der Gtaatsgefesgebung bleibt, 
die Gränzen, in welchen ſich die Gewerbeſreiheit, wie tibet: 
baupt jede Freiheit im Gtaate, bewegen müß, näch allen 
Seiten hin genau und ſorgfältig zu beſtimmen, Welcher 
Sorgfalt und Genauigkeit es in dieſer Beziehting beddtf, 
geht daraus am beſten berbor, daß Die Gtaatsregierutg 
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ſelbſt die Berpflichtung anerkennt, für die zeitgemäße Ger: 
vollfommnung und höhere Ausgbildung der Gewerbe zu 

ſorgen, dergeſtalf, daß ſie der Bildungsſtufe, auf welcher 
man allgemein im Staate ſteht, vollſtändig entſprechen, und 
auch in dieſer Hinſicht wird ſowohl den Bann- und Zwangs- 
rechten als der Gewerbefreiheit das Wort geredet. Denn: 
es behaupfen, wie bekannt, nicht nur Die Bertheidiger der 
Zunff- und ſonſtigen 3mangsrechte, daß höhere Bollkom- 
menheif und Kunſtfertigkeit leichter und ſicherer in den Zünf- 

fen und Jnnungen zu erreichen ſei, wo die Bereinigung vie- 
ler Kunſtverſtändigen zu gleichem Zwecke und der Austauſch 
Der Jdeen über Gegenſtände des Gewerbsbefriebes eine leich: 
fere Unterweiſung, der Einzelnen durch wahrhaft Kunſtver- 
ſtändige möglich mache, und das, was dem betreffenden Gee 
werbe und ſeiner Augübung am förderlichſten iſt, zugleich 
pon: Gielen oder von Allen gefunden und aufgenommen 

werde, ſondern auf der andern Seife wird es der Gewerbe: 

freiheit nicht minder als Vorzug angerechnet, daß ſie Jntel- 
ligenz und Kunſtfertigkeit in dem Gewerbsbekriebe erhöhe 

und belebe, und man glaubf nur in ihr Bas Princip eines 

ſicheren $orffchreitens zu größerer Vollkommenheit finden zu 
fónnen. Kunſt und Wiſſenſchaft verlangen aber jedenfalls 
Freiheit, und gedeihen nirgends mit Zwang gepaart; auch 
bat die Erfahrung der neueren Beit zur Genüge erwieſen, 

daß der Zunff- und Gewerbezwang den Gewerbsbetrieb in 
Beziehung auf techniſche Ausbildung und Vollkommenheit 
ewig auf gleicher Gtufe erhält, während er ſich bei Ge: 
werbefreiheit mit Rieſenſchriffen nach allen Richkungen bin 
vervollfommnef. Darum wird hier die Entſcheidung wohl 
mehr zu Gunſten der Gewerbefreiheit erfolgen. Wo viel er- 

zeugt wird, kann das Erzeugte in niedrigerem Werthe ſtehen, 

als da, wo man weniger erzeugt, aber es wird ſchon dieſer 
größeren Woblfeilheit halber der Verbrauch bedeutend ver: 
mehrf, es wird darum wieder mehr geſucht, und ſo entſteht 
eine ungleich größere Concurrenz, die für die Gerverbetrei: 
benden eben fo vortheilhaft iſt, als die Folge, welche aus 
Der Concurrenz vieler Producenten entſpringt, für die Ge: 
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fammtbeit. Denn dieſe erfennen nicht nur ſehr bald, wie 
ſehr ihr Credit davon abhängt, daß fie, ohne Erhöhung des 
Preiſes , Erzeugniſſe von vorzüglicher Gite, in Beziehung 
auf das perarbeitete Material, liefern, ſondern ſie ſuchen 
fidy auch gegenſeitig noch in fechniſcer Bollfommenheif zu 
Üüberbiefen. ; 

Wenn wir Die im Gntereffe einzelner Individuen oder 

Corporationen liegenden Beſchränkungen des freien Gewerbs- 
befriebs, die Zwangs- und Bannrechte, ſowie die ausſchließ: 

lichen Gewerbsbefugniſſe von ihrer practifchen Geite kennen- 
zu lernen fuchen: ſo ſind ſie 

a) entweder gegen gewiſſe Conſumenten, oder 

b) gegen andere Producenten gerichtet. 

Im erſten Galle wird verlangt, daß beſtimmte Gegenſtände 
des Bedürfniſſes oder Genuſſes ausſchließend nur durch den 

berechtigten Producenfen geliefert, verfauft, gefertigt oder 

überhaupt beſchafſf werden dürfen, und es iſt dabei ſelbſt 

gleichgültig, ob das Bedürfniß ein perſönliches iſt, oder ſich 
auf die Wirthſchaft, ja ſelbſt auf das Gewerbe des verpflich: 
fefen Conſumenten bezieht. Im legteren Falle pflegt dage- 

gen die Befugnig zur Production pon gewiſſen, keinesweges 
aus Den Natur des Gewerbsweſens hervorgehenden Bedin: 

gungen und Eigenſchaften abhängig gemacht zu werden, 
und Jeder, der jene nicht erfüllen fann und dieſe nicht bee 
fist, bleibt von der Befugniß zur Production und mithin 
zur Concurrenz mit den berechtigten Producenten ausgeſchloſ: 

fen, er ſei ſonſt ſo fähig zu dem fraglichen Gewerbsbetriebe, 
als er immer wolle. Nicht ſelten ſind auch beide Gattungen 

monopoliſtiſcher Gewerbsbefugniſſe vereinigt, und in die erſte 

Kategorie gehören, außer dem Krug-Berlagsrechte,. -alle 
Zwangs- und Bannrechte, in die zweite aber die Stuben 
G- B. Barbier-, Badftuben), Stammer:. (oder Geharrn:) 
und Banfgerechtigieiten, ſo wie die Excluſiv - Berechtigungen, 
welche von gewiſſen Güfern oder Anſtalten aus. eigenem 

Rechte, oder auf den Grund Landes: oder gufsherrlicher Ber- 

leihung ausgelibt werden, enDlich der ganze Zunff- und 

Innungszwang, mit welchem jedoch größtentheils auch Banne 



22 

rechfe verbunden find, Allen dieſen einzelnen, verſchiedenen 
Rechten ſind mithin theils gewiſſe Individuen, theils ganze 
Claſſen von Perſonen, theils endlich die Bewohner ganzer 
Orte pder Bezirke (Bannmeile) unferworfen. Schon oben 
iſt erinnerxf worden, daß ſolche Befugniſſe, ſie mögen Cin: 
zelnen oder ganzen Gorporationen zuſtehen, feinesweges zu 

den reinen Privafrechfen gehören, ſondern ſich auf Mißbrauch 
ſtüßen, Der Gutsherr, welcher eine Mühle erbaut hatte, 
befahl ſeinen hofhörigen Ginterfaffen, ihr Bedürfniß auf 
derſelben mahlen und ſchrofen zu laſſen, ihr Bier von ſeinen 
Brauereien zu erholen, auch wohl ihr Brodt in ſeinen Back- 
öfen zu backen, und in einem gleichen Mißbrauche ſeiner 
gutsherrlichen Rechte ertheilte er Conceſſionen zum Gewerbs- 

befriebe, mit denen zugleich ein ausſchließliches Recht dazu 
verbunden wurde, weil es noch an einer Staatsgewalt fehlte, 
welche die Rechte gegen die Perſon des Hofhörigen oder die 
aus dem Grundeigenthum hergeleifefen in ihre re<fmäßigen 
Gdranfen zurückgewieſen hatte. Go artefe das auf dem 

Grundbeſiße ruhende AUuffichtsreht des Grundheren, welches 
nichf minder das allgemeine Wohl als Zweck im Auge bas 
ben follfe, in den ſ<mählichſten Egoismus aus. Für Die 
Gewerbs- Conceſſionen wurde ein Kaufgeld, nebſt einer jähr» 

lic) wiederfehrenden Abgabe, bedungen, und zu Gunſten des 
Herrn, dem rechtlich kein Anſpruch darauf zuſteht, ein 

- förmlicher Handel damit gefriebenz die mif dem Zwange 
verbundenen Mühlen, Brauereien und ſonſtigen Gemwerbsz 

anftalten erhielten nafürlich einen höheren Preis, als alle 

übrigen, denen ein Zwangsgrecht fehlte, und ſo begünſtigte 
fic) durch einen Mißbrauch der Gtellung, die ihm in der 
bürgerlichen Geſellſchaff zugefallen war, der Einzelne auf 
Koſten der Geſammtheit, Die Städte, auf jeden von den 
Gutsbeſißern in Anſpruch genommenen Vorzug ohnehin eifer- 
ſüchtig, firengten Alles an, den ſtädtiſchen Gewerbsbetrieb, 
zu heben, wozu ſie in den Bann: und Zwangsgrechten das 
beſte Mittel zu entderken glaubten, und die Fürſten, welche 

während der geſeßloſen Zeifen des Mittelalters in ihnen eine 

ſichere Stütze, wie gegen auswärkige Feinde, ſo auch gegen 
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die Macht der bedeutenderen Gutsbefiger fanden, begünſtig- 
fen dieſen Gewerbsbetrieb der Gtädfe gegen das platte LanD,. 

weil er für jene eine ſichere Baſis ihres Wohlſtandes und 
Einfluſſes wurde. Die Zünfte wußten ſich endlich dieſe ges 

werblichen Borrechte allein zu eigen zu machen, fo daß ſie 
nicht nur alle Diejenigen, welche fic) nicht als Mitglieder 
aufnehmen laſſen fonnten, zugleich vom ewerbsbefriebe 

ausſchloſſen, ſondern auch Zwangsrechte gegen die übrigen 

Bewohner der Stadt und des Weichbildes fid) anmaßten. 
Einzelne. Zwangs- oder Bannrechte können zwar auch 

durch Vertrag entftanden ſein, dennoch gehören ſelbſt dieſe 
nicht zu den reinen Privafrechten, weil Fein rechtlicher 
Grund für die Fortdauer des Zwangs denkbar iſt. Nur 
Diejenigen, welche jenen Vertrag abſchloſſen, waren für ihre 

Perſon und für ihre Lebensdauer verpflichtet, den Beſtim? 
mungen deſſelben nachzufommen, den ſpäteren Geſchlechtern 
aber fonnte fo wenig eine gleiche Becbindlichkeit auferlegt 
werden, als die verfragsmäßige Beſugniß anderer Seits auf 

die Nachkommen der erſten Contrahenfen oder driffe Perſo- 
nen übergehen durfte, und nur als einmal hergebracht wurde 

das Berhältniß fortgefest. Denn es handelt fic) um Rechte 
und Gerbindlichfeifen, die ſtreng an die Perſon gebunden 

find, weil den eingegangenen Werpflichtungen Nechte gegen= 

über ſtehen, die dem Menſchen bei ſeiner Geburt von ſelbſt 
eingeräumt werden müſſen, alſo zu den angeborenen ges 
hören. Wollfe man den Bann: und Zwanggrechten Die 
Natur dinglicher Gervituten beilegen, fo müßte man den 
Grund und Boden eines gewiſſen Bezirks als der Verpflich: 

fung unferliegend anſehen; wie ließe ſic< dies aber denken, 

wo es ſich um die Befriedigung von Bedürfniſſen handelt, 

Die durch die Perſonen und ihre Berhältniſſe beſtimmt were 

den? Jedenfalls könnte für dieſe Perſonen nur ein Leibeigens 

ſchafts - Berhältniß angenommen werden, wenn man eine 
Berpflichtung für ſie anerfennen will, denn ein vertragse 

mäßiges würde höchſtens noch für die Erben der erſten Con- 
frahenfen vorhanden geweſen ſein. Eben ſo wenig ſind die 

Grundfage dex Berjährung anwendbar, und dieſe müßte 
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überdies auch gegen jeden Einzelnen gelfend gemacht ter: 
den; denn die übernommene Gerpflidtung iſt ihrer Natur 

nach eine rein perſönliche, und die Geſammtheit, die als eine 
moraliſche und durdy einen Geſammtwillen geleitete Perſon 
erſcheint, kommt dabei gar nicht in Frage, 

Nicht bloß, einem höheren Aufſhwunge der Gewerbe X 
und einer Lebendigkeit des Gewerbsverkehrs, ſondern ſelbſt 

dem gewöhnlichſten Gewerbsbetriebe, den das Bedürfniß uns 
entbebrlid) macht, ſtehen alle folche Beſchränkungen , Die ih- 
ren Grund im Privatinfereſſe haben, lähmend entgegen, und | 

ſind damit völlig unvereinbar. Dieſe Thafſache iſt auch 
noch nie in Zweifel gezogen worden. Cie trdnfen überdies 

die angeborenen Rechte jedes Staatsangehvrigen, ein ſeinen 

Neigungen , Fähigkeiten und ſonſtigen Bermógens: Gerhalt: 
niſſen entſprecßendes Gewerbe zu erwählen, und ſich darin, © 

ſoweit es ſeine Mittel und ſeine Kräfte geftatten, zu ver- 
vollfommnen, oder ſein Bedürfniß an gewiſſen Gewerbs- 
producfen da zu befriedigen, wo es ihm am angemeſſenſten 

erfcheint, und wo es ohne Uleberfheuerung und andere Be- 
ſc<werniß geſchehen kann. Go erſcheinen ſie denn unbe- 

zweiſelf als gemeinfchadlich, und die Staatsgewalt, der - 
das Recht, die Gewerbsverhältniſſe nad) den Bedürfniſſen 

der Zeit und des Ofaates zu ordnen, auf feine Weiſe ſtreiz 

fig gemacht werden fann, haf eben deghalb die Befugniß, 

ſie als gemeinfchódlid) aufzuheben und einen gewerblichen 
Zuſtand zu begründen, wie er mif allen übrigen Staats» 
einrichtungen im Einklange ſteht, Es dürffe mithin als feft: 
ſtehend angenommen werden können, daß der erſte Schritt 

gu einer Bervollfommnung des Gewerbslebens und Berkeh- 
res in der Auſhebung dieſer Rechte beſtehen mu; denn ein 
Gewerbgzuſtand, der im Allgemeinen auf das Princip der 
Gewerbefreiheit, ſoweit ſich daſſelbe im Staate geltend ma: 
chen darf, gebaut wird, iſt mit Beſchränkungen irgend einer 
Art, die lediglich aus dem Privatintereffe hervorgehen, 
Durchaus unvereinbar; während Beſchränkungen, die das 
Bffentliche Recht gebietet, nur heilſam darauf einwirken. 

Einer weiferen Ausführung darüber werden wir jedoch übers 
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hoben fein können, “da in der gründlichen Unterfuchung, 
welche Benedict in ſeiner Schrift (Der Zunftzwang und 
die Bannrechfe) in dieſer Beziehung neuerlich angeſtellt hat, 
die Natur aller folder Rechte ſorgfältig erörtert und ge: 
prüft worden iſt, zugleidy aber auch Dasjenige, was von 
verſchiedenen Geiten immer noc zu ihren Gunſten angeführt 
zu werden pflegf, genügend widerlegt wird.: Vielleicht ents 

ſpricht es dem Zwecke der gegenwärtigen Darſtellung mehr, 
wenn einige, unmiftelbar aus dem Gemwerbsleben,: wie wir 
es nämlich da finden, wo die alte Gewerbsverfaſſung noch 
unverändert geblieben iſt, genommene Gerbdltniffe hier mit- 

gefheilt werden, um Den Druck aller Jwangsrechte und Er: 

clufiv:Befugnifje fir die Bewohner der Lander oder Provins 
gen, wo fie noch nicht aufgehoben find, recht anſchaulich zu 
machen. 

In den meiſten kleinen Gtddfen des $erzogtbums 
Gadfen darf kein Fleiſcher ein Stick Rindvieh eher fdhlach: 

fen, bevor nicht ſein Borgänger das Fleiſch von dem früher 
geſchlac<hfefen Otic bis auf den leßten Reſt verkauft bat, 
und dieſes Reiheſchlachfen beruht keinesweges überall auf 

den Beſtimmungen dec Privilegien, ſondern ſehr häufig nur: 

auf einem freiwilligen Uebereinfommen Der Mitglieder des. 
Gewerks. Mag ſich ſelbſt die Fäulniß nähern, fo läßt fidy 
Fein Anderer zum Schlachten bewegen, bis das Fleiſch von 

dem bereits früher geſchlachfeten Rinde an: den Mann ge: 

bracht iſt, oder der Verkäufer ſich endlich von der Linmóge. 

lichteić überzeugt hat, und den Ueberreſt nun wenigſtens. 

noch einzuſalzen ſich entſchließt. Kein Einwohner der Stadt 

iſt alſo zu gewiſſen Zeiten im Stande, ſic den Genuß eines 

frifchen Gtüces Fleiſcy zu verſchaffen und eins der erſten 
Lebensbedürfniſſe ſo zu befriedigen, wie es Dody Jeder zu 
verlangen ein Recht bat. 

Eine ähnliche Obſervanz, gleichfalls nur durch freiwil- 
lige Uebereinfunff begründet, aber nicht leicht von einem 
Mitgliede des Gewerkes aufgehoben, weil es ſeinem Jntker- 

eſſe zu ſehr widerſtreifet, beſteht bei den Bäckern, bei denen 
die Bactwoche und das Feilhalten in den Bänken gleichfalls 
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der Reihe nach abwechjelt. Sehr häufig, vornehmlich aber 

an den Gonntagen, wo Diejenigen, welche an der Reihe 

find, die Ueberzeugung haben, daß auch feiner der Uebrigen 

in ſeinem Hauſe bad, jede Concurrenz mithin wegfällt und 

die Badwaare abgeſeßt werden muß, ſie fei ſo ſchlecht, als 

fie nur immer wolle, iſt daher aud) in dieſer Beziehung 

Veranlaſſung zu gegründefen Beſchwerden für das Publi- 

fum vorhanden. ; 

Nicht minder iſt in den Städten, außer dem Bier- 

zwange, aud) das Reihe- Brauen hergebracht. Der Bewoh- 

ner der Stadt, der ſein Bedürfniß an Bier nicht auswärts 

befriedigen darf, das Gebräude in der Gtadt mag ſo ſchlecht 

geweſen fein, als es nur immer wolle, muß geduldig ab- 

warten, bis ein beſſeres vorfommt. Jenes muß ausgefrun= 

fen werden, es daure damit auch noch fo lange, wenn es 

im Falle einer Unterſuchung nur nicht völlig verdorben und 

ungenießbar befunden wird. Wird fremdes Bier in die 

Stadt gebracht, ſo haben die Brauberechtigten die Beſug- 

niß der Confiscation, und um daſſelbe, wenn es etwa von 

beſſerer Giite ſein ſollte, als das einheimiſche, nicht zum Ber- 

faufe, oder auch nur zum Trinken kommen zu laſſen, ſchla- 

gen ſie wohl gar die Fäſſer ein, und laſſen es in den Gand 

laufen. Es iſt unbezweifelt, daß das Herzogthum Gachfen, 

wo der Bierzwang nody ganz allgemein beſteht, gegen ans 

dere Provinzen aus dieſem Grunde nicht bloß weit in der 

Bier: Fabrikation zurückgeblieben iſt, ſondern daß auch nur 

dadurch der übermäßige Branntweingenuß ſo überhand nebz 

men fonnfe, daß er dem phyſiſchen und moraliſchen Zuſtande 

des Golfes gefährlich zu werden droht, Denn die Brannt: 

wein- gabrifation iſt in unſeren Zeiten leider bis zu einem 

ſoihen Grade von Vollkommenheit gebracht worden, daß 

Der Bierverfrieb unter den Beſchränkungen, denen er unfer- 

worfen iſt, ſich neben derſelben nicht zu halten vermag; fo 

daß ein unmittelbares Einſchreiten von Seiten des Staates 

faſt unentbehrlich zu ſein ſcheint. Nur die Rathskeller haben 

in der Regel die Beſugniß, fremde Biere zu balten und zu 
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bertaufen, ein foldyes Monopol iſt aber gleichfalls nicht ge: 
eignet, dieſem Gewerbszweige aufzubelfen, 

In Görliß, einer Stadt bon faſt 12000 Einwohnern, 
haf nur der NRathskellerwirth die Befugniß, Wein zu halten 
und auszuſchänfen; in Luckau der Rathskellerwirth und 
der Apotheker. Jn Calau war früher die Apotheke allein 
zum Materialhandel privilegirf, und nur der Umſtand, daß 
fid) Der Landegherr in dem ertheilten Privilegium vorbehal- 
fen haffe, aud) Anderen, neben derſelben , nöthigenfalls die 
beſondere Erlaubniß dazu ertheilen zu können, machfe in 
neuerer Zeit die Begründung einiger Materialhandlungen 
urd) unmittelbare Conceſſion möglich. 

In den Bezirken von Jüterbogk und Dahme iſt es 
dem Landmann nur in dem kurzen Beitraume von Deuli 
bis Palmarum geftaffet, Leinwand zum eigenen Gebrauch 
zu weben, in den meiſten niederlaufigi(chen Städten, 3 8. 
in Lübben, darf fein Einwohner fein Garn auswarts 
weben laſſen, ſelbſt wenn er es Dort für die Hälfte des Loh- 
nes erhalten fonnfe. 

Die Fleiſcher in Görliß und Qauban können Die Selle 
bon. Dem gefchlachteten Vieh nur an Die dorfigen Gerber, fo 
wie das Talg einzig und allein an die Geifenfieder des Drtes 
verkaufen. Ju Lauban dürfen zugleich wollene Strümpfe 
gar nicht, auch nicht einmal zum eigenen Bedarf, geſtrickt 
werden, weil die dortigen Strumpfwirker ein Verbietungs: 
recht zu haben glauben. Ju Zörbig müſſen die Riemer 
und. Sakfler ihren Bedarf an Leder von den Gchuhmachern 
enfnehmen, oder im Unterlaſſungsfalle dieſen eine Geldents 
ſchädigung geben. 

Die in der Bannmeile von Torgau und Wittenberg 
wohnenden Bauern dürfen ihr Gefreide nirgends anders als 
auf dem ſtädtiſchen Markte verfaufen, und faſt in allen 
Städten gilt die Dbſervanz, daß kein Bauer das Getreide, 
welches er auf den ſtädtiſchen Markt gebracht bat, wieder 
mif herausnehmen darf; ſo daß er es in der Geadt auf: 
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fegen muß, wenn er zu dem Preiſe, in welchem es gerade 
ſteht, nicht verkaufen will. 

Sn Belzig kann nur der Faſtnachtsmarkt ungehindert 

von auswärfigen Tuchmachern bezogen werden, an den 

Märkten zu Michaelis und Galli dürfen ſich dieſe dagegen 

erſt am zweiten Tage einfinden, und Töpfer, Schuh - und 

Pantoffelmacher werden umgekehrt grade vom Faſtnachts- 

markte ausgeſchloſſen. In Lübben und dem größten Theile 
der niederlaufigifchen Städfe darf der Weihnachtsmarkt. nur 

von einheimiſchen Töpfern, Zuch: und Schuhmachern bezo- 

gen werden. | 

Aehnliche Beſchränkungen ſind gewiß noch in großer 

Anzahl vorhanden, und über ihre nachtheiligen Wirkungen 

wird nicht fiiglidy ein Zweifel obwalten. Demnach dürfte 

durch Die Abſchaſſung des Zunſftfzwanges mit den übrigen 

Ercluſivrehfen nod) nicht die Aufhebung der Zünfte ſelbſt 

bedingt werden; es würde in Beziehung auf dieſe Frage 

vielmehr erſt darauf anfommen, in wie weit der GStaat ein 

Fortbeſtehen derſelben ohne3wangsrecte dem öffentlichen 

Intereſſe entſprechend findet, Sobald man dieſen Genoſſen- 

ſchaften nicht bloß den eigennüßigen Jwed der Ausſchließ: 

fichfeit zum Nachtheile Derjenigen, welche nicht als Mitglie: 

der aufgenommen ſind, unterlegen will, dürfte im Allgemei- 

nen durc) ihre Beibehaltung in veränderter Form manches 

Gute erzielt werden können z über dieſe Beibehaltung und die 

Zweckmafigite Form derſelben wird aber nur mit Rückſicht 

auf die Zunffverhälfniſſe in allen Provinzen des Ofaates 

ein Beſchluß gefaßt werden können; um auch hier die möge- 

lichſte Uebereinſtimmung in der Geſeßgebung und Berfaffung 

herbeizuführen. Gewiß iff, daß bei Dem Entſtehen der 

Zünfte. fein bloß eigenniigiger Zmeć vorhanden war. Das 

engere Aneinanderfchliegen Derjenigen, welche ſich gleichen 

poder ähnlichen Gewerbsbeſchäftigungen, für welche noch nicht 

einmal beftimmte Regeln exiſtirten, und die von dem Bater 

auf den Sohn überzugehen pflegten, hingaben, iſt unſtreitig 

eben fo nafürlich, als die engere Berbindung und der Ge- 

ſammt-Bürgſchafts-Berein zwiſchen den Beiſammenwohnenden
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uberhaupf. Der rechtlofe Zuſtand des Mittelalters, über 
welchen noch feine ©taatsgewalt wachte, begiinftigfe das 
Näheraneinanderſchließen zum Schuße des Rechtszuſtandes 
gegen rohe Gewalt von ſelbſt, und beförderte ſo das Ente 
ſtehen neuer Bereine. Bald gewann auch der Bwe der 

Beförderung und Bervollfommnung des Gewerbsbetriebes 
einen enfſchiedenen und bis zur Begründung der Ausſchließ: 

lichfeit höchſt bedeufenden Einfluß. Dieſe Ausſchließlichfeit 
mußfe aus den Berhältniſſen des Mittelalters augen(chein= 
lich aber von ſelbſt hervorgehen, weil fid) damals ein Rechts: 
zuſtand nur ſoweit denken ließ, als er durch eine Gereiniz 
gung von Kräften gehandhabt werden konnte. Die Zünfte, 
die Durch ihre Bereinigung die Sicherung ihrer Gewerbe 

und nod) mehr des Ertrages derſelben gegen fremde Angriffe 
zu erreichen geſucht hatten, ſahen nun in dieſer Sicherftel: 

lung zugleich die Befugniß, Andere, die nicht zu ihrem Vers 

eine gebórten, abzuhalten, daſſelbe Gewerbe zu befreiben, 
und da dieſe außerhalb deſſelben keinen Schuß fanden, weil 
es an einer Staatsgewalt, welche geſchüßt hätte, noch. ganze 

lid) fehlte, ſo wurde das Recht Der Zünffe zum Gewerbsg- 
befriebe bald ein ausſchließlihes und ein’ Berbiefunggrecht 
gegen Alle, die nicht zur Zunft gehörten. Hatte ſich durch 
Mißbrauc< und Anmaßung einmal fo viel erreichen laſſen, 
fo war der Schrift, den man nun auch noch thaf: allen 
übrigen Claſſen der Bürger zu verbieten, bei andern als 
zünftigen Arbeitern ihr Bedürfniß an Gewerbsproducten zu 

befriedigen, weder unerwartet noch beſonders ſchwierig. 

Dieſe Ausſchließlichkeit iſt dem urſprünglichen Weſen der 

Zünfte alſo fremd, und in den Jahrhunderten völliger Ge- 

ſeßloſigfeit, der man vornehmlich das frühere Mittelalter 
nicht mit Unrecht beſchuldigt, entſtanden, Man handhabte 
damals die Junftrechte ganz ſo, wie man ſich in ſeinem 

Eigenthume durch engeres Aneinanderſchließen zu ſchüßen 

ſuchte, indem man jedes Gewerbe als Sache und ganz dem 

Gigenthume ähnlich befrachtefe, woraus ſich auch noch für 
das neuere deufſche Recht der Begriff des Geſammteigen- 
fhumes und der gemeinſchaftlihen Benußung des Gewerbes 
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Durch Die Mitglieder Der Zunft als Corporation, die daraus 
zum Theil beſondere Einnahmen ſich vorbebielf, entwickelte. 
Eigennuß zog enDdlih noch Gränzlinien zwiſchen: den einzel- 
nen Gewerben, und wies jedem die Arbeifen zu, auf welche 

daſſelbe ausſchließliche Rechte zu haben behauptete. Daraus 
entſtand die Arbeifsvertheilung unfer den verſchiedenen Ge: 
werben oder Handwerken und die Abgränzung beſtimmter 
tleiner Gewerbsbezirfe, welche ſich überall gegenſeitig berühr- 
fen und das ganze große Gebiet der Gewerbe eigenmächtig 
Dergeftalt eingetbeilt und vergeben hatfen, daß nur ſelten 

noch zwiſchen einzelnen Bezirfen ein unbedeutender Raum 
für eine früher gänzlich unbefannte Gewerbsthätfigfeit zu 

finden war. Go mußten die Zünfte freilich dem Eigennuße 
beſonders förderlich ſein, denn es war in ihre Hand gelegt, 
mit geringem Aufwande bon Bermögen, Kraft, Thätigkeit 

und Kunſtſertigkeit bedeufenden Gewinn zu machen, weil 

überhaupt Niemand mit ihnen in die Schranken treten konnte, 
und aus gleichen Gründen blieb ihnen auch bei der unvolls 
fommenften Production doch immer noch ein hinreichender 

Gewinn geſichert. Was hätte ſie in dieſem Verhältniſſe zu 
einem ernſten und ſorgfältigen Streben nach größerer Bolle 

fommenbeit anſpornen Eónnen, fo lange ihre Exiſtenz auf 
Feine Weiſe bedroht werden mochte, ihre techniſche Ausbil- 
dung ſei ſo gering, als ſie immer wolle? Eine ſolche Junffe 

berfafjung diirffe dahex im Gtaate allerdings wohl nicht 

beibehalten werden Eönnen, wenn es ihm auch nur darum 

gu tbun iſt, den Gewerbefleiß zu fördern und. die verſchie- 
denen Gewerbe ſelbſt zu einer höheren Bollkommenheit zu 

bringen. Noch weniger wird dies aber möglich ſein, wenn 
man dabei auf die nachtbeiligen Folgen und Itechtgverlegun= 
gen, die ſie für alle übrigen Bürger von ſelbſt mit ſich 
führt, einige Rückſicht nehmen will, Das natürliche und 

durc) den bürgerlichen Verein anerkannte Recht jedes Cine 
zelnen, ſich ſeinen und der Geinigen Unterhalf durch die ſei- 
nen Wünſchen oder Verhältniſſen am meiſten zuſagende Thä- 
figkeit zu verſchaffen, wird dadurch vernichtet, ohne daß von 

Seifen der Inhaber des gegenüberſtehenden Berbotgrechts 
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efwas zur Musgleichung dafür gegeben würde, und nicht 
minder verliert die Gefammtbeit das eben fo wohl begriin: 
defe und nafiirliche Recht, ihr Bedürfniß an Gewerbspro: 
ducten aller Art da zu befriedigen, wo es Jedem am vor- 
theilhafteften und zweckmäßigſten erſcheint. 

Alles Dies folgt, wie bereits erwähnt, aber nur aus 
der auf reine Anmaßung gegriindeten Geſchloſſenheit und 
ausſchließlichen Berechtigung der Zünffe, mit deren Auf: 
bebung ſie ſich noch Feinesweges als gefellfchaftliche 
Bereine, als Corporationen, von ſelbſt auflöſen. Gollte 

ſie in dieſer Eigenſchaff aufrecht zu erhalten, der Staat 
vielleicht ſelbſt in ſeinem Intereſſe finden, ſo dürften ihnen 
dann von demſelben noch einige Berechtigungen zu überwei- 
ſen ſein, welche das allgemeine Intereſſe des öffentlichen Woh» 
les an die Hand giebt, und die etwa in Folgendem beſtehen 
könnten. 

1) Qn dem Rechte der Prüfung, ob Derjenige, welcher 
die Eröffnung eines neuen Gemerbsbefriebes beabſichtigt, 

das Gewerbe ordnungsmäßig erlernt haf, und ihm die of: 

fentliche Augübung alſo geſtattet werden kann. Dabei wird 
es indeſſen noch einer beſonderen Borſchrift über die Erler- 
nung, ſowohl in Beziehung auf äußere Form, als insbes 
ſondere auf eine gewiſſe Stufenfolge bis zur Meiſterſchaft, 
welche allein zum ſelbſtſtändigen Gewerbsbetriebe berech- 

figen darf und über die Prüfung ſelbſt bedürfen. Auch das 
Wandern der Handwerker könnte mit den in neuerer Zeit 
eingeführten Beſchränkungen, nady welchen dazu weder ein 
Zwang noch eine allgemeine Berpflichtung exiſtirt, beizube- 
balfen und vielleicht durch kleine Unterſtüßungen von Seiten 

der Gorporationen, welche den wandernden Geſellen in den 

Gtand fegen, den Nachweis einiger Mittel zu führen, ohne 
welche ihm eine Erlaubniß zur Wanderſchaft verſagt bleiben 
a gu begünſtigen fein; daneben verſteht fic) dann von 
elbft: 

2) das Recht, Lehrlinge und Geſellen oder Gebiilfen 
anzunehmen und in ihrer Kunſt oder in ihrem Handwerke 
gu unterweiſen, mit der Beſchränkung auf der einen Seite, 
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daß Dies nicht als ausfchliefliches Recht geltend gemacht 
werden dürfe, und mit dem Vorrechte auf der anderen: 
auch Diejenigen, welche das Gewerbe nicht bei einem zur 
Zunft Gehörigen erlernt haben, nach den vom Gtaate dedz 

falls gegebenen Anweiſungen zu prüfen und darüber zu be- 

ſtimmen, ob fie zu der gewünſchten höheren Stufe oder zur 
Meiſterſchaft und ſelbſtſtändigen Ausübung des Gewerbes 

ſelbſt befördert werden können. Die Ausſchließlichfeit der 
Erlernung muß mit dem Aufhören“ jedes Zwanges zum Ein- 

friffe in die Zunft von ſelbſt binwegfallen; dennoch wird 
es an Theilnehmern niemals fehlen, da Jeder augenfcheine 
lich nur ſeinen eigenen Gortheil befördert, und insbeſondere 

wird das Recht, über die Qualification Aller, auch Derjeni- 
gen, welche bei feinem Mitgliede der Zunft das Gewerbe 

erlernt haben, zu entſcheiden, der Zunft jederzeit eine ehren- 

volle Stellung ſichern und die Aufnahme in dieſelbe wün- 
ſc<enswerfh machen. Dieſer Aufnahme darf aber auch von 

der anderen Geife nicht widerſprochen werden können, viel: 

mehr muß der Zunft die Berbindlichkeit obliegen, Jeden, 

der Den Nachweis führt, daß er das Handwerk oder die 
Kunſt ordnungsmäßig erlernt haf, und deſſen Aufnahme 

Feine beſonderen Gründe entgegenſtehen, als Mitglied angus 

nehmen. ; 

3) Das Recht, Verſammlungen und gemeinſchaftliche 
Berathungen in den Angelegenheiten des betreffenden Gez 

werbes zu halten, über die Gewährung des Meiſterrechts 

und Die Aufnahme der Bewerber als Mitglieder der Zunft 
zu entfcheiden, wird ihnen als nofhwendige Folge der vor- 

erwähnten Befugniß eben fo wenig abzuſprechen ſein, als 

das Recht, 
4) überhaupt als Corporation im Staate betrachtet 

zu werden. In dieſer Eigenſchaff werden die Zünfte ein 
eigenes Bermögen haben können, über deſſen Verwaltung 

ſie gleichfalls Beſchlüſſe faſſen, ſie werden daraus nicht nur 

einzelnen Gliedern, denen es an eigenen Mitteln fehlt, Gore 

ſchüſſe an Geld und Materialien zum beſſeren und umfange 

licheren Gewerbsbetriebe gewähren, ſondern, um die Geſchäſte 
in 
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in vorgiiglicheren Gdhroung zu bringen,: bedeufendere Aus: 
gaben zu größeren Unternehmungen, für welche die Mittel 
des Einzelnen überhaupt zu gering ſind, machen können. 
An den Bortheilen dieſer Unternehmung müßfen dann Alle 
verhältnißmäßig Theil nehmen und den Berarmten die nóż 
fhigen Unferſtüßungen gewährt werden. 

5) Endlich dürffe ihnen vielleicht auch das Recht der 
Prüfung der Gemerbsproducte und Waaren, bei entſtehen- 
den Gfreifigfeiten, oder auf Verlangen der Obrigkeit über- 
baupt, zugeſtanden, und mit dieſem noch das beſondere Vor- 
recht einer Gewährleiſtung für die Gite der von Mitgliedern 
der Zunff gefertigten Producte durc beſondere Zeichen, 
welche jedem Käufer Gewißheit über den Urſprung derſel: 
ben geben, verbunden werden können. : 

Auf dieſe Weiſe würden ſich nicht nur die Machtheile 
der geſchloſſenen Bunftverfaffung vermeiden laſſen, ſondern 
der bürgerlichen Geſellſchaff auch die Bortheile, welche dieſe 
Einrichtung an und für fic) zu gewähren vermag, erbalfen 
werden. Außerdem verſchafft eine ſolche Zunfteinrichfung 
aber den Gewerbefreibenden ſelbſt immer noch ſoviel Sichere 

beit für ihre Exiſtenz, als ſie billiger Weiſe nur verlangen 
tónnen , wenn fie nicht, einer frägen Ruhe fic) überlaſſend, 
ewig an dem Althergebrachten und Gewohnten, wie fie es 
fehon von den Bätern überliefert erhielten, hängen bleiben 
und jede Regung für Bervollfommnung des Gewerbsbetrie- 
bes unterdriicéen wollen. 

Die Zwangs- und Bannrechte, welche gewiſſen Perfos 
nen, oder auch ſämmtlichen Bewohnern beſtimmter Diſtricte 
die Berbindlichkeit auflegen, ihre Bedürfniſſe an beſtimmten 
Fabricaten oder Gemerbserzeugnifjen lediglich bei dem Bez 
rechfigfen zu befriedigen, Fommen von den Provinzen des 
Preußiſchen Staates nur nod) im Herzogthume Sachſen, 
in Neu-Borpommern und in einem kleinen Theile der 
Rheinprovinzen vor. In den übrigen Theilen dieſer Pro- 

bing und in den vormaligen Weſtphäliſchen Ländern ſind 
ſie ſhon unter der Franzöſiſchen und Weſtphäliſchen Regie- 
tung abgeſchafft worden. Jn den alten Provinzen der.Mo- 

3 
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nardie wurde durch das Geſeß bom 28ſten Defober 1810 
der Mühlen-, fo wie Der Biere und Branntweinzwang 

gegen tine beſtimmfe Entſchädigung in gewiſſen. Gallen auf: 

gehoben, dadurch fraten aber alle 3wangsredte pon ſelbſt 

außer Anwendung, ob ſich gleid) Die Worte des Geſees — 

nicht ausdrücklich auf alle einzelnen bezogen; Beweis genug, 

daß fich die im Allgemeinen einmal als Princip angenom: ie 

mene Gewerbefreiheit ſehr bald einen ſolchen Wirkungskreis 
zu verſchaffen weiß, wie er den übrigen Gtaatfgeinrichtungen 
entſpricht, fo daß zwar die äußere Form ſich verändert, der 

eigentliche Gtaats:Organismus ſelbſt nach ſeiner Jndividua«s - 

litóć, die unmöglich blos von der äußeren Gorm abhängig 
ſein kann, aber unverändert bleibt. Sn neueſter Zeit ſind 

die Zwangs- und Bannrechfe auch noch in der Proving 
Poſen durd) das Gefeg bom 13ten Mai 1833 gleichfalls 
gegen eine pom Gfaate übernommene Entſchädigung aufge- 
hoben worden, und es iſt alſo nur ein kleiner Theil der 

Monarchie, in welchem eine von den übrigen abweichende 

Verfaſſung und Gefesgebung in Beziehung auf die Bee 
ſ<ränfungen des Gewerbsbefriebes durch entgegenſtehende 
Privatinfereſſen ſich erhalten bat, Die Einheit der Gfaats- 
gewalt, auf welche in dex Geſeßgebung wie in der. Gers 
waltung Alles zurückzuführen iſt, verlangt nun aber nicht 
allein die Uebereinſtimmung aller Elemente der Berwaltung 

‘in den verſchiedenen Theilen des Staates, weil davon mies 
der die innere Uebereinſtimmung und Einheit des Organis- 
mus abhängig iſt, ſondern Die in jenen Provinzen noch beie 

bebaltenen. Abweichungen von der allgemeinen“ Gewerbever- 
faſſung werden, weil es eben Abweichungen von der allge- 
meinen Geſeßgebung ſind, für dieſelben auch in hohem 

Grade drückend. Der Gtaat iſt, wie bereifs erwähnt, ſei- 
nem Weſen nach ein organiſches Ganzes, und ſein Organis- 
mus ein Abbild des menſchlichen. Der Geiſt der Menſchheit 
muß daher andy in höchſter Potenz der. leitende für den 
Staat fein; in ibm iſt die Einheit an. fic) vorherrſchend, 
und durch ihn wird es daher auch überall dem Gtaate ges 
lingen, die verſchiedenartigſten Provinzen zur Einheit zu be-
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fhümlichfeiten geſichert ſehen. Die allgemeine. Einführung 
eines Geſeßes im Gtaate, deſſen Princip die Geſeßgebung 
als das richtige anerfennf, verlangt ja überhaupt noch nicht, 
daß die individuellen Berhältniſſe der einzelnen Provinzen 
und deren wahre Bedürfniſſe in dieſer Beziehung unbertick: 
ſichtigt bleiben ſollen; denn dieſe können ſehr leicht durch 
ſpecielle Beſtimmungen regulirf werden, ſobald dieſelben nur 
mit dem leifenden Grundſaße der allgemeinen Geſeßgebung 
in Einklang zu bringen find. 

Wenn aber Einheit in der Geſeßgebung überhaupt das 
Ziel iſt, nach welchem unabläſſig. geſtrebt werden muß, ſo 
leuchtet von ſelbſt ein, daß Berſchiedenheiten in derſelben 
um ſo weniger geduldef werden können, wenn ſie ihren 
Grund lediglich in der Berſchiedenheit der Meinungen und 
"Anſichten, und nicht in den individuellen und zugleich nicht 
füglich zu modificirenden Verhältniſſen der einzelnen Landes: 
fheile ſelbſt haben. Hicrdurd) wird ein Zuſtand pon Une 
gleichheit begründet und erhalten, der vorzüglich ſtörend 
wirkt und weſentliche Berleßungen für die Bewohner eins 
zelner Landestheile mit ſich bringt. In den alten Provin- 
gen des Preußiſchen Staates ſteht z. B. die Gewerbegefes: 
gebung ebenfo, mie Die in den -vormals der Franzöſiſchen 
und Weſtphäliſchen Regierung unterworfen. geweſenen, mit 
der ganzen übrigen Geſeßgebung im vollſtändigſten Einklange. 
Die Aufhebung aller der Landegcultur entgegenſtehenden 
Hinderniſſe, die Regulirung der gutsherrlicyen und bauer: 
lichen Verhältniſſe, in Berbindung mit der ganzen neueren 
agrariſchen Gefeggebung, die Gtädfeordnung, die Emancis 
pation der Juden, vor Allem aber die allgemeine Gfeners 
verfaſſung im ©faate, Alles iſt dort, wie unter ſich ſelbſt, 
fo auch mit der Gewerbegeſeßgebung auf das Engſte bet: 
bunden. Denn Alles ift aus gleichen Principien bervorge- 
gangen, und jedes einzelne dieſer Gefege bedingt die übrigen. 
Wenn alſo die ifolirte Berfaſſung einer Provinz Die jeden 
freien Aufſc<wung hindernden Banne und Zwangsrechtfe- mit 
dem übrigen Gefolge der verſchiedenarfigen Erclufivberechtiz 
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gungen nod) beibehalten haf, fo wird auch bier das Prin- 
cip, welches die ganze übrige Gefesgebung als das leifende 
anerfennt, zur Wirkſamkeit gebracht werden und eine Ddr: 

auf beruhende . Gewerbegefe$gebung, welche jene Bejihrdne 
fungen aufhebt, ing Leben frefen müſſen. Llieberall muß 
derſelbe Geiſt in der Gtaatsgefesgebung wie in der-Gfaats- 
bertwaltung ſich Fund geben und Die Einheit der Gtaatss 
gewalt beurfunden. 

Am driickendften erfcheint bei folder Gerfchiedenheit die 
gleiche Gerpflihtung zur Gewerbeſteuer. Während der bee 
ſteuerte Handwerksmann in den alten Provinzen fein Gee 

werbe fo betreiben darf, wie es ihm am beſten zufagt, Das 
bei durch feine beengenden Schranken ſich gebindert fuble, 
und nad) dem Umfange des Betriebs zur Steuer angezogen 

wird, gilf in den neuen, welche das Princip dex Gewerbe- 

freiheit nicht fennen, die Gertheilung der Arbeiten nach be- 

ſtimmten Gränzen. Nur nach dieſer Abgränzung darf das 
Gewerbe befrieben werden, und ſie beſtimmt fich durch Die 

beſonderen Rechte der Zünfte, deren Gewerbsgebiete ſich ge: 
genſeitig berühren. Theilnehmer bei einer derſelben muß 
aber der Einzelne ſchon ſein, wenn er überhaupt ein Gewerbe 
befreiben will, weil dies ein nofhwendiges Erforderniß der 
alten Gewerbeverfaſſung iſt, und dieſe Theilnahme an den 

Zunffrechten oder die Mitgliedſchaft bei der Zunft gewährt 

ibm alſo nur daſſelbe Recht, das der Gewerbetreibende in 

Den alfen Provinzen durch die Erlegung der Gewerbeſteuer 
bei weifem unbeſchränkfer erlangt. Bon dieſer iſt der Ge- 
werbefreibende in den neueren aber eben ſo wenig frei, ſo 

daß er Durch Die Zuziehung zur Gewerbeſteuer nur noch 
mif der gleichen Laſt belegt wird, für welche er jedoch kei- 
nen Borfheil zieht, Nun machen es ihm überdies jene Be- 
ſchränfungen noch unmöglich, die Steuer eben ſo leicht auf- 
zubringen, und dabei mit ſeinen Gewerbsgenoſſen in den 

alten Provinzen gleichen Schritt zu halten, weil dieſe nicht, 
wie er, zu ſo manchem unnüßen Aufwande bon Reif und 
Geld genöfhigt ſind, und ſich nicht zu fürc<hfen brauchen, 
die Gränzen eines andern Zunffgebietes zu verleßen, ja ſelbſt
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mehrere Gewerbe zuglenh befreiben und nach allen Richfun- 
gen bin ihrer Induſtrie freien Spielraum laſſen zu können. 
Welche eigenthümlichen Mißverhältniſſe entſtehen endlich noch 
Dadurd), daß die Zahl der Gehülfen bei dem Betriebe des 
Gewerbes zum Theil die Steuerpflichtigkeit und die Höhe 
der Gteuer beſtimmt! Denn zwei und drei Gehülfen ſind 
für Den, welcher ſich gleichwohl in den hergebrachfen Bee 
ſchränkungen halten muß, bei weitem feine ſo weſentliche 
Erweiterung des Umfanges ſeines Gewerbsbetriebes, als für 

Denjenigen, welcher dieſe Schranken nicht kennt, ein einziger. 
Wie verſchieden erſcheint alſo der Rechtsgrund der Gewerbe: 
ſteuer für jede dieſer beiden einander gleichſam entgegenge- 

fegten Gattungen des Gemerbsbetriebes! Wo ſich nun aber 
beide erſt unmitfelbar berühren, und eine Concurrenz des 
zünffigen Handiverfers mif ſeinem freien Nachbar entſteht, 
da muß natürlicher Weiſe der Vortheil und das Uebergewicht 

auf Seiten Des leßferen bleiben, und jener bemüht ſich des- 
balb, durch Berbote ſeinen Erwerb ſich zu ſichern und es 
dahin zu bringen, daß der benathbarte freie Gewerbsgenoſſe 
dieſſeits in dem Abſage ſeiner Producte gehemmt wird. Un- 
möglich Fann dies aud) den übrigen Bewohnern jeder der 

verſchiedenen, fic) gegenſeitig berührenden Provinzen zum 
Sortheile gereichen, und es iſt daher eine vollfommen rich: 
fige Gehauptung, daß Die beibehaltene Ungleichheit hier, 
Wie dorf, nicht blos bon der gewerbetreibenden Claſſe, welche 
jedoch am meiſten dadurd) berührt - werden muß, ſondern 
mitfelbar ſogar bon der Geſammtheit gefühlt wird. 

Hierzu kommt bei den Bewobnern. der neuen Probinz 
zen, in welchen Die frühere Gewerbeverfaſſung beibehalten 
worden iſt, und zwar ſowohl bei den gewerbetreibenden, 
als bei allen übrigen , insbefondere nocy, daß ſie mit einer 

Menge anderer Abgaben und Beſchränkungen, welche ſich 
auf den vorzugsweiſen Gewerbsbetrieb, das Zunftweſen und 
die Ercluſivberechtigungen beziehen, belaſtef ſind, die da, wo 

der Gewerbsbefrieb frei von dem früheren Zwange ſich be- 

wegt, von ſelbſt hinwegfallen. Dahin gehört das Nahrungs- 
ſchutßgeld, das von der Zunft als Corporation für die ihr 
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als G©efammtbeit zuſtehende Berechtigung erhoben wird, und 
noch gegenwärtig in Die landegherrlichen Caſſen fließf, mit . 

welchem das Nahrungsgeld, das die Kämmereien in den 
Städten von dem Getwerbsbetriebe der Häuſer beziehen und 
das zu den Realabgaben gerechnet wird, welche mithin in 

ſofern verſchieden ſind, als der Befiger des Hauſes zugleich 
ein Gewerbe befreibt oder nicht, ſehr. nahe verwandt iſt. 

Gang gleicher Natur find hiernächſt diejenigen Abgaben an 
die Gutsherr{chaften vom Gewerbsbefriebe, welche als ein 

Gchußgeld aus der Jurisdicfion oder dem Dominial=Ger- 
hältniſſe hergeleifef werden. Denn noch immer nehmen die . 

Gutsobrigkeiten, auf ihre grundherrliden Rechte geſtüßt, 
die Beſugniß, Conceſſionen zum Gewerbsbetriebe und zum. 
Handel auf ihren Gefigungen, innerhalb der durch die all: 

gemeine Geſeßgebung vorgeſchriebenen Gränzen, zu ertheilen, 
in Anſpruch. Zwar können dergleichen Einnahmen, wie oben 
gezeigf worden, ihrem Urſprung und Weſen nach nicht für 
reine Privafrechfe gelten, und würden unbedentlich, wenn 

gleich theilweiſe nur gegen Entſchädigung, einer Aufhebung 
durch die Gtaafsgeſeßgebung unterliegen; ſo wie ſie, ohne 
deren ausdriiciliche Zulaſſung, auch nicht über den zeitfheri- 
gen Befigftand, ſelbſt bei vorkommenden ganz gleichen Gale 
len, auszudehnen ſein Dlirften; dennoch werden fie in Der 
Regel zu denen gerechnet, welche, als hiſtoriſch vorhanden, 
Feines weiferen Beweiſes bedürfen. Sie können höchſtens 
in einzelnen Fällen, aus landespolizeilichen Rückſichten, von 

den Gtaatsbehörden in beſtimmten Schranken gebalten wers 
Den; dergleichen Verſuche erſcheinen aber den zeitherigen JIn- | 

habern ſtefs als Berleßung, und nur im Wege der Gejege 
gebung iſt eine Fortſchaffung möglich. 

Alle dieſe verſchiedenen Berechtigungen, welche auf der 
anderen Geite eine Beſchränkung des Gewerbsbefriebes und 
der freien Enfwidelung der Induſtrie überhaupt zur noth: 

wendigen Folge haben, müſſen alſo, ſo weit ſich insbeſon- 
dere dieſe Wirkung derſelben erſtreckt, entfernt werden, und 

nach ihrer eigenthümlichen Statur und ihrem Urſprunge wird 
der Gfaaf, mit Rückſicht auf die beſonderen Verhältniſſe der



39 

einzelnen Provinzen, gu erórfern und feſtzuſtellen haben, 
welchen Berechtigten dafür Entſchädigung zu gewähren iſt, 
worin die Entſchädigung beſtehen muß, und vb fie Den Be- 

tedtigten allein, oder auch den bloßen Nußnießern und 

Pachtern folcher Rechte gebiibrt. Ein rechtlich begründeter 
Anſpruch auf Entſchädigung gegen die Gefammtheit oder 
den Gfaaf dürffe fid) allgemein ſchwerlich darthun laf: 
fen, nur eigenthümliche hiſtoriſche Berbdltnifje werden ihn 

unter gewiſſen Vorausſeßungen rechtfertigen, und es wird 

ſich auch in der Regel der Schade nicht einmal quantifici< 
ten, mithin nur ausnabmsmeife ein Maßſtab für die Ent: 
ſchädigung ausmitfeln laſſen. Darum heißt es in der Preu- 

Bifhen Berordnung vom 28ften October 1810: Theorie und 

Erfahrung beweiſen, daß die Aufhebung der Bann- und 

Zwangsrechfe in der Regel keineswegs die Einnahme der 
Berechtigten vermindert, ſondern vielleicht ſogar erhöht, und 

es ſoll daher weder der Verkäufer, noch der Pachter, nod) 
auch der Jwangspflichtige verbunden fein, Eviction zu lei 

ſten, oder eine Entſchädigung zu übernehmen; da jedoch 
örfliche Verhältniſſe einzelne Ausnahmen von dieſer Regel 

begründen önnen, fo wird der Staat die Entſchädigung 
fragen, wenn der Nachweis geführt werden kann, daß der 
behaupfefe Schade unmittelbar Folge der Aufhebung des 
Rechts iſt. Darüber ſtellt die ſpätere Verordnung vom 
15ten September 1818 dann einige ſpeciellere Grundſäte auf. 

Es möchte hierbei zunächſt die Frage entſtehen, warum auch 

in dieſen Fällen die Entſchädigung von dem Staate über- 
nommen und nicht den Berpflichfefen angeſonnen werden 

ſoll, da fich Doch Feinesweges in Abrede ſtellen läßt, daß 

dieſen die unmitfelbar und zunächſt aus der Aufhebung der 

Bann- und Zwangsrechte fließenden Gortheile zufallen. 
Allein in dieſem Falle müßte es mindeſtens auch dem freien 

Willen der Verpflichteten überlaſſen bleiben, ob ſie gegen 

angemeſſene Entſchädigung den Wegfall der ſie bedrückenden 
Zwangs - und Bannrechte verlangen wollen, und der Staat 
Tónnfe Eeinestweges eine ſofortige und allgemeine Aufhebung 
einfrefen laſſen, vielmehr müßte er die allmählige Auseinan: 
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Derfegung zwiſchen Den Getheiligten abtwarfen. Godann 
find aber die Bortheile, welche Das ganze Gewerbstwefen im 
©faate, der allgemeine Verkehr, und mithin das Bffentliche 
Sjntereffe, bon dieſer Auſhebung der Beſchränkungen Des 
freien Gewerbsverkehrs zu erwarten haf, bei weifem erhebs 

lider als alle jene Privatinfereſſen, und es iſt alſo auch 
billig, daß auch die Geſammtheit oder der Staat die Ent- 
ſchädigung dafür übernehme. .Hiergu kommt überhaupt auch 
noch, daß in ſehr vielen Zwangs- und Bannverhältniſſen 
die Verpflichteten, welchen durch) Aufhebung jener Rechte ein 

Gortheil zuwächſt, und die alſo zu der Entſchädigung bei- 
'zufragen batten, nur ſehr fchwer zu ermitteln ſind, weil 

bier ein mittelbarer und ein unmittelbarer Vortheil in Frage 

kommt, ſo wie die Beſchränkung ſelbſt Einige zwar zunächſt 
frifff, eine ungleich größere Zahl Anderer aber nicht minder 
Deriibrt. Wenn 3. ©. das einer Brauerei zuſtehende Bier- 

gwangśrechć aufgehoben wird, ſo gewinnen dabei nicht alz 

lein die Bewohner des Orts oder Diſtricts, welche ihren 
Bierbedarf von derſelben zu enfnehmen verpflichtet waren, 
ſondern ganz beſonders auch wieder die Schänkwirthe, denen 
auf dieſe Weiſe geftattet wird, ausmartige Biere aller Art 

anzuſchaffen und zu verſchänken und ſo ihren Gewerbsbetrieb 
bedeufend zu erweitern, außer dieſen aber auch nicht mins 
der alle benachbarfe Brauereien, für welche ſich auf dieſe 

Weiſe ein Abſaß nach einem früher geſchloſſenen Orte er: 
öffnef. Es wird daher in ſehr vielen Fällen höchſt zweifels 
Daft bleiben, wo eigentlid) der überwiegende Bortheil zu 
finden iſt. Wollte man hier ſelbſt einen Unterſchied zwiſchen 
folchen ausſchließlichen Gewerbsberechfigungen machen, welche 
fich zunächſt als ein Unterſagungsrecht gegen Jeden, der 
Feine Berechfigung für ſich hat, darſtellen, und den eigenf- 
lichen Jwangs: und Bannrechfen, welche gegen die Conſus- 
menfen gerichfeć ſind, fo dürffe doch auch dadurc< fchtwecz 
[ich efwas gewonnen werden, und der einzige denkbare Fall, 

in welchem der Jubegriff oder Kreis der Berpflichteten ſich 
wirklich feſtſtellen ließe, und dieſen alſo die Entſchädigung 

auferlegt werden könnte, würde derjenige ſein, wo die Ber-
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pflihtung einer Corporation obliegf, und alle Mitglie- 
der derſelben alſo die Vermuthung gegen fid) haben, daß 
fie an den Gortheilen der Aufhebung Theil nehmen. Denn 
daß feine reale Gerpflidjtung nad) SRechfsgrundfigen zu 
erweiſen iſt, wenn man nicht den in mancher Beziehung 

ähnlichen factiſchen Zuſtand für einen auf Rechtsprincipien 

beruhenden gelten laſſen will, und daß alſo die Bewohner 
eines gewiſſen Diftrictes niemals Gerbindlichfeiten, die ihrer 
Natur nach nur perſönliche ſein können, als reale und 
gleichſam von dem Grunde und Boden, welchen ſie bewob: 
nen, auf ihre Perſonen übergegangene anzuerfennen haben, 
mithin für eine Entſchädigung verhaftet ſein werden, iſt bes 
reits oben weitläuſfiger dargethan worden. Eine ſolche Uns 
ſicht entbehrt jedes haltbaren Fundaments, und beruht ledig» 
licy auf Verwechſelung der auf der einen Seife in das Gee 
felifchaftsrecht und auf der anderen in das reine Privatrecht 
gehörenden Rechfśprincipien. Der einer augenblidlichen 
Realfervitut unterliegende Diſtrict kann offenbar nicht für 
einen fundus privatus gelfen, und dieſen würde man doch 
annehmen müſſen, wenn es ſich, wie hier, um Befugniſſe, 
die das Privatintereſſe einzelner phyſiſchen oder moraliſchen 
Perſonen ſich anzueignen gewußt haf, handelt; das gefell= 

fchaftliche oder öffentliche Recht kennt folde Gerbindlid: 
Eeiten gar niht, und muß fie ſelbſt durchaus verwerfen, 
weil ſie den oberſien und unzweifelhaften Principien des 
Gtfaatsrechtes widerſtreiten. Ueberdies iſt nur eben beiläufig 
berührt worden, daß die Zahl der dur< die Zwangs-, 

Bann- und Erxrcluſivrechte Bejchrantten keinesweges allein in 
den Bewohnern des beſtimmten Diftricts zu ſuchen iſt, fons 

dern daß die Wirkung fic) audy noch weiter erſtre>f, ja 

fheilweiſe wohl ſelbſt auf die Gefammtbeit aller Gtaatsbitr: 

ger bezieht, und dies iſt es eben, was am deutlichſten zeigt, 
wie wenig hier von privafrechtlichen pee Die Rede 
fein kann. 

Es wird demnach die Entſchädigung wohl einzig und 
allein von dem Gtfaate zu fragen ſein. Denn wenn die 

Gorporationen der Zünfte, in Folge einer Gerbefferung des 
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gewerblichen Zuſtandes, nad) der Gorm, in welcher fie zeit- 

her beſtanden haben, für die Zukunft hinwegfallen dürften, 

fo werden auch ſolche Corporationen, die einem enfſprechen- 

Den Zwangsrechf unferworfen ſind und den Gewerbsbefrieb 

nod) gleichmäßig fortzufegen beſchließen, mithin die Entſchä- 

digung ſelbſt zu übernehmen haben, wohl nur ſehr wenige 

übrig bleiben. Bei der Ermittelung und Feſtſtelung der 

Entſchädigungsſummen ſelbſt möchte vielleicht nach folgenden 

Grundſäßen zu verfahren ſein : 

Zuvörderſt müßte die Exiſtenz eines Zwangs - oder 

Bannrechtes, für deſſen Aufhebung Entſchädigung verlangt 

wird, völlig außer Zweifel gefegt ſein, ſo daß in allen Gal: 

len, wo dieſelbe geldugnef wird und eben fo wenig auf 

Jtoforietit beruht, ein ganz gleiches procefjualifches Verfah- 

ren und Erfenntniß in den zuläſſigen Juſtanzen zu veran= 

laſſen ſein würde, wie es bei einem Rechtsſtreite zwiſchen 

dem Berechfigfen und Verpflichteten , der ſeine Verbindlich» 

Feit in Abrede ſtellt, 3. B. in Folge einer confeſſoriſchen 

Klage, eintritt. Iſt das Recht auf dieſe Weiſe dargethan, 

oder ſonſt außer Zweifel und überhaupt nicht beſtriffen, ſo 

muß der Berechtigte ferner den Beweis führen, daß ihm 

durch die Aufhebung ein wirklicher Schade entſteht, der als 

eine unmittelbare Folge der Aufhebung anzuſehen iſt, und 

wie hoch dieſer Schade ſich beläuft. Da derſelbe augen= 

ſcheinlich in einem geringeren Ertrage der Nußung des frag: 

liden Rechts beſtehen würde, ſo bedarf es einer Berglei- 

chung des Erfrages aus der Beit, die der Aufhebung des 

Rechts vorherging, mit demjenigen, der fic) aus Den: erſten 

Jahren nach der Aufhebung ergiebt, und es muß alſo ein 

Normalzeitraum, aus welchem der Dutrchfrhnittsertrag zu 

ermitteln iſt, geſeßlich beſtimmt werden. Dieſer Normal: 

zeitraum wird die [egten Jahre vor der Aufhebung des 

Rechts und anderer Seits die erſten nach derſelben umfaſſen 

müſſen, weil es ſich um die Ermittelung des Werthes, dex 

dem Rechte zur Zeit der Aufhebung beizulegen iſt, handelt, 

und fann dorf ein bierz, acht», ſelbſt zehnjähriger ſein, 

wird aber auch hier wenigſtens ein zwei- bis dreijähriger 
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fein müſſen, fo daß die Gdhadenliquidationen überhaupt. 
erſt mit dem Ablaufe deſſelben zu eröffnen ſein würden. 
Ergiebt nun eine Bergleichung des durchſchnittlichen Ertra- 
ges beider Zeifräume, daß der Berechtigte einen Ausfall er- 
leidef, und Fann ‘er den Beweis führen, daß Der Ertrag ſei: 
nes Zwangsrechtes aus der früheren Zeit, ſo weit er ſich 
lediglich auf die ſeinem 3wangsredte wirklich Un: 
ferworfenen geſtüßt haf, den aus der ſpäteren Periode 
nod immer überſtieg, und mithin jedenfalls ein Verluſt für 
ihn bleibf, ſo würde er ſoviel an Entſchädigung zu erhalten 
baben, als der Erfrag des Rechtes, ſoweit es gegen die 
Zwangsverpflichfefen ausgeübt wurde, und mithin ohne alle 
Rückſicht auf Diejenigen, welche ihre gewerblichen Bedürf: 
niſſe freiwillig bei dem Berechtigten befriedigt haben, Die 
durdhfchnittliche Reineinnahme von demſelben Gewerbe," aus 
der Normalperiode nach Aufhebung des Swangsredytes, 
überſtiegen bat, Die Gergiitigung ſelbſt würde dann, fofern 
es nicht angemeſſen befunden wird, fie in Capital zu bez 
tidtigen, in Gorm einer Rente, Die wieder Der Ablöglichkeit 
unterliegf, angewieſen werden können, und zur Ermittelung 
und Feſtſtellung dieſer Entſchädigungs- Anſprüche müßte der 
Gtaat beſondere Deputationen der bereits vorhandenen, oder 
eigene neue Behörden niederfegen. Die Wahrnehmung der 
Rechte des Giscus könnfe dabei nur durdy den öffentlichen 
Anwalt geſchehen, ſo wie auch gegen die erſte Entſchädi 
gungs - Ermitfelung eine Berufung auf höhere Unterſuchung 
und Enfſcheidung zu geftatten ſein würde. 

Es leuchfef ein, daß dies Verfahren nicht ohne erheb= 
liche ZBeitlauftigfeiten und Koſten eingeſchlagen werden Fann, 
und wenn gleich die durch die erſte vollſtändige Erörterung 
entſtehenden Koſten ebenfalls der Staat zu übernehmen 
haben würde, fo können Dody auch in den Gallen, wo ſich 
der Berechtigte dem erſten Ausſpruche nicht unterwerfen will, 
Ohne daß es ihm in der Folge gelingt, die Entfchddigungsz 
ſumme höher normirć zu erhalten, für dieſen nicht unbedeus 
fende Koſten erwachſen. Kommt dann vielleicht nod) ſogar 
ein Gfreif über die Exiſtenz des Rechtes und ſeine Eigen- 
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ſchaff als Jwangs: und Bannrecht hinzu, fo kann der Be: 

rechfigfe Gefahr laufen, neben Der Aufhebung ſeines Rechts 

nod) bedenfenden Berluſt an ſeinem Bermögen zu erleiden. 

Es entſteht demnach die Frage, ob es für die Geſeßgebung 

rathfam ſei, liberhaupt dem Enfſchädigungs-Principe zu 

folgen, und ob es nicht ſowohl den finanziellen Rückſichten 

als vielmehr dem wahren Jutereſſe der Geſammtheit und 

dem öffentlichen Wohle mehr entſprechen dürfte, die Zwangs- 

und Bannrechfe und die ſonſtigen Excluſiv - Berechtigungen 

ohne alle Entſ<ädigung aufzuheben. Allerdings ſcheint 

dies beim erſten Anblicke eine große Härte zu ſein, indeſſen 

verſchwindet bei näherer Unferſuchung ein bedeufender Theil 

derſelben, und es fehlt in dieſer Beziehung keinesweges an 

früheren Vorgängen. Durch das Decret vom 15ten März 

1790 wurden dieſe Rechte in Frankreich, und durch. die As 

tifel LI. und 12. der Conſtitution bom 15. November 1807 

im vormaligen Königreiche Weſtphalen ohne Entſchädigung 

aufgehoben, und . wenn gleich beide Gefesgebungen gerade 

nicht wegen der Rückſichten, die ſie dem Privatintereſſe ſchen 

fen zu müſſen glaubten, beſondere Anerfennung verdienen, 

ſo ſteht ihnen Dod) der in der Preußiſchen Gewerbegeſeß- 

gebung von 1810 ſo beſtimmt ausgeſprochene Erfahrungs 

fag: daß es in der Regel an einem Entſchädigungsanſpruche 

gänzlich fehle, rechtfertigend zur Seife, und ſtellt das ange- 

nommene Princip in ein anderes Licht. Ueberhaupt ſcheint 

die Geſeßgebung, aus zu großer und ängſtlicher Beſorgniß, 

das Privafinfereſſe zu berlegen, ſehr leiht in Gefahr fom: 

men zu können, durch die weitläuftigen und koſtbaren Wege, 

Die zu einer ganz genauen und ſorgfältigen Uusgleichung 

führen ſollen, viel pon dem Gemeinniigigen, das an ſich aus 

dem für heilſam erfannfen neuen Princip folgen muß, zu 

verlieren. Glaubf man in der Aufhebung aller jener Rechte 

ohne Entſchädigung beim erſten Anblicke auch gleid) eine 

Harte zu finden, ſo wird ſie der Staat doch unbedenklich 

wählen können, wenn eine nähere Prüfung ergiebt, daß 

dieſe Härte nur ſcheinbar iſt, und dies dürfte hier angenome 

men werden können, wenn der in der Berordnung vom 
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28fien October 1810 ausgeſprochene Erfahrungsſaß, was 
nicht fiiglih in Zweifel gezogen werden kann, ſeine Richtig: 
Feit haf. Ein zu ängſtliches Streben nach einer den Anz 
forderungen der ſtrengſten Gerechtfigfeif entſprechenden Aus» 
einanderſeßung wegen ſolcher Privatfinfereſſen, die bei einem 
Akte der Geſeßgebung, der das Bffentliche Wohl befrifff, 

und ein neues Berhältniß im öffentlichen Rechte begründen 
ſoll, in Frage kommen, läßt nur zu leicht einen großen Theil 
der ſonſt zu erwarfenden Früchfe verloren gehen, wie wir 
dies bei den Regulirungen der gufsherrlihen und bduer= 
lichen Berbdltnifje, Gemeinheitstheilungen und Ablöſungen 
durch die tagliche Erfahrung bewahrheitet ſehen. Auch hier 
genießt die erſte Generation der bäuerlichen Wirthe nur ſel- 
fen efwas von den Bortheilen, die ihnen die Befreiung von 
den Laſten gewähren ſoll; die Ermittelungen wegen höherer 

pder niedrigerer als der Normal- Entſchädigung nehmen den 
Segen der ganzen useinanderfegungen hinweg, und dies 

iſt eigentlich der Punkt, der die unabläſſigen Klagen über 
dieſe an ſich ſelbſt ſo heilſame Geſeßgebung veranlaßt. Eine 
anſcheinend efwas größere Harte würde die Entſchädigung 
gleich a priori nach gewiſſen Sategorieen beſtimmt, dadurch 

aber die unendlich meitlduftigen und koſtbaren Erörterungen 
über die genaueſte und vollſtändigſte Entſchädigung abge- 

ſchnitfen und für das Allgemeine noch bei weitem heilſamere 
Folgen gehabt haben. Darum dürffe auch eine Verbindung 
des Berfahrens in Beziehung auf die Entfernung der ge- 

werblichen Beſchränkungen mić dem hinſichtlich der Entlaſtung 
des Grundeigenthumes bereits beſtehenden und eine Leber: 

weiſung an die General: Commiſſionen zur Einleitung eines 

Ablöſungs- Verfahrens in jedem einzelnen Falle, wie ſie 
durch das Geſeß8 vom l3fen Juli 1829 in Beziehung auf 
die vormals Weftphalifden Provinzen eingeführt worden iſt, 
gar große Bedenken gegen ſich haben. 

Wird nun die Aufhebung der Zwangs- und Banne 
rechfe und aller ausf(chlieglichen Gewerbsberechtigungen als 
unumgänglich nothwendig anerfannf, und ausgefprochen, es 
geſchehe dies gegen Enfſchädigung oder ohne eine ſolche, ſo 
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iſt endlich auch Bedacht zu nehmen, Dag dieſelbe nicht in 
allen Beziehungen ſoforf und plóglich, ſondern theilweiſe 

nur in einem allmähligen Uebergange erfolge, damit gewalf: 
ſame Bermögengerſchüfferungen, mit welchen Einzelne dabei 
bedrobé ſein dürften, ſo viel als möglich vermieden werden. 
Dagegen darf die neue Gewerbegeſeßgebung eine fernere 
Beibehalfung von Gewerbsberechtigungen nur in ſoweit ges 
ſtaffen, als in ihr ſelbſt die Befugnig dazu liegt, und auch © 

jedem Driffen, der ſich noch nicht im Beſiße einer ſolchen 
befindef, eingeräumf werden könnfe, mithin weder auf den 

Grund eines Privilegiums, nod) als angeblicher Neal: Bes 
rethfigungen. Auch in dieſer Beziehung können eigentliche 
und wahre Real-Berechtigungen, die in dem Privatrechte 
wurzeln, nidjé anerfannt werden, und alle unfer dieſem 

Namen vorkommende Befugniſſe müſſen.-. mit Auſhebung der 

Gehbranfen, die der Egvismus dem freien Gewerbsbetriebe 

gezogen haf, gleichfalls von ſelbſt hinwegſallen. Denn der 
Zwe geht dahin, Durch, Hinwegräumung dieſer Schranken 
das nafürliche Recht jedes Einzelnen zu ſeiner vollen Kraft 
und Bewegung gelangen zu laſſen, ſoweit die poſitive 

Geſeßgebung es nicht aus Gründen, die fid auf 
Erſtrebung des Gtantszwedes beziehen, zu bes 

ſchränken für nótbig findet. Hätte Das zeifher mit 
dem Beſiße eines Grundſtücks verbundene vorzüglichere Recht 

aber in deſſen eigenfhümlicher Beſchaffenheit, welche es zum 
Gewerbsbefriebe beſonders geeignet macht, beruht, ſo bleibt 
"dieſe ja unverändert, und nad) Grundſäßen der Gewerbe- 
freibeit wird fie ihre Beſtimmung noch weniger verſehlen. 
Soweit früher eine Berechtigung darauf ruhte, beſtand dieſe 

in einer Beſchränkung der. übrigen Gtaatsbürger, welche, 

wenn die Geſeßgebung nicht in einen unauflöslichen Wider- 
ſpruch mit ſich ſelbſt gerathen will, nicht beibehalten werden 
Fann. Ueberdies läßt fie fic), als Gewerbeberechtigung, von 
den damit verbunden geweſenen Prohibitivrechfen aber auch 
überhaupf gat nicht frennen, weil beide von ihrem Entſtehen 

an unzerfrennlich verbunden waren, und durch dieſe Ber- 
bindung allein zu ihrer eigenthiimlidyen Form gelangt find, 
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welche gerade ibren Werth für den Bererbfigfen beſtimmte. 
Es könnfe demnach nur nach den allgemeinen Geſichtspunk- 
fen, welche, wie wir bald näher erorfetn: werden, in Bezie- 
bung auf die der Gewerbefreiheit und dem nafürlichen Rechte 
des Einzelnen in Betreff Des Gewerbsbefriebes von dem 
Gtaat angumeifenden Gränzen aufgeſtellt werden müſſen, zu 
entſcheiden ſein, in wiefern manche Berechtigungen zum Ge- 
werbsbetriebe am.gwedmafigften mit dem Grundbeſiße ver- 
bunden bleiben, wie etwa Apotbefen „ Brauereien und dbn: 
liche, Dergleichen Berechtigungen würden dann auch noch 
Nad) der neuen Gefeggebiing dieſelben bleiben; nicht aber, 
weil fie früher für Nealberechtigungen galten, fondern weil 
die Neuere Geſeßgebung dieſe Form fur fie als die gwecimds 
Bigfte anerfennt. Snfofern dieſe aber für gewiſſe Gewerbe 
gat feine Schranken gelten läßt, oder den Betrieb derſelben 
nur folchen Beſchränkungen unterwirft, welche ſich auf perz 
ſönliche Fähigkeit dazu beziehen ,- würde eine aus der frühe: 
ten Zeit übrig gebliebene und in die neue Gewerbeverfaſſung 

- gleichfam per fictionem juris mif übernommene Realberéchs 
figung efwas völlig Werthloſes ‘fein. Denn der Kaufpreis 
des Grundſtücs würde fic) nicht um einen Thaler erhöhen, 
wenn der Käufer mit demſelben zugleich das Recht erfaufen 
fönnfe, ein Gewerbe zu Befreiben, das er als Miether, fos 
wie als Befiger jedes anderen Grundſtücks eben ſo gut ‘be: 
fteiben Fann, wenn er dazu nur für ſeine Perſon qualificirt 
iſt, Nur da, wo die Geſeßgebung vielleicht auch aus dem 
Bedürfniſſe eine Beſchränkung für den ſonſt freien Ges 
Werbsbetrieb hernehmen zu: müſſen glaubt, würden ſolche 
Berechtigungen, die fchon auf dem. Grundeigenthum haften, 
einen höheren Werth erhalten können, ‘in ſofern auf ſie bei 
Beurtheilung des Bedürfniſſes Rückſicht genommen werden 
müßte, und dafür würde allerdings die Billigkeit ſprechen, 
borausgefest, daß alle übrigen Bedingungen vorhanden wi: 
Yen, von welchen Die neue Gejesgebung dieſen Gewerbs- 
befrieb ſonſt abhängig machen zu müſſen glaubt. Es würde 
dies aber zu den beſonderen Modificationen gehören, welche, 
wie bereits oben erwähnt worden, bei dem Uebergange zu 
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einer neuen Getwerbeberfafjung dur< Anwendung des Prinz 

cips der Gewerbefreiheit nothwendig werden können, um ſo 

mehr, als eine folche Realberechtigung zu den Befugniſſen 

zu zählen ſein dürffe, welchen unfer allen Umſtänden eine 

Entſchädigung zugeſtanden werden möchte. Dieſe würde 

nun: ingbefondere wieder davon abhängig ſein, ob etwas 

und wieviel von dem früheren nußbaren Rechte auch noch 

für die Zufunff wirkſam bleibt. Bon der Realqualitat 

fonnte alſo überall fein allgemeiner Grund zur Fortdauer 

der Gewerbeberechtigungen, welche zeither dieſe Eigenſchaft 

gehabt haben, hergenommen werden, ſondern es könnfe Dies 

ſelbe nur ein fpecielfer Grund zur Fortdauer im Sinne 

des neuen Gewerbepolizeigeſeßes und mif Rückſicht auf die 

von demſelben anerfannfen Beſchränkungsgrundſäße ſein. 

Stad Entfernung der Schranken, welche das Privat: 

intereſſe dem freien Gewerbsbefriebe enfgegenſtellt und da- 

durch den Aufſchwung deſſelben lähmt, würde das natürliche 

Recht jedes Einzelnen, ſich dem Gewerbsbetriebe ſo zu wid- 

men, wie er es ſeinen Wünſchen und Berhältniſſen entſpre 

dhend findet, die allgemeine Berechtigung dazu enthalten, 

und alſo eine abſolute Gewerbefreiheit vorhanden ſein. 

Eine ſolche kann aber, wie wir geſehen haben, in Dem po? 

ſitiven Staate nicht gedacht werden, weil ſie ſich mit der 

ganzen übrigen poſitiven Geſeßgebung als unverträglich dare 

ſtelle, und es handelt fic) demnach nunmehr um die Feſt- . 

ftellung dex Gränzen, welche Die Gfaatsgewalf, mit Mic: 

ſicht auf das öffentliche Intereſſe, der Gewerbefreiheit im 

Gtaate zu beſtimmen hat, woraus fid) die Bedingungen er: 

geben werden, bon welchen der Gewerbsbetrieb ſowohl über- 

haupf, als in Beziehung auf beſtimmte Gatfungen von Gez 

werben . abhängig gemacht werden muß. Dieſe Beſchrän- 

kungen der Gewerbefreiheit, welche ſich von denjenigen, die 

ihr. das Privatintereſſe auflegt, vornehmlich in ihren Folgen 

unferſcheiden, indem legtere der Jnduſtrie überall hindernd 

und lähmend entgegen frefen, während erſtere derſelben allen 

Borſchub leiſten, den nur überhaupt eine weiſe Geſetzgebung 

zu leiſten vermag, werden 
I. ent: 
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enftweder durch den ffaafswirtbfchaftlichen oder 
polizeilichen Geſihtspunkt geboten. Beide fallen 
zwar häufig dergeſtalt zuſammen, daß eine ſtrenge 
Gonderung gar nicht möglich iſt, indeſſen wird ' es 
Dod) vorzugsweiſe der leßtere ſein, aus welchem ſich 
einige allgemeine und ſpecielle Bedingungen, von wels 
chen der Gfaat den Gewerbsbefrieb abhängig zu 
machen haf, ergeben. 

A. Allgemeine Bedingungen des Gewerbs: 
befriebeg. 

I) Gin beſtimmfes Alter, welches den Gewerbefreibenden 
nach Borſchriff der Geſeße über ſeine Angelegenheiten 
ſelbſtſtändig zu verfügen berechtigt ; 

2) feſter Wohnſiß innerhalb Landes; 

3) Anmeldung bei der Ortsbehdrde; 
4) eine gewiſſe allgemeine Bildung, und 

5) eine formelle Borbildung zu dem beſtimmten Gewerbs- 
befriebe, die nur in ſofern zu den allgemeinen Gedins 
gungen zu zählen fein wird, als ſie für jedes Ge: " 
werbe unerläßlich ſein dürfte, wenn ſie gleich nach den 
einzelnen Gattungen der Gewerbe verſchieden ſein muß. 

B. Gpecielle Bedingungen werden einfrefen in 
Rückſicht: 

1) 

2) 

8) 

auf den Ort oder die Beftriebsſtätfe (Feuersgefahr,' 
Nachtheile für die Geſundheit, ſtörender Lärm, Gere 
unzierung der Stadt, Rückſicht auf Kirchen, öffent- 
liche Anſtalten, Gefährdung der Paſſage u. ſ. w.); 
auf die Geſchic>lichfeit des Gewerbtreibenden, wenn 
8, B. der ungeſchi>te Betrieb mit gemeiner Gefahr, 
oder doch mit ſchwer zu erſeßenden Nachtheilen vere 
bunden wäre, wie etwa bei den Bauhandwerkern, 
Hebammen u. ſ. w.z 

auf moraliſche Qualififation ; bei Gewerben, welche 
ein beſonderes Werfrauen des Publikums voraus- 
ſeßen 3 

4 



50 

4) auf nothbwendige obrigfeitliche und fpecielle Auforifation 

und Beſtallung, mo der Gewerbsbetrieb fic) fdyon 

einem amtlichen Verhältniſſe nähert, wie z. G. bei 

Mtatlern, und endlich: 

5) auf das Bedürfniß, wo beſondere polizeiliche oder 

finanzielle Gründe eine Beſchränfung der Concurreng 

ratbfam erſcheinen laſſen. 

Indem wir uns mit dieſen einzelnen Bedingungen weisz 

fer beſchäftigen, wollen wir verſuchen, dabei vornehmlich die 

praktiſche Seife hervorzuheben; vor Allem aber müſſen 

wir uns über den Begriff: Gewerbe, für welchen keine 

der beſtehenden Geſeßgebungen, auch die Preußiſche bon 

1810 nicht, eine beſtimmfe Erflärung enfhälf, und der, 

ſelbſt von dem rein wiſſenſchaftlichen ©fandpunkfe aus ges 

prift, auch als ſehr fdwantend erfcheinf, wenn daraus be: 

ſtimmte Golgefage abgeleitet werden follen, verſtändigen. — 

Gewerbe wird in Der allgemeinften Gedeutung den land: 

wirtbfchaftlichen Beſchäftigungen, wodurdy Naturerzeugniſſe 

pon twirtbfchaftlichem Werthe gewonnen werden, gegenüber 

geſtellt, und iſt der Snbegriff aller Thätigkeit, die ſich mit 

Berarbeitung oder Umgeſtaltung von Stoſſen beſchäftigt. 

Ganz ſtreng genommen, würde wohl ſelbſt die Gewinnung 

des Stoffes, 3. G. die Land: und Gorftwirthfdaft, ſo wie 

Beſchäftigung mif dem Umſaße der gewonnenen Stoffe an 

Andere, oder der Handel, ebenfalls zu den Gewerben gerecha 

nef werden müſſen, und in dem eben erwähnten allgemei- 

nen Sinne gehört Der leßfere dazu. Ju dieſem Sinne un- 

ferſcheidet man eine landwirthſchaffliche und gewerbliche Jn- 

duſtrie, und rechnef zu Der leßferen nicht bloß die ein- 

fachen Gewerbe, ſondern ſelbſt Fabriken und Manuſactu- 

ren, welche die Erzeugniſſe ihrer Bearbeifung erſt aus meh- 

reren auf einander folgenden und fid) gegenſeitig voraus- 

ſeßenden Operationen hervorgehen laſſen. Ju einer engeren 

Bedeutung verſteht man unter Fabriken bekanntlich ſolche 

Anſtalten zur Verarbeitung von Stoſſen, welche ſich dabei 

des Feuers und Hammers bedienen müſſen; unter Manu- 

facturen hingegen diejenigen, die beides nicht ndtbig haben. 
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Die gewerbliche Induſtrie hat keine von der Natur ſelbſt 
beftimmte Gränzen, wie die landwirtfbſchaffliche; das unend- 
liche Gebiet der menſchlichen Zhäfigfeit nach allen verſchie: 
denen Richtungen überhaupt und das der Wiſſenſchaft und 
der Kunſt iſt auch das ihrige. Ihre Erfolge ſind daher aber 
auch nicht ſo ficher, wie bei jener, weil vielfälfig von den 
verſchiedenarfigſten inneren und äußeren Umſtänden ab- 
bangig. In einem beſonderen Sinne, der uns bier ebens 
falls vorzüglich angeht, bezieht man Gewerbe auf die Per- 
fon, und erfennt es als Quelle des Ginfommens, ſo wie 
daher auch die Gewerbeſteuer als eine Einfommensſteuer an. 
In dieſem Sinne iſt es diejenige anhalfend und regelmäßig 
fortgeſeßfe Thätigkeit einer Perſon, durch welche ſie ſich ihr 
Ginfommen oder ihren Lebengunterhalt zu verſchaffen be- 
müht iſt, und es ſcheint dies die urſprüngliche, mit dem Be- 
griffe Erwerb verwandte Bedeutung zu ſein, Hier ſondert 
man nur dagjenige Einfommen davon, welches durch ein 
öffentliches Amt oder durch Beſchäftigung mit den Wiſſen- 
ſchaffen und ſchönen Künſten gewonnen wird, ſo wie auch 
alle dieſe Thätigkeitsformen ſelbſt, und endlich den Erwerb 
Desjenigen, der dabei gar nicht eigentlich tbdfig iſt, ſondern 
ſich nur negafiv verhält, wie 8. B. der Capitaliſt. Selbſt 
diejenigen Beſchäftigungen, welche ihrem Weſen nach auf 
rein wiſſenſchaftlicher Baſis beruhen, und nicht weniger die 
ſogenannten freien Künſte, haben großentfheils feinen andern 
3wed, als den: Einkommen zu verſchaffen, und einzelne 
Handlungen, die fich zu einer gewiſſen Regelmäßigkeit erhe- 
ben, frefen bald in die Reihe der Gewerbe. Es muß daher 
der Staatsgefesgebung überlaſſen bleiben, nach ftaatsmirths 
fehaftlichen und IanDespolizeilichen Grundſäßen zu . prüfen, 
für welche Gewerbe es beſonderer Vorſchriften bedarf, gleich- 
viel ob der Begriff Gewerbe dabei im ſubjectiven oder ob: 
jectiven Sinne genommen wird. 

In dieſer Beziehung wird es vor Allem aber nbthig 
fein, nach den eigenthümlichen Verhältniſſen des Landes, 
und wenn Die einer eingelnen Proving beſonders hervorfrefen 
ſollten, auch nach dieſen eine Grange für den fabrikmäßi- 
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gen und gemeinen Gemerbsbefrieb zu ziehen , dergeſtalt, 
daß Die Eleineren Gewerbe nicht fabritmagig betrieben wer- 
den dürfen. Denn durch einen ſolchen fabrikmäßigen Betrieb 

würde hier die Selbſtſtändigkeit der Arbeiter allmählig ganz 
verloren gehen, weil die Gehülfen des Fabrifanten nur von 

ihm abhängig find, dem Staate aber die Bermehrung der 
Zahl der ſelbſtſtändigen Arbeiter wünſchenswerth ſein 

muß. Wo ſich. der kleinere Gewerbsbefrieb einmal in der 

Hand eines Fabrifunternehmers befindet, da kann neben 
demſelben der einzelne ſelbſtſtändige Arbeifer nicht leicht aufs» 
fommen. Geine Mittel find zu beſchränkt, um mit jenem 
im Gleichgewichte ſich zu erhalten, und er verarmt alſo ent? 

weder gänzlich, oder er wird aus einem ſelbſtſtändigen Ge- 
werbsmanne der Lohnarbeiter des reichen Fabrikunfernehmers. 

Dagegen muß es weſentlich zur Erhaltung dieſer Selbſtſtänz 
digfeit und zur Bermehrung der Zahl der ſelbſtſtändigen 
Gewerbsleute ſelbſt dienen, wenn ihnen geftaftef iſt, mehrere 

Gewerbe zu betreiben (ſofern beſondere Rürkſichken died 
nicht etwa berbiefen), vorzüglich wo die Gebiete dieſer eine 
zelnen Gewerbe einander berühren, wie 3. B. die des Schloſ- 

ſers und des Schmieds, des Tiſchlers und des Zimmermanns 

und andere, 

Ein ſelbſtſtändiger Gewerbsbetrieb wird dann vor- 

handen ſein, wenn der Gewerbtreibende für ſeine Perſon als 

befugt anerfannf wird, alle auf ſein Gewerbe ſich beziehen- 
den Handlungen und NŃechtsgefchafte vorzunehmen, ſich mit 

Jedermann in einen Berkehr in Beziehung darauf einzulaſ- 
ſen, und dasjenige, was er auf dieſe Weiſe erwirbt, nach 
ſeinem Gutbefinden für ſich ſelbſt und ſein Geſchäft zu ver- 
wenden. Obgleich dabei allerdings zunächſt nur der Gewerb- 
freibende betheiligt iſt, ſo ſcheint es doch auch unerläßlich, 
daß Jemand vorhanden fei, der von Staatswegen darüber 
urtheilt, ob die Bedingungen eines ſelbſtſtändigen Gewerbs- 
befriebs vorhanden find, oder nicht, Jeder neue Gewerbs- 

befrieb, der ſich als ſelbſtſtändig gelfend machen will, und 

als folcher anerfannt werden ſoll, wird alſo der Obrigkeit 

angemeldef werden müſſen, welche zu beurtheilen hat, in 
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wieſern die Bedingungen dazu vorhanden ſind. Wo der 
ſelbſtſtändige Gewerbsbefrieb zugleich einer Beſteuerung un: 
ferliegf, da iſt eine ſolc<e Anmeldung auf der einen und eine 
Prüfung der Bedingungen auf der anderen Geite ohnehin 
unerläßlich, es liegt aber jedenfalls auch im Jntereſſe der 
Geſammtheit, daß die Geſeßgebung Demjenigen, der zu dem 
Publifum in ein beſtimmtes Verhältniß treten will, welches 
ſie von allgemeinen und beſonderen Bedingungen abhängig 
macht, die Berpflihtung auflegt, den Nachweis zu führen, 
daß er fich im Beſiße aller der allgemeinen oder beſonderen 
Eigenſchaffen, welche die einzelnen Gewerbe vorausſeßen, 

befinde. Zwar fönnfe dagegen eingewendef werden, daß es 
nicht rathfam erſcheine, Den Gewerbsbefrieb an weitläuftige 

Formalitäfen zu Eniipfen, daß die Auſſichtsführung vielmehr 
überall nach den örflichen Berhältniſſen von ſelbſt ſtatt fin- 

den werde, und daß die allgemeinen Bedingungen ſchon von 
der Geſeßgebung vorgezeichnet würden, weshalb fie auch 
Jedem bekfannf ſein müßten; indeſſen iſt darauf zu entgeg- 

nen, daß es ſich feinesweges um eine bloße Formalität han« 
Delf, da ſelbſt in ſtatiſtiſcher Beziehung die Führung genauer 

Verzeichniſſe und Nachweiſungen nicht entbehrt werden kann, 

und Jeder, der eine beſtimmte Beſchäftigung, von welcher 
ſeine Selbſtſtändigkeit als Staatsbürger abhängig wird, an: 
fängt, in dem Falle ſich befinden dürfte, die Obrigkeit an- 

zufrefen, und ſich in ein beſtimmferes Verhältniß zu ibr zu 

ſtellen, Dadurch entgeht er zugleich der Gefahr, aus Lln= 
befannfſ<haſf mit den. gefeglichen Vorſchriften, welche fiir 
den Betrieb der verſchiedenen Gewerbe gegeben ſind, zu feh- 
len; denn die Erfahrung lehrf, daß der einzelne Staatsbür- 
ger nur ſelfen mif allen Borſchriften der Geſeßgebung be- 

fannt iſt, wenn dies gleich von demſelben verlangt und bor: 
ausgeſeßf zu werden pflegt. Die Behörde, welche ſowohl 
berechtigt als verpflichfef wäre, nach geſchehener Anmeldung 
die Berhältniſſe näher zu prüfen und die Erlaubniß entwe- 
der zu ertheilen, oder, wenn Gründe dazu vorhanden ſind, 
zu verweigern, würde, der Natur der Sache nach, die Com: 
munal-Behörde des Ortes ſein, in ſofern bei den einzelnen 
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Gewerben nicht beſondere fedhnifche oder wiffenfchaftliche Un- 
terfuchungen Der Qualification vorhergehen müſſen. Nur 
auf dem platten Lande könnte dieſe Befugnig der Commu: 

nal:Bebórde zu tibertragen, einiges Bedenken obwalten, 
wenn die Beſchränkungen, welche zeither für den Gewerbs- 

befrieb auf dem platten Lande ſtatt gefunden haben, pins 
wegſallen follten, was, wie wir noch zu erwähnen Gelegen- 

heif haben werden, bei einer auf das Princip der Gewerbe- 
freiheit gegründeten Geſeßgebung unumgänglich nothwendig 
ſein Diirfte, Ueberhaupf wird aber in dieſer Beziehung keine 
vollſtändige Gleichheit und Uebereinſtimmung in den bers 
ſchiedenen Provinzen jedes Staates ſtatt finden können, und 
3. B. in den weſtlichen Landestheilen der Preußiſchen No: 
narchie vielleicht mance Communal-Behörde des platten 
Landes angefroffen werden, welcher die Prüfung der zum 
Gewerbsbefriebe erforderlichen allgemeinen und beſonderen 
Qualification unbedenklich anverfraut werden Fann, während 
in den öſtlichen ſelbſt Gtädte vorfommen könnten, die Feine 

Behörde haben, der ſich ein gleicher Wuftrag ertheilen ließe. 
Es dürffe daher dem Zwecde am meiſten entſprechen, wenn 
die Gewerbegeſeßgebung über die Art und Weiſe, imgleichen 
über die Gorm einer Prüfung des angemeldefen Gewerbs: 
befriebs und die Bedingungen ſeiner Zuläſſigkeit zwar eine 
allgemeine Regel ausſpricht, die -fpecielle Ausführung aber 
dem Ermeſſen und den Anordnungen der oberſten Provinzial: 

Behörden überließe. Dieſe würden dann vornehmlich dafür 
zu ſorgen haben, daß die ſpeciellen Beſtimmungen, welche 

von ihnen gefroffen werden, zur genauen Kenntniß der Ge: 
werbefreibenden ſelbſt gelangen, wie es 3. B. im Preußiſchen 

durch die Befanntmachung in den Amtsblätfern der Pro: 
vinzial- Regierungen geſchieht. 

Fände die Behörde, bei welcher die Anmeldung geſche- 
hen muß, daß über die Verhältniſſe des Anmeldenden noch 
einige Aufklärung erforderlich iſt, bevor ſie ſich über die Zu- 
läſſigkeit des Gemerbsbetciebes entſcheiden fann, ſo müßtfe 

ſie zwar dem Anmeldenden vorläufig die Erlaubniß zum 
Gewerbsbetriebe verweigern, ihn aber zugleich mit beſtimmter 
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Austunft darüber verſehen, welche Nachweiſe und Bejcheini: . 

gungen bon ibm efwa nod) beizubringen find, oder welche 

nähere Erörferungen und Prüfungen nod) vorhergehen müſz 

fen, für welche dann aber auch fofort die nöthigen Schritte 

zu fhun ſein dürffen, Glaubt die Behörde den Betrieb des 

angemeldeten Gewerbes gar nicht geſtaffen zu können, fo 

würde fie den Unfuchenden auc) bon den Gründen ihrer ab- 

fälligen Enfſcheidung vollſtändig unterrichten müſſen, in fos 
fern ſie ſich nicht gleidy auf eine klare und unzweifelbafte 

Borſchrift des Gewerbegeſetes ſelbſt berufen kann, und gegen 
eine folche Entſcheidung müßte nafürlich der Weg der Gee 

ſc<werde offen zu erhalten fein. 

Zur Aufrechthalfung diefer Vorſchriften, die Anmeldung 

des Gewerbsbetriebes, die nähere Unferſuhung über deſſen 

Zuläſſigkeit im concrefen Falle und die Nothwendigkeit einer 

ausdriclicben obrigfeitlidyen Erlaubniß betreffend, erſcheint 

jedenfalls eine Strafandrohung unentbehrlich. Dabei würde 

zu berückſichtigen ſein, ob die Ertheilung der Erlaubniß an 

fidh Hafte erfolgen können, und der Ulebertrefer alſo nur 

verſäumt haf, die Bffentliche Auforiſation für ſeinen ſonſt 

unbedenklichen Gewerbsbefrieb nachzuſuchen, oder ob der 

Betrieb bei ihm überhaupt gar nicht als zuläſſig anerfannt 

werden fann. Für die Fälle der erſteren Gattung müßte 

eine geringere Strafe genügen, als für Die der [egferen; 

denn hier kann das Publikum ſelbſt dur; die Vernachläſſi- 

gung der geſeßlichen Vorſchriften gefährdet werden; hier wie 

dorf erſcheinf aber eine Beſtimmung des höchſten ſo wie des 

niedrigſten Strafmaßes unentbehrlich, um die Gleichheit überall 

durchzuführen. Berſchieden von der Selbſtſtändigkeit iſt der 

Begriff eines ſtehenden Gewerbes; er bezieht ſich auf die 

Gorm des Befriebes, und iſt den wandelnden Gewerben 

oder dem Gewerbsbefriebe im Umherziehen entgegengeſeßtf. 

Ein ſtehendes Gewerbe iſt ſowohl im Allgemeinen, als in 

Beziehung auf die Geſchäfte und den Berkehr, in welchen 

fic) der Gemerbetreibende mit den Abnehmern einläßt, an 

einen beſtimmfen Ort (Laden, Werkſtätte) gebunden, und 

ſelbſt wenn die Leiſtungen des Gewerbetreibenden ihrer Natur 
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nach aud) anderwärts vorgenommen werden können, fo 
wird der eigentliche Verkehr in Beziehung auf den Gegen- 
ftand des Gewerbes dody immer von einem beſtimmten Loz 
cale ausgehen und in demſelben ſich wiederum concentriren: 
Das Charatkteriftifce dieſer Gattung von Gewerben beſteht 
Darin, daß es hier der Gewerbsmann iſt, der ſich von dem 
Publifum ſuchen läßt, und daher ein ſtehendes Local halten 
muß, in welchem er zu den gewerblichen Berrichtungen be: 
reif geſunden werden Fann, während der Gewerbetreibende 
bei folchen Gewerben, die umherziehend betrieben werden, 
ſich ſelbſt nad) den Bedürfniſſen des Publikums zu erkundiz 
gen ſucht, und, wo er ſie findet, ſeine gewerblichen Dienſte 
oder Leiſtungen anbietet. Provinzielle und örtliche Verhält 
niſſe werden hier nicht ohne Einwirkung bleiben, ſo daß ein 
Gewerbe bielleichć in manchen Gegenden als ſtehend vorfomz« 
men fann, das anderwärts im Limberzieben betrieben wird, 
und umgekehrt, ; 

Nachdem wir von den oben aufgeſtellten allgemeinen 
Bedingungen oder. Erforderniſſen des Gewerbgbetriebes uns 
bereits vorläufig mit der Nothwendigkeit einer Anmeldung 
bei der Drfsbehörde und deren ausdrüclicher Erlaubniß be: 
ſchäftigt haben, weil dieſe Erforderniſſe ſelbſt bei denjenigen 
Gewerben beſonders in Frage kommen, bei welchen die Er- 
laubniß zum Betriebe noch von ſpeciellen Bedingungen ab- 
bdngig iſt, wollen wir die übrigen nun ebenfalls noch Flirg: 
lid) einer näheren Prüfung unterwerfen. 

Die Bedingung der Großjährigkeit kann aus dop- 
pelfem Grunde als unerläßlich erſcheinen. An ſich iſt wohl 
im Jntereſſe der Gefammtbeit vorzüglich zu wünſchen, daß 
die Eröffnung eines ſelbſtſtändigen Gewerbsbefriebes nicht in 
zu frühen Jahren, wo es dem angehenden Gewerbsmanne 
noch eben ſo ſehr an Uebung als an Erfahrung fehlt, er: 
folgen. möge, und in dieſem Sinne wurde auch oben die 
Beibehaltung der Stufen als Lehrling, Geſell und Meiſter 
fix zweEmäßig erklärt, und für den ſelbſtſtändigen Betrieb 
folder Gewerbe, welche ganz eigentlid) erlernt werden müſz 
ſen und bei denen es alſo einer Unterweifung durch wirkliche 
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$tunftverftindige bedarf, die Meiſterſchaft vorausgefest. Es 
Fann das £egfere indeſſen nur da zur Anwendung kommen, 
wo man eine Zunffeinrichfung in veränderter Form beibe-. 

halten oder die Errichtung neuer gewerblicher Bereine ges 
ſtatten will. Die Bedingung der erlangten Grofjdbrigteit 

fes€ aber mindeſtens auch da, wo eine wirkliche Meiſterſchaft 
nicht für nofhwendig oder zweEmäßig erachfef wird, weil 

vielleicht die Zunfteinrichfung in einzelnen Landestheilen ſchon 

längſt gar nicht mehr beſteht, und daher gleichſam von 

Gtaatswegen erſt wieder neu begründet werden müßte, vor: 
aus, daß Jeder, der den Betrieb eines Gewerbes für ſich 

und ſelbſtſtändig zu eröffnen ſich entſchließt, hinreichende Ge- 

legenheit gehabt haf, fic) unter fremden Augen die nöthige 
Geſchi>lichfeit und Erfahrung zu eigen zu machen. Augers 
dem hängt nun aber von der Großjährigkeit vorzugsweiſe. 
auch die Dispoſitionsfähigkeit überhaupt ab, welche für Je- 

den, der fid) auf Geſchäfte im rechtlichen Sinn einlaſſen will, 
mithin auch für den Gewerbetreibenden unentbehrlich iſt. 
Indeſſen dürfte ſich von ſelbſt verſtehen, daß da, wo die 
Kinder von dem Bater vor erlangter Majorennität aus ſei- 
ner bdteclicyen Gewalt entlaſſen werden, oder wo, den ge: 

feślichen Borfchriften gemäß, eine Bolljährigkeits- Erklärung 
eintritć, auch der ſelbſtſtändige Gewerbsbetrieb geſtattet mer: 
Den Faun. 

Gon der Mothwendigkeit einer allgemeinen Bil: 
dung ſowohl, als einer gewiſſen formellen Gorbildung für 
das zu betreibende Gewerbe, wird man ſich wohl ſehr leicht 
überzeugen; bei weifem größere Gdwierigfeifen enfftehen 

hier aber Dutch eine nähere Beſtimmung. Die Bedingung 

der formellen Borbildung findet in der Regel bei Geftfesung 

der ſpeciellen Erforderniſſe für die einzelnen Gattungen von 
Gewerben ihre Erledigung, und ein beſonderer Nachweis der- 

ſelben wird dann nicht zu erlangen ſein, wenn es für das 
fpecielle Gewerbe keiner perſönlichen und fechnifchen Quali- 

fication meifer bedarf, Hier würde die allgemeine Bildung 
fic) als ausreichend darſtellen, fo wie umgekehrt Die beſon- 
dere Qualification bei einigen Gewerben in wiſſenſchaftlicher 
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und in fechniſcher Beziehung auch den Grad der allgemeinen 

Bildung von ſelbſt ganz anders beſtimmt, als es da der 

Gall ſein. mag, wo es allein auf allgemeine Bildung an- 

fommf. Jn ſolchen Fällen wird es mithin auch wohl ge: 

nügen, wenn der unferſte Grad allgemeiner Bildung bei dem 

Gewerbetreibenden vorhanden iſt, was dann angenommen 

werden könnfe, wenn er in ſeiner Mutterſprache leſen und 

ſchreiben gelernt haf. Darauf zu halten, liegf aber augen- 

ſcheinlich ſc<on überhaupt im Intereſſe des Staates, der 

feine Gelegenheit vorbeigehen [laſſen darf, die Berbeſſerung 

der Bolksculfur nach allen verſchiedenen Richfungen zu Des 

fördern, wobei der erſte Grad allgemeiner Gchulbildung ſicher, 

als die Baſis, ganz unentbehrlich iſt. 

Eine der wichtigſten Bedingungen iſt nun aber das Er- 

forderniß eines feſten Wohnſißes am Orte des Gewerbs- 

befriebes, und hier freffen. wir auf den Punkt, wo Die Ge: 

werbegeſeßgebung, wie auch Benedict ſehr richtig behaup- 

fef, mif der Drfshörigkeit und den Heimathsredten 

in unmittelbare Berührung fommf, und nofhwendig durch 

. beſtimmte Vorſchriften über die leßferen vervollſtändigt und 

gleichſam erſt noch beſonders ſicher geſtellf werden mug. 

Es fommt in dieſer Beziehung Alles darauf an, ob man 

die Bedingung eines feſten Wohnſißes am Orte des Ge- 

werbsbetriebes ſo verſtehen will, daß Derjenige, der irgend- 

wo einen Gewerbsbefrieb zu eröffnen beſchließt, Die Merz 

pflichtung auf fidy habe, ſich an dieſem Orte niederzulaſſen 

und ſeinen Wohnſiß daſelbſt zu nehmen (wobei man viel: 

leicyć der Eröffnung des neuen Gewerbsbetriebes ſelbſt die 

Wirkung beilegt, daß dadurc<) ein Wohnſiß im rechtlichen 

Sinne begründet werde), oder ob man verlangt, daß bei 

Demjenigen, der dies beabſichtigt, die Bedingungen, welche 

rechtlich das Domicil an einem beſtimmten Orte zu gewäh- 

ren vermögen, ſonſt ſhon vorhanden ſind, der Nachweis 

dieſes Borhandenſeins geführt und der Thatſache des unter: 

nommenen Gewerbes darauf gar feine Wirkung geſtattet 

wird. Nur die letere Anſicht wird der Staat für Die rich- 

fige anerfennen Eónnen, wenn es ihm darum zu thun iſt,
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fidy nicht allein Gewerbslente zu verſchaffen, deren Selbſt- 
ſtändigkeit als eine wirkliche und wahre anzuſehen iſt, fone 
dern auch Gfaatsbürger, welche im Stande find, die Staats- 

laſten zu fragen und ſie nicht vielmehr durch die den übri- 
gen auferlegfe Nothwendigkeit, auch ihre Unferhaltung mit 
zu übernehmen, noch vergrößern. Es iſt ein nicht zu bez 
ficeitender Grundfag, daß rechtlich. Feiner Gemeine ein Theil- 
nehmer oder Mitglied gegen ihren Willen zugewieſen und 
aufgedrungen werden fann, weil mit dieſer Niederlaſſung in 
der Mitfe der Gemeine die Erwerbung gewiſſer der Geſammt- 
Heit als ſolcher zuſtehenden Rechte verbunden ſein muß, und 
der Gemeine nimmer angeſonnen werden mag, für einen 
Sremden Berpflichfungen zu übernehmen, wo die poſitive 
Gefesgebung dies nicht aus beſonderen Gründen ausdriück- 
lic) vorſchreibt. Kein Recht iſt ohne eine demſelben ent: 
ſprechende oder gegenüberſtehende Verpflichtung denkbar, und 
ein Heimaths- oder Anſiedelungs-Recht kann mithin auch 
nur von Demjenigen in Anſpruch genommen werden, der 
oder Deſſen Aeltern bereits Pflichfen gegen die Gemeine er: 

fülle und Laſten mit derſelben getragen, und ihr dadurch 
die Berbindlichkeit aufgelegt haben, für ſie und die Ihrigen 

im Falle einer gänzlichen Gerarmung zu ſorgen, oder der 
die ausDriciliche Zuſtimmung der Gemeine für fich bat, 
Nur im augergejelfchaftlichen Zuſtande, nicht aber im 
Gtaate, kann Jedem die Befugni$ zugeſtanden werden, ſei: 
nen Wohnſiß da zu begründen, wo es ihm gefällt. Denn 
Durch Die Niederlaſſung entftehen nothwendig und pon fich 
ſelbſt rechtliche Beziehungen zu dem gefellfchaftlichen Vereine 
des Orfes, und dieſes Rechtsverhältniß kann nur nach dem 
Gefellfchaftsrechte beurtheilt werden. Das Recht der Nieder- 
laſſung und Begründung eines Wohnſißes im rechtlichen 
Sinne beruht alſo: 

1) entweder auf Geburf an einem beſtimmfen Dtte, 

2) oder auf Anſäſſigmachung an demſelben, oder 
3) endlid) auf der ausdrücklichen Zuſtimmung der Ge: 

meine, wel<e dem neuen Ankömmlinge die Erfüllung 
gewiſſer, zu ihrer Sicherheit dienender Bedingungen 
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vorſchreiben fann, und zu welcher auch noch die aus: 
driictliche Genehmigung des Gutsbefigers hinzukommen 
muß, wenn es ſich um Die Niederlaſſung auf einem 

Rittergute handelt, 
Nur aus einer ſol<en Genehmigung der Gemeine und 

aus der Uebernahme der auferlegfen Bedingungen bon Gei- 
fen des neuen Gemeinegliedes, oder aus der Geburt und 
dem Beſiße unbeweglicher Güter am Orte - wird nach allen 
Rechtsprincipien eine Berpflihtung der Gemeine, und, wo 

von herrſchaftlichen Gütern die Rede iſt, auc) des Guts- 
berrn: für den Aufgenommenen und ſeine Familie zu ſor- 

gen, bergeleifet werden önnen. Daß nur durc eine ſtrenge 
Beobachtung dieſer Grundſäße einer fortwährenden Bergrö- 
ßerung der Zahl verarmter. Gewerbsleufe vorgebeugt werden 
Fann, lehrt aber auch die tdgliche Erfahrung. In keiner 
Gtadf und auf feinem Dorfe reichen die Fonds, welche zur 
Unferſtüßung der Armen da ſind, mehr aus, ob ſie gleich 
ſchon von Jahre zu Jahre haben erhöht werden müſſen, 
und gerade die Einführung des Princips der Gewerbeſrei- 
beit, welche den G©ewerbefreibenden über die zeitherigen Be- 

ſchränkungen, die theilweiſe aud) Beſchränkungen der freien 
Niederlaſſung mit enthielten, hinwegſeßen, machen auf der 

andern Geife eine ganz genaue Beſtimmung der Ortshirig: 
feit und der Heimathsrechte dringend nothwendig. Jn der 
Geſellſchaft hat das einzelne Mitglied Die Berpflichtung, Das 
für zu ſorgen, daß es zu den Laſten der Geſellſchaft ſo viel 
als möglich beifrage, da es von den Bortheilen derſelben 

nicht ausgeſchloſſen werden Fann, und der Geſellſchaſt ſteht 
die Beſugniß zu, darauf zu halten, daß die Glieder in bei- 
fragsfähigem Zuſtande bleiben. Wie follte daneben Die Wer: 

pflihfung, ein fremdes Glied, bei welchem die Geſellſchaft 
das Gegentheil befürhfef, aufzunehmen, beſtehen können? 
Es iſt auch nach ſtaatswirthſchaftlichen Principien auf keine 
Weiſe zu rechtfertigen, wenn man, in der Abſicht, der Bez 

völferung des Landes dadurch Vorſchub zu thun, daß Die 
Anſiedelung neuer Bewohner möglichſt befördert werde, den 
Grundſaß geltend zu machen verſucht, daß Jedermann, auf 
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den Grund einer allgemeinen Freiheit, ſich niederlaſſen könne, 

wo es ihm gefällig iſt, und wo er ſich forfzufommen ge: 
frauf, und als genügende Garantie dieſes Selbſtverfrauens 
ſchon ein Paar geſunde Hände und Füße anerkennt. Dabei 
vergißt man nicht allein gänzlich, daß es ſich nicht ſowohl 
um den Grundſaß einer allgemeinen Freiheit, als vielmehr 
um das natlirliche Recht des Einzelnen handeln würde, dem 

in jedem poſifiven ©faafe aber die unzweiſelhaffen Nechte 
der betreffenden Corporafion vder Gemeine gegenüber ſtehen, 
welche doch unmöglich jenem nafiirlichen Rechte des Einzel- 

nen weichen Fónnfen, ſondern insbeſondere noch, daß jene 
Freiheit, welche man geſtatfen will, eine unbeſchränkte, alſo 

abſolufe ſein würde. Eine foldye muß im poſitiven Staate 
aber in dieſer Beziehung ebenſowohl, als in jeder andern 
gänzlich ausgeſchloſſen bleiben, weil ſie überall die Gränzen, 
welche jedem Berhältniſſe und Snftitute durch die poſitive 
Geſeßgebung und Berfaſſung angewieſen werden, verlegt, 
und daher nie ohne Die nachtbeiligften Folgen geduldet wers 

den Fann, ſondern den Beſchränkungen, welche die Rechte 

der Gefammtheit von ſelbſt mit ſich führen, zu unterwerfen 

iſt. Unter den Beſchränkungen des Rechts hört Die Greis 
heif nody nicht auf, $reibeit zu ſein. Uebrigens erkennt 
aber auc) die Gtfaafswirthſc<haft, nach den Forfſchritfen, 

welche ſie in neuerer Zeit als Wiſſenſchaff gemacht hat, kei- 

nesweges eine bedeufende Zahl der Bevölkerung, ſondern © 

lediglich die innere Kraft derſelben als wirklichen Vortheil 
für Den Gfaat an, und die Bevölkerung eines Landes oder 
einer Provinz bleibt nicht mehr, wie Die eines Ortes, der 

Gegenſtand der Gefahr und Beflimmetnig, ſobald ihr Nah- 
rungsſtand nicht geſichert iſt. Wenn es aber ſonſt zu den 
unbeſtreitbaren Rechten jeder Geſellſchaff gehört, Durch Bes 

ſchlüſſe über die Augübung ihrer geſellſchaftlichen, den Zweck 
ihres Vereins betreffenden Befugniſſe ſich zu entſcheiden und 
neue Theilnehmer aufzunehmen : welcher Grund Fonnte dafür 

ſprechen, den Gemeinen, denen man wirkliche Corporations: 

rechfe beilegt, die Befugniß zu verſagen, über die Aufnahme 
neuer, ihnen vielleicht widexwärfiger Gemeineglieder Durch 
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allgemeinen Beſchluß gu entſcheiden, und Die Cheilnahme ders 
ſelben abzulehnen? Nach ſtrengen Rechtsgrundſäßen würde 
ſelbſt die Veräußerung von Grundeigenthum an einen Frem- 
den, und alſo deſſen Anſäſſigmachung, für die Gemeine noch 
Feine Berbindlichfeit zur Aufnahme deſſelben als Mitglied, 
ohne ihre ausdritcliche Zuſtimmung, welche nicht mit bers 

äußert werden Eonnfe, begründen; indeſſen mögen höhere 

Rückſichten die Geſesgebung beſtimmen, hier eine Ausnahme 
zu machen, weil die Erwerbung von Grundeigenthum an 

fich eine gewiſſe Sicherheit gewährt. Der Beräußerer hat 
als folcher nicht die Macht, der Commune ein neues Mit- 
glied, oder dem Gutsberrn einen neuen Bewohner aufzu: 
dringen, der die Obliegenbeiten beider ſehr leicht gar wefenfs 

lich erſchweren Fann. 
Durch Anerkennung des Princips einer völlig freien 

Befugniß zur Niederlaſſung an jedem beliebigen Orte ent: 
zieht man den Gemeinen endlich ſelbſt das Recht, darüber 
zu wachen, daß die Verpflichtungen, für Erhaltung ihrer 

Drfsarmen zu ſorgen, ſich nicht dergeſtalf vergrößern, daß 
ſie mit der Zeit ihre Kräfte überſteigen, und ſo beſchränkt 

man auf der anderen Geife ſogar noch die Möglichkeit einer 
. zweckmäßigen und vollſtändigen Armenverſorgung, ohne durch 

den angewandfen Grundſaß für die Geſammtheit einen Bore 
theil zu erzielen, den die Gfaafswirthſchaff in der That als 
folchen gelten laſſen könnfe. 

Abgeſehen nun aber von den gejeglidy nofhwenDigen 

Bedingungen, von welchen die Begründung eines Wohnſißes 
abhängig zu machen fein dürffe, wird es mindeſtens nicht 

beſtritfen werden können, daß das Intereſſe des Staates die 
Bedingung eines feſten Wohnſißes für jeden Gewerbtreiben- 
den als unerldflid) darſtellt. Denn nur wenn dies der Fall 
iſt, wird er auch zur Theilnahme an den Gfaafs: fo wie 
an den Gemeinelaſten genöfhigt werden können, und, wie 

vorſtehend ausgeführf worden, auf die Unterſtüßung der 
Gemeine und des Gtaafes ſelbſt Anſprüche erlangen , fofern 
er einſt außer Nahrungsſtand geſeßf werden. und nichć mehr 
fähig ſein ſollte, fic) ſelbſt zu erhalfen. Wer ohne irgend 
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einen feſten Wohnſiß innerhalb der äußeren Gränzen Des 
Gtaats ſich aufhielte, würde wohl nur in die Kategorie der 
Fremden gehören, und daher durch ſeinen Gemerbsbetrieb 

zur Ungebühr lediglich an den Bortheilen, welche der Staats- 

verband gewährt, Theil nehmen. Bielfältig wird fid) aber 
der Wohnort nur danach beſtimmen laſſen, daß der Ge- 

werbefreibende an einem beſtimmfen Orte zu den Ofaais: 

und Gemeinelaſten beifrägf, und wer dies zu thun außer 
Stande befunden würde, dem kann ein Gewerbsbetrieb über- 
baupf nicht geftaftet werden, denn er gehört bereits zu der 

Claſſe Derjenigen, welche von den übrigen Staatsbürgern 

liberfragen werden müſſen, alſo zu den Armen, Wenn Da: 
gegen, nach der oben vertheidigten Anſicht, die Begründung 
eines neuen Gewerbes für ſich allein ohne allen Einfluß auf 
das Recht zur Niederlaſſung an einem beſtimmten Drte fein 
dürffe, ſo wird daraus auch zugleich gefolgert werden kön- 
nen, daß ſich die Bedingung eines feſten Wohnſißes, welcher 
Jeder unterworfen werden muj, der einen neuen Gewerbsgs 
befrieb eröffnen will, nicht ſo weif ausdehnen läßt, daß der 

Gewerbtreibende audy gerade an demjenigen Drfe fid) nie: 
derlaſſen müſſe, den er für ſeinen Gewerbsbefrieb augerſehen 

haf. Der Gewerbsbefrieb an einem Orte, wo der Betrei: 

bende ſeinen ZBobnfig nicht haf, giebt weder ihm noch den 
Geinigen einen Anſpruch auf Unterſtüßung durch die Drtsz 

gemeine; ein Recht darauf muß für jeden Gewerbtreibenden 

nad) ſtaatswirthſchaftlihen Grundfagen jedoch an irgend 
einem Drfe im Staate vorhanden ſein, und darum bedarf 
es, wie oben gezeigt, einer genauen Feſtſtellung der Hei- 
matbsrechte und der Berpflichfung der Gemeinen, ihre Glies 
der zu erhalfen, durch die poſitive Gefesgebung; iſt dies 
aber geſchehen, ſo möchte ſchwerlich ein Grund aufzufinden 
ſein, der die Eröffnung des Gewerbes an jedem beliebigen 
Orfe hindern, oder die Niederlaſſung an demſelben Orte, 

wo das Gewerbe betrieben werden ſoll, gebiefen fonnte. 

Durch ein foldes Berlangen würde Dem höheren Aufſ<wunge 
des Gewerbsbetriebes, Der vorgugstveife im SJnterefje des 

Gtaates liegt, eine völlig nuglofe Feſſel angelegt. Gerade 
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da, wo dieſer eine ungewöhnliche Hobe erreicht haf, erſcheint 
der Haupfunternehmer vielmehr äußerlich off am wenigſten 
perſönlich betheiligt, und leitet, gleich einer höheren Krafft, 

den Geſammtmechanismus aus der Ferne, weil die einzelnen 

Theile deſſelben, der Natur der Sache nach, auf ſehr ver- 
ſchiedene Orte, nicht felfen auf verſchiedene Provinzen und 
Länder vertheilt find, wie wir es z. B. bei den Gebrüdern 
Rothſc<hild, den Fuggern unſerer Zeit, erblicten, Aus: 
nabmen davon werden nur bei Ausgländern, die, ohne ſich 
innerhalb Landes wirklich einen Wohnſiß zu begründen, hier 
gleichwohl einen Gewerbsbefrieb eröffnen wollen, eintreten. 

Sie würden nicht nur einer beſonderen Genehmigung des 

Staates bedürfen, ſondern jedenfalls auch den innerhalb 

Landes befindlihen Gewerbsbetrieb verſteuern müſſen, wenn 

er gleich nur einen Theil ihres Geſammtverkehrs ausmachte, 
und die Gewerbeſteuer, als eine Art der perſönlichen Cine 

fommensftener, eigentlich bloß an dem Wohnorte zu erheben 

iſt, weil fie, allen Nechtsgrundfigen zufolge, nicht bloß Bor- 
theil aus den gewerblichen Berhältniſſen eines Staates zu 
ziehen verlangen können, ohne zu den Laſten deſſelben etwas 

beizufragen. Ob es dazu eines fingirten Wohnſißes in- 
nerhalb Landes bedürfen möchte, oder ob die Beiträge gu 
den dieſſeitigen Staatslaſten durch Bergleich mit der Staats: 
regierung reguſirf werden ſollen, wird wohl füglich der pos 

ſitiven Entſcheidung der Staatsgewalt in jedem concreten 
Galle überlaſſen bleiben können; dex Wohnſiß, als ſolcher, 

ſieht, wie bereits erwähnt, mit dem Gewerbsbetriebe in kei- 

nem nofhwendigen Zuſammenhange; im Jntereſſe des 

Gtaats liegt es aber, feinen Gtaatsbiirger für ſicher genug 

zur Eröffnung eines Gewerbes im Staate anzuerkennen, der 

nicht irgendwo einen feſten Wohnſiß hat, und Pflichten gegen 

den Staat und die Gemeine erfüllt, die weifer gehen, als 

es ſein Gewerbsbefrieb mit fic) bringf, und ihm daher auch 
für den Fall einer Verarmung den Anſpruch auf Berſorgung 

Durch die Geſammtheit gewähren. 
Nach der allgemeinen deutſchen Städte- Verfaſſung war 

die Befugniß zum Gewerbsbetriebe in dex Stadt von der 
Er- 
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Erwerbung des Bürgerrechts abhängig, ſo wie er auch auf 
der andern Geite ein Vorrecht der Städte vordem platten 
Lande ausmachte. Ein ſolches allgemeines Borrecht bei- 
gubebalten, dürfte überall fein Grund weiter vorhanden ſein, 
da die Berhältniſſe, welche den Städten des Mittelalters 
den ausfchlieglicyen Gewerbsbefrieb gewährten, weif von den 
unſrigen verſchieden waren, und jene Beborrechtung zum 
tadytheile des platten Landes ebenfalls mißbrauchsweiſe unz 
endlich viel weiter ausgedehnt worden iſt, als nac Grund: 
ſäen des Rechts eigentlich zuläſſig geweſen wäre. Wenn 
aber einzelne Gewerbe fid) nur für die Gtädte eignen, 
weil ſie lediglich für Berhältniſſe beſtimmt ſein können, wie 
fie ſich in den Städten finden, fo wird es die Geſeßgebung 
unfer die ſpeciellen Bedingungen für den beſonderen Ge- 
werbsbetrieb aufzunehmen haben, welche Gewerbe für Die 
Gtädfe allein beftimmt bleiben; der allgemeine Unterſchied 
zwiſchen ſtädtiſchen und ländlichen Gewerben, welchen 
vornehmlich die Sächſiſche Gewerbeverfaſſung feſthält, muß 
jedenfalls hinwegfallen, und der Stadt: oder Dorfbewohner 
vielmehr im Allgemeinen als gleichberechtigt gelten. - Uebri- 
gens iſt zwiſchen dem Bürgerrechte und dem Gewerbsbetriebe 
ebenfalls feine urſprüngliche und nothwendige Berbindung 
vorhanden, ſondern nur in dem Fortgange Der Zeit biſtoriſch 
entſtanden. Erſt als der Gewerbsbetrieb ſich zu heben be- 
gann, gelang es den Gewerbsleuten in der Stadt, den eigent: 
lichen mit Grundeigenthum angeſeſſenen Bürgern gleichges 
ſtellt zu werden; mit dem Begriffe, welchen man in unſeren 
Zeiten dem Bürgerrechte beigelegt haf, und nad) dem es 
fheils politiſcher, theils geſellſchafflicher, theils privafrechf: 
licher Nafur iſt (wenn man ſich erlauben darf, die zur 

. zweiten Claſſe gehörigen Befugniſſe von der leßten zu frenz 
nen, weil dieſe Art derſelben ſo wenig zu den eigentlich po- 
litifchen, als zu den eigentlichen privatrechtlichen gezählt 
werden fann, weghalb ſie auch nicht ſelten als öffentliches 
Gemeinerecht bezeichnet wird), iſt aber eine fplche Gerz 
bindung nicht einmal mehr verträglich. Denn die Bunffe 
verfaſſung, welche nur unter den Gewerbsbetreibenden in 

5 
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: den Gftadfen vorfommen fonnte, war es zuerſt, die den Ge: 

werbsbetrieb für Den Einzelnen bon Der Erwerbung des 

* Biirgerrechtes abhängig machfe, weil Feiner zu Dem Meifter- 
rechte in einer Zunff gelangen fonnte, der nichć vorher als 

Bürger aufgenommen war, und davon lag der Grund wie- 

Der in den beſonderen politifchen Befugniſſen, die die Zünſte 

als Gorporationen gelfend zu machen ſuchfen, indem fie an 

der Verwaltung der ſtädtiſchen Angelegenheiten ebenſo wie 

an der Fährung der Mannſchaffen im Kriege Theil zu neh- 

men ſuchfen. Als die Bürgerſchaff der Städte in den frü- 
beſten Zeiten noch aus zwei Hauptclaffen, den freien Grund- 
beſißern in der Stadf und den Handwerkern, beſtand, und 

man ein vollkommenes und ein unvollfommenes Bür- 

gerrecht unferſchied, waren es feinesweges die Gewerbfrei- 

benden, welche auf das erſte Anſprüche machen fonnfen. 

Erſt als ſich bei ihnen die Wohlhabenheit allgemein verbrei- 
fefe, und ſie dadurch zu einem bedeutenden Einfluſſe gelang: 
fen, brachten fie es durch enfſchiedene Auflehnung gegen den 
Sochmuth der Uebrigen dahin, daß ſie gleiche politiſche 

Rechte mit ihnen genoſſen 3; dennoch blieben vielfache Nußungs- 

rechte an dem Bürgervermögen den alten Vollbürgern, 0. b. 

der anſäſſigen Claſſe der Bürger, vorbehalten. So war alſo 

der Gewerbsbetfrieb in dlfeften Zeiten ebenſowenig durch das 

Bürgerrecht bedingt, als ihn eine ſorgſame Geſeßgebung ge- 
genwärfig davon abhängig machen wird, vielmehr hielt man 

ibn in den Gtädten für einen gegründeten Anſpruch auf Die 

Gewährung des Bürgerrechts. Die Ortshörigfeit oder das 
Heimathsrec<ht in Beziehung auf eine Stadt iſt aber ſchon 
ſo lange von dem Bürgerrechte unabhängig, als die allge: 

meine Deutfche Städfeverfaſſjung, außer den eigentlichen Bür- 
gern, auch Schußverwandfe und Beiſaſſen als Glieder der 
Stadtgemeinden anerfannt haf, und in dieſer Hinſicht würde 
alſo das Bürgerrecht ebenfalls nicht als Erforderniß für den 
Gewerbsbetrieb anzuſehen ſein. Dagegen würde es aber 

wohl in dem Falle mittelbar als Bedingung für ein be- 
fiimmtes Gewerbe gelten müſſen, wenn Das leßfere ohne 

Grundbeſiß nicht denkbar iſt, und zur Erwerbung von Grund 
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und Boden es des Bürgerrechts bedarf, weil die ſtädtiſche 
Verfaſſung entweder überhaupf nur dem Bürger Grunde 

eigenthum im Weidbilde zu erwerben geſtattet, oder dieſe 
Erwerbung mindeſtens von einem beftimmten Werthe an 

von dem Bürgerrechte abhängig macht. In ſolchem Falle 
würde es auch gleichgültig fein, ob der Gewerbsbefreibende 
ſich ſelbſt an dem Orte, wo er das unbewegliche Vermögen 
erwirbt, niederlaſſen will, oder nicht, weil mit Dem Beſiße 
ſtädtiſcher Grundftide in der Regel biirgerlidye Gerechtſame 
verbunden find, welche die Mitgliedſchaft bei der eigentlichen 
Bürgergemeine vorausſeßen. 

Dies dürffen die allgemeinen Beſchränkungen ſein, welche 
die Gefeggebung überall dem Gewerbsbefriebe aufzulegen 
haf, neben welchen es aber in jedem einzelnen Gfaafe auch 

noch andere geben Eónnfe, wie 3. B. der Gewerbsbekrieb dex 
Beamten und ihrer Angehörigen, wenn ſie nicht Beſißer von 
Gütern ſind, Durch deren Verhältniß er bedingt wird, von 
der Genehmigung der vorgeſeßten Behörde abhängig zu 
machen ſein möchte. Nach der dlferen Gewerbegeſeßgebung 
und ingbefondere da, wo das Zunftweſen beſtand, waren 

aber auch die Weiber, als ſol<e, von dem Gewerbsbetriebe 
ausgeſchloſſen, und nur den Meiſterwittwen wurde näch 

dem Tode ihrer Männer geftattet, das Gewerbe fortzufesen, 
wenn ſie einen dazu ftlichfigen Geſellen Bielfen, Auch dieſe 
Beſchränkung würde, ſoweit nicht beſondere Eigenſchaften 
zu einem Gewerbe erforderlich ſind, hinwegfallen, voraus: 

geſeßf, daß die gewerbefreibenden Weiber ſonſt als vollſtän: 
Dig dispoſitionsfähig gelfen können, das Geſeß keine befone 

dere Gefchlechisbormundfchaft Fennt, welche die Zuziehung 

des Curafors für jeden Fall, wo die Frauensperſon eine 
Verbindlichkeit übernehmen ſoll , nothwendig machen würde, 
ſondern, wie z. B. das Preußiſche Allgemeine Landrecht, 
beiden Geſchlechtern im Allgemeinen gleiche Rechte einräumt. 
Bei Gewerben der Ehefrauen müßte dagegen die ausdriick- 
liche Zuſtimmung der Ehemänner hinzufommen. Welche 

allgemeinen Beſchränkungen des Gewerbsbetriebes nun ein 
Gtaat aus dem Geſihtspunkte des allgemeinen Wohles ſonſt 
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immer noch einzuführen für ndtbig half, dieſe werden in 
Demfelben auch ihre Rechtfertigung finden, niemals die nach- 

tbeiligen Folgen mit fic) führen, Die bei Den aus reinem 

Privatinfereffe hervorgehenden Beſchränkungen auf keine 

Weiſe. in Abrede geſtellt werden können; nur dürfen auch 

ſie nicht aus blos finanziellen. Rückſichten für zufräglich an: 

geſehen und nur zu dem Srwecke einer Erhöhung der Gfaats- 

einnahmen durch einen beſonderen Cinnabmetifel auferlegt 

werden. 

Die ſpeciellen Beſchränkungen, denen die Geſeßgebung 
den Gewerbsbefrieb im Gtaate aus dem Geſichtspunkte des 

. Bffentlichen Wohles und der Beförderung des Ofaatszwerkes 

zu unferwerfen für nothig finden mag, können ſich theils 
auf den Ort.des Gewerbsbetfriebes, theils auf die Perſon 
des Gewerbfreibenden, fheils endlih auf das Gewerbe 

ſelbſt und deſſen Gegenſtand beziehen. Häufig werden auch 

mehrere dieſer Rückſichten und bisweilen vielleichć alle, eben 
ſo zufammenfallen, wie es nach dem, was wir oben Dare 

über bemerft haben, bei dem höchſten Geſichtspunkfe, aus 

welchem der Staat die Nothwendigkeit einer Beſchränkung 
der Gewerbefreiheit zu beurtheilen hat, dem ſtaafswirth- 
ſchaftlichen und dem polizeilichen, der Fall zu ſein 
pflegt. Die Preußiſc<e Gewerbsgeſeßgebung hat 3. B. bei 

der Anlegung neuer Gaft: und GSchankwirthſchaften ihre 
Borſchriften auf alle jene verſchiedenen Rückſichten ſtüßen zu 
müſſen geglaubt, Denn nach der Berordnung vom Tten 
Gebruar 1835 iſt die Begründung einer neuen Gaff: und 

Schankwirthſchaſt in den Gtädten ebenſo wie auf dem 

Lande von der Ertheilung einer beſonderen Erlaubniß, welche 
fcbrifflid) ausgefertigt werden muß, abhängig. Dieſe Erz 
laubniß Fann verſagt werden, wenn 

a) die Perſönlichkeit oder die Vermögensverhältniſſe des 

Anfuchenden nach dem pflichtmäßigen Urtheile der 
Ocfsobrigkeit feine genügende Bürgſchaft für einen 
ordnungsmäßigen Betrieb des Gewerbes gewähren, 

oder: 

b) das zur Gaft: und Gehankwirthfchaft beſtimmte Local 
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nach ſeiner Lage und Beſchaffenheit dazu nicht als 
geeignet erſcheint, oder ) 

c) die Behörde fic) von der Nüßlichkeit und dem Bedürf- 
niſſe der Anlage nicht überzeugen kann. 

Ueberdies beſchränkt ſich“ die ertheilte Erlaubniß jeder: 
zeit auf die Perfon, und wenn die Behörde ſolche verſagen 
zu müſſen glaubt, ſo ſteht dem Anſuchenden dagegen zwar 
der Weg der-Beſchwerde offen, die Gründe der Verſagung 
ſind dann aber, wenn deren Mittheilung nicht ſonſt für 
unbedenklich gebalten wird, nur der vorgeſeßten höheren: 
Behörde vorzulegen. Die oben angedeutete Claſſification 
der beſonderen Bedingungen, von welchen der Betrieb der 
verſchiedenarfigen Gewerbe im Gfaate abhängig gemacht 
werden fann, dürffe daher am meiſten geeignet fein, einer 
weiferen Unterfuchung darüber, auch mit RückſiGt auf 
practiſche Anwendbarkeit, als Grundlage zu dienen. Von 
der Lage und Beſchaffenheit, ſo wie von den inneren Ein- 
tidyfungen jedes Landes und Staates, von ſeiner Verfaſſung 
und Serwaltungsform, von der Stufe, auf welcher ſich 
nicht nur die Cultur überhaupt, ſondern insbeſondere auch 
die Induſtrie in demſelben befindet, wird es außerdem aber 
abhängen, ob Dies als augreichend angenommen werden 
Fann, oder ob bielleichć noch weiter gegangen und 3 8. 
Die Erlaubniß der Drtsgemeine oder die Genehmigung der 
Gewerbsgeńofjen oder was ſonſt verlangt werden muß. Die 
beſonderen Swecke, welche jeder Staat dabei überdies noch 
zu erreichen wünſcht, werden nicht minder mannichfaltige 
Modificationen herbeiführen, und es 3. B. beſtimmen kön- 
nen, ob der Nachweis der Qualification überall gleich 
ſtreng geführt werden muß, ob für dieſelben Gewerbe in 
den verſchiedenen Provinzen, oder auch in den ihrer Größe 
und Einwohnerzahl nach ſo verſchiedenen Städten die gleiche 
Qualification und Fähigeeif zu fordern ſein dürfte, und ob 
die Bereinigung foldyer Gewerbtreibenden, die eine gleiche 
Beſchäftigung und Lebensweiſe ſc<on einander näher bringt, 
zu gewerblichen Corporationen mit beſtimmten Borrechten 
für zuträglich gehalten werden kann, weil man dadurch 
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vielleicht auch zugleich noch für beſſere Entfaltung des bür- 

geclichen Lebens neben dem gewerblichen Berkehr ſorgen, 

und demſelben eine ſicherere Baſis bereiten zu können glaubt, 

oder für höhere fechniſche Ausbildung und Gollfommenheif, 

fo wie für Beförderung der Jutelligenz überhaupt zu wir- 

fen hofff. Die tedyni(che Vollkommenheit hängt allerdings 

weſentlich von dem höheren Grade der Intelligenz, zu wel: 

chem ſic) Der Gewerbetreibende erheben Fann, ab; eine der 

widtigften und höchſten Aufgaben unſerer Zeit iſt daher die 

infellectuelle Bildung der gewerbetreibenden Claſſen, und 

zweckmäßig eingerichtete Bürger-, Real- und Gewerbeſchu- 

[en werden dem Staafe nicht minder erſprießliche Dienſte 

leiſten, als Gymnaſien und Univerſifäten, Für die infel: 

lectuelle Bildung des Gewerbsmannes hat das Bunffverz 

hältniß ſeit der Zeit, daß es ſich die Ausſchließlichfeit an: 

maßte, niemals viel geleiſtef, vielmehr mußte es jedes Gtre- 

ben nad Bervollfommnung hemmen, da es zugleich für den 

Lernenden die einzig mögliche Lehrform enthielt. Gäbe es 

neben demſelben ein freies Berhältniß, in weldjem das 

Handwerk bei dem Handwerker, etwa wie das Fechten und 

Tanzen bei dem Fecht- und Tanzmeiſter , erlernt werden 

Fónnfe, oder würde das Zunftverhältniß ſelbſt in ein ſolches 

umgewandelt, wie wir oben vorgeſchlagen haben, ſo möchte 

auch für Diejenigen geſorgt ſein, welche das Gewerbe mit 

der Wiſſenſchaft in Verbindung bringen und von einem DÓz 

heren Standpunkte aus betreiben wollen, Dadurch würden 

dann auch die Schranfen fallen, welche den Gewerbsmann 

hindern, in andere Stände einzufreten, Die Geſchichte giebt 

uns dafür einen ſchlagenden Beweis an den Leiſtungen der 

freien Baumeiftervereine des Mittelalters, denen alle die alten 

Baudenkmale ihr Entſtehen verdanken, weldye Deutſchland 

noch jest bewundert. Nur das Geheimniß ihrer Kunſt war 

es, was fie zuſammenhielt, und dieſes ging auf die als 

Lehrlinge eintretenden neuen Mitglieder über 3 jene Bereine 

aber löſ*fen fid) auf, und die Baukunſt verdiente nicht mehr 

den Namen einer Kunſt, als die gewöhnliche Zunftverfaſſung 

die Bauhandwerker in ſich aufnahm, und die angemaßten 
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Swangśrechfe der Zünffe auch für fie gelfend gemacht mur: 

den, Zur Beförderung und Gervollfommnung der Gewerbe 
errichfef man in neuerer Zeit daher in allen Gtaaten Ge: 
werbs: und Ynduftrie-Gchulen, und es verſteht fid) bon 
ſelbſt, daß jener Jwecć fo bei weitem leichfer und ſicherer 

gu erreichen iſt, als durch eine neue Gorm der Sunftverfaf: 

ſung. Alle auf folden Unftalten Gebildete, die mit genü- 
genden Zeugniſſen verſehen find, werden daher auch da, wo 
man die Zünffe beibehält, nicht erſt der Prüfung durch die 
Zunftmeiſter unferworfen werden Eónnen; ja die Act, wie 
ſie die Kunſtregeln aufgefaßt haben und anzuwenden ver- 
ſuchen, und die höheren Anſichten, welche ſie ſic zu eigen 
gemacht haben, dürften leicht über deren Horizont gehen, 

und ſie in ihren Augen als Unwiſſende darſtellen. Gleich- 
wohl wird, porausgefesf, daß die Beibehaltung gewerblicher 
Bereine ohne Swangsredfe für zuträglich und dem öffent- 
lichen Intereſſe entſprechend anerkannt würde, die Prüfung 
durch die Gewerksmeiſter nicht gang ohne Stugen fein, oder 
außer Anwendbarkeit trefen, Denn nicht Allen, die ſich die 

Erlernung der zum Betriebe eines Gewerbes ndthigen Fähig- 

Feit, Geſchi>lichfeit oder Kunſtfertigkeit angelegen ſein laſſen, 
iſt es auch geftattet, Gewerbs- und Induſtrie: Schulen zu 
beſuchen, da es deren nur einzelne im ganzen Bereiche des 

Gtaates geben Fann, und höchſtens die Städte erſten Mans 

ges ſo glücflich ſind, eine ſolche Anſtalt in ihren Mauern 
zu haben. Schon der Dürftige muß ſeine Wünſche, ſich 
Dort eine höhere fec<hniſche Ausbildung zu erwerben, unter: 
drücen, und in den Eleineren Gtädten, ſowie auf dem plate 
fen Lande wird die Unterweiſung von Lehrlingen wohl vor: 
zugsweiſe immer nocy den einzelnen Meiſtern zufallen. Dede 
balb fonnte, wenn die Umſtände ſonſt dafür ſprechen, die 

Prüfung der Fähigkeit und Kunſtfertigkeit angehender Ge: 

werbetreibender hier auch fiiglich einem Bereine ſolcher Mei- 

fter überlaſſen werden, ſofern er nur nicht zu dieſem Zwerte 
allein erſt ins Leben frefen ſoll, ſondern gewerbliche Bereine 
überhaupt für niiglid) erfannt und deshalb beibehalten 
werden. Doh zurüf von dieſer Abfchweifung zu dem eigenk- 
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lichen Gegenſtande unſerer Unferſuchung, welche ſim nun- 
mehr mit den ſpeciellen Beſchränkungen, denen der Skaat 

den Gewerbsbefrieb. zu unferwerfen für nöthig finden dürfte, 
und von dieſen zunächſt mit denjenigen, welche ſich auf den 

Ort des Gewerbsbetriebs beziehen, zu beſchäftigen haf. 
L Die Rückſicht, welche der Staat bei Eröffnung eines 

neuen Gewerbsbetriebes auf den Ort deſſelben zu nehmen 
haf, iſt wiederum ſehr verſchieden, und betrifff theils Die 

Lage des Orfs überhaupt, theils in Beziehung auf die Nach- 
barn, theils die Beſchaffenheit deſſelben in Rückſicht auf 

die Frage, ob er zur Befriebsſtätte für das fragliche Ge: 
werbe an fic) brauchbar ſei, theils endlich die Möglichkeit, 
an demſelben eine gewerbliche Anlage nach der Form zu 
begründen, die man zur Gicherftellung des Publifums libera 

haupf, oder der Nachbarn insbeſondere gegen Gefahr und 

unangenehme Beläſtigung für unumgänglich nothwendig 

hält. Auch in der Franzöſiſchen Gewerbegeſeßgebung hat 
man binfichtlich der Beſchränkungen, welche für den Ges 

werbsbefrieb im Staate. angenommen wurden, der Lage und 
Beſchaffenheit des Orts vorzügliche Rückſicht geſchenkt. Die 
desfallſigen Beſtimmungen ſind in dem Decrefe vom Sten 

October 1810 enthalten. Bei ſolchen Gewerben, wo die 
Lage und Befchaffenbeit des Ortes, an welchem der Betrieb 
unternommen werden ſoll, dem allgemeinen Wohle oder auch 
Einzelnen gefährlich oder läſtig werden Fann, und mithin 
beſondere Borkehrungen zur Abwendung der Gefahr oder 
der dem Publifum drohenden Beläſtigung getroffen werden 
müſſen, indem entweder die Befriebsftitte zu dem beſtimmten 
Gewerbe für ganz unbrauchbar erfldrt oder eine beſtimmte 
Form für die neue Gewerbganlage vorgeſchrieben werden 

muß, fann die Geſeßgebung ſich entweder darauf befchran= 
fen, auch ohne Auſſtellung beſtimmter Regeln es in jedem 

einzelnen Falle der Beurtheilung der Ortsbehörden zu über» 

laſſen, ob twirtlich eine folche Gefahr oder Beläſtigung für 
das Publifum zu fiirdfen iſt, und die nöthigen Anordnun- 

gen zur Abwendung derſelben zu treffen, oder ſie zieht es 

vor, Die Gewerbe ſpeciell zu bezeichnen, bei welchen eine 
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ſolche jederzeit vorausgefest werden muß, und giebt in Dies 
fem Galle zugleich im Allgemeinen die Bedingungen an, von 
denen fie den Gewerbsbetrieb abhängig gemacht wiſſen will. 
Der legtgedachte Weg wird ohne Zweifel als der zweckmä- 
Bigere anerfannt werden, denn wo das Geſeß etwas von 

beftimmten Borausſeßungen, Erforderniſſen und Bedingungen 
abhängig macht, iſt es nofhwendig, daß Jeder, der in den 
Sal fommen fann, das Geſeß auf ſeine Handlungen ange 
wendet zu ſehen, auch fdhon durch daſſelbe damit bekannt 
gemacht wird, was er zu thun, zu leiſten oder zu erfüllen 
babe, um ſeinen Zwe wirklich zu erreichen, und wie weit 
derſelbe für ihn erreichbar iſt. Außerdem iſt hier aber auch 
eine wirkliche und eigenfliche Function der Geſeßgebung 

in Frage, deren Stelle auf keine Weiſe die Verfügungen 
einzelner Local- oder ſelbſt Provinzial: Behörden vertreten 
fónnen, weil es fic) um einen Gegenſtand handelf, der bei 
allen Gtaatsbirgern zur Erörferung kommen. Fann, Die ſich 
in demſelben Falle befinden, es ſei in welcher Gegend des 
Gfaates es nur immer wolle. Der Gtaat. kann demnach 
nicht geſtaffen, daß ein ſo: weſentlicher Theil der ganzen 
Gewerbeverfaſſung lediglich durch die Anſichten und Entfdhei- 
Dungen ſo zahlreicher, an ſich ganz verſchiedenartiger und in 
Beziehung auf ihre SJntelligenz fo weit von einander ab: 
ſtehender Behörden beftimmt werde. Die Vorſchriften ſelbſt 
müſſen vielmehr von der Geſeßgebung ausgehen, und dieſe 
wird für die verſchiedenarfigen Berbdltnijje, die dabei, der 
Natur der Sache nach, vorzukommen pflegen, wenigſtens 
allgemeine Beſtimmungen und Regeln aufzuſtellen haben. 
Nur die Anwendung und Ausführung derſelben kann Sache 
der Behörden ſein, und dafür 'werden dieſe verantwortlich 
gemacht werden müſſen. Ihnen wird alſo die wirkliche drt: 

liche Unferſuchung der Betriebsſtätfe und die Beurtheilung 
der zu machenden gewerblichen Anlagen obliegen, und ſie 

werden die Borfehrungen, welche, um ſowohl die Gefahr 

als die Beläſtigung abzuwenden, erforderlich ſind, beſtimmen 

müſſen. Wären- die Behörden für etwas mehr verantwort: 
lich, als für die Ausführung der Anordnungen der geſeß: 
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gebenden Gewalt, und reichfen ihre Befugnifje ſelbſt bis in 
deren Gebiet, ſo móchte auch die Möglichkeit offen bleiben, 
daß die geſeßgebende Gewalt über jeden einzelnen Fall ſelbſt 
entſcheiden könnte. Denn der Ausſpruch: der Behörden bleibt 
an ſich immer etwas Unbeftimmfes, und kann auf Feine Weiſe 

den geſeßlichen Borfchriften ſelbſt gleichgeſtellt werden, viel: 

mehr muß über denſelben hinaus nod) immer eine Enfſchei- 
dung in den Geſeßen zu finden ſein, ſofern nicht abſolute 
NRechtswahrheifen in Frage ſind. Endlich laſſen ſich über- 
haupt feine allgemeinen Principien aufſtellen, aus denen Die: 

jenigen Gewerbe, welche der Staat, mit Rückſicht auf ge: 
meine Gefahr oder Beläſtigung des Publikums, in beſtimmte 
Schranken einzuſchließen nótbig hat, erfannf oder hergeleitet 
werden fönnfen, weil es fich überall um Eigenſchaffen han- 
Delf, die dureh Zbatfachen. beſtimmt werden, die einzelnen 

Gewerbe aber gerade in dieſer Beziehung einander am un? 

ähnlichſten ſind. Eine Gränzlinie iſt daher auf keine andere 
Weiſe zu ziehen, als daß das Geſet ſie eben dadurch ſelbſt 
zieht, daß es diejenigen Gewerbe ſpeciell bezeichnet, welche 

im Allgemeinen als gefährlich und beläſtigend gelten, viel- 

leicht nady vorgängiger Unferſuhung der Localitdt, nod) 

pon beſonderen, dieſe Qocalitit betreffenden Bedingungen ab: 

hängig gemacht werden müſſen, und wo die Erlaubniß alſo 

den Nachweis erfordert, daß die Gorausfegungen auch wirk- 

lid) vorhanden, oder jene Bedingungen erfüllt ſind, Die 

Beurtheilung -und Entſcheidung der Ortsbehörden kann ſich 

dann: überhaupf nur auf Dasjenige beziehen, was von der 

Qocalität abhängig iſt, und eben darauf muß ihre Entſchei- 

dung auch beſchränkt werden, und darf ſich keinesweges auf 

folche Fragen ausdehnen, welche von der Geſeßgebung ihre 

Erledigung erwarten, wenn nicht unabſehbare Weiterungen 

in den einzelnen Fällen entſtehen follen. Die Wirkſamkeit 

der Localbehörden wird in dieſer Beziehung alſo darin be- 

ſtehen, daß ſie nähere: Prüfungen: aller Berhältniſſe angus 

ſtellen und zu entſcheiden haben, ob in dem vorfommenden 
Galle die Gewerbeanlagen wirklich bon der Art ſind, daß 

davon z. B. eine Geuersgefahr zu befürchten iſt, oder daß 
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Der Gewerbsbetrieb Ausdünſtungen veranlaßt, welche der 
Gefundheit fchadlidy werden können, oder auch ein fo bedeu- 
tended Geräuſch verurſacht, daß dadurch die ganze Nachbar- 
ſchaff in größerer oder geringerer Enffernung beläſtigt mer: 

den muß, und die Erlaubniß zum Befriebe in dem concreten 
Falle enfweder gänzlich zu verſagen oder von beſtimmten 
Borkehrungen abhängig zu machen iſt. Weil es eben gus 
nächſt und vorzugsweiſe auf die Localverhältniſſe ankommt, 

können auf der anderen Geite auch die Localbehörden am 
beſten darüber urtheilen, ob mit Rückſicht auf die Localität 

Die Bedingungen vorhanden find, unter denen Die Gefege 

gebung den Betfrieb beſtimmter Gewerbe allein geftatten 
kann. Denn dieſe Localverhältniſſe ſind an jedem Orfe bet: 

ſchieden, und über dieſelben läßt ſich IEE von Der Geſeß: 
gebung gar nichts beſtimmen. 

Zu den gewerblichen Anlagen, da eine gemeine Gez 

fahr für Eigenthum oder Geſundheit mit ſich führen, oder 
dem Publifum ihrer Nafur nach zur Beläſtigung gereichen 

müſſen, und deshalb von der Geſeßgebung einer Beſchränz: 
kung in Hinſicht auf die Befriebsftatte zu unterwerfen ſein 

dürffen, werden unfer allen Umſtänden wohl folgende gee! 
rechnef werden können : 

Dampfmaſchinen, Glasbiitten, Pulverfabriken, Ruß» und 
Pechhitten, Kalk- und Ziegelbrennereien , Porcellan: NTa- 
nufacfuren und Gteingutfabrifen, Töpferöſen, Theerſchwe- 

lereien, Gas: und Hochöfen, Eiſen- und 'Kupferhammer, 
Schmelzhüften , Metallgießereien, Blechhütten, Mühlen 
aller Urt, Fabrifen bon Delen, Farben, Firniß, Bleiweiß, 

Drueterfdhwdrze, Salmiak, Seife und Thcan, Alaun- und 
Salpeterſiedereien, endlich Abdeckereien, Gerbereien, bora 

nehmlich Weißgerbereien, Corduan-, Leim- und Darmfaitenz 

Fabriken. 

Goll eine der hier genannfen Gewerbsanlagen ins Leben 
frefen, ſo kommt es darauf an, zu beurtheilen, ob der Ort, 
wo dies beabſichtigt wird, und die Beſchaffenheit der Be- 
friebsſtäfte, fo wie der Gewerbganlage, die Befürchtung 

einer Gefahr. oder Beläſtigung des Publikums ausſchließen, 
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oder ob bon dem Unternehmer noch beſondere Vorkehrungen 
gefroffen werden müſſen, ehe und bepor man dieſe Gefähr 

oder Beläſtigung für wirklich entfernt anſehen Eann. HSier- 
bei muß nun insbeſondere Denjenigen, welche ſich in irgend 

einer jener Beziehungen ſelbſt fiir betheiligt bei der neuen 

Gewerbganlage halten, geftattet ſein, ihre eigenen Erinne- 

rungen gegen Die Ausführung des Unfernehmens angubrin- 
gen. Zu dieſem Zwecke wird es einer öffentlichen Gebannt- 
machung des Borhabens bedürfen, in welcher zugleich alle 
Diejenigen, welche bei der Ausführung betbeiligt zu ſein 

glauben, aufgeforderf werden, ihre Einwendungen binnen 

einer zu beſtimmenden Friſt bei der Behörde geltend zu 

machen, und die weifere Erörterung derſelben zu gewärtigen. 
Nur wenn von keinem Privatinkereſſenfen ein Einſpruch ge: 

ſchieht, kommt es auf Die amtliche Unferſuchung der Behörde 

allein und auf ihre eigene Anſicht an, und findet ſie Die 

Betriebsftatte zu dem fraglichen Gewerbe, mit Rückſicht auf 
Die Vorſchriffen Der Gewerbegefesqebung, an ſich geeignet, 
alle etwa nöfhigen Borkehrungen getroffen, oder iſt der Lln= 

fernehmer bereit, auch nod) die ihm geſtellten beſonderen 

Bedingungen zu erfüllen, fo wird der Ertheilung der Er- 

laubnig nichts weiter im Wege ſtehen. Indeſſen dürfte es 

ſ<werlich zweE>mäßig ſein, die Befugnig, dieſe Erlaubniß 

zu ertbeilen, den Localbehörden beizulegen, weil zwiſchen 
ihnen eine gar zu große Berſchiedenheit obwaltet, vielmehr 

wird es wohl einer Berichtgerſtatfung an die oberſten Ver- 

walfungs- Behörden in jeder Proving, unter Darlegung der 

dabei einfdlagenden Umſtände und der örtlichen Verhältniſſe, 
bedürfen, und von dieſer die Erlaubniß zu ertheilen ſein, 
weil ſim nur auf ſol<em Wege zu einer Uebereinſtimmung 

in der Anwendung der geſeßlichen Borſchriffen in allen bers 
ſchiedenen Gegenden gelangen läßt. Will der Unfernehmer 
Die beſonderen Bedingungen, deren Erfüllung Die Localbehör- 
den nod) von ihm verlangen zu müſſen glauben, nicht er- 
füllen, ſo wird es nafürlich Feines weiteren Aufenthaltes bez 

dürfen, ſondern die Ausführung der neuen Gewerbganlage 

gleich von der Localbehörde unterſagt werden können, und 
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dem Unfernehmer dagegen die Beſchwerde bei der höheren 
Behörde. vorbehalten bleiben. Zur eigenen Sicherheit iſt es 
dann überhaupt nothwendig, daß in feinem Falle früher 
Hand an die Ausführung zu legen geftattet wird, als bis 
die Erlaubniß wirklich eingeht, damit vergebliche Aufopfe- 
rungen und Foſtbare Verſuche, die fic) ſpäter als unaus- 
führbar darſtellen, ſo biel als mögli< vermieden werden. 
Eben deshalb muß die Erlaubniß, wenn ſie ertheilt wird, 
jedenfalls auch fchriftlidy, und in der Form einer wirklichen 
Urfunde, welche zugleich alle Bedingungen, denen der Ge: 
werbsbetrieb in dem concreten Falle unterworfen ſein ſoll, 
enfhälf, auggefertigf werden. 

Wenn“ nun aber in Folge der öffentlichen Aufforderung 
Einwendungen oder Widerſprüche gegen die neue gewerbliche 
Anlage erhoben werden, ſo bedarf es einer näheren Erörfe- 

rung derſelben, für welche das Verfahren, nach der Ver- 
ſchiedenheit der Gründe, worauf ſie ſich ſtüßen, auch ver- 
ſchieden ſein muß. Soweit ſie ſich nämlich auf ſolche pri- 
bafredhtliche Berhältniſſe gründen, über welche fchon nach 
der allgemeinen Gefesgebung ein eigentliches rechfliches Ver- 
fabren ſtattfinden und durch Erkenntniß entſchieden werden 
Fann, wird dieſes auch hier beizubehalten fein, und in ſol: 

chen Fällen möchte die Berwaltungs-Behörde ihrerſeits wohl 
überhaupf jede Entſchließung ſo lange auszufegen haben, bis 
über die Zuläſſigkeit dieſer aus privafrechtlichen Titeln bers 

vorgehenden Widerſprüche rechtskräftig entſchieden iſt. Unter 
den hierher gehörenden Widerſpruchsgründen wird beſonders 
bdufig von den in der Nachbarſchaff oder auch vielleicht 
am Orfe überhaupt ſchon vorhandenen Gewerbefreibenden 
die Entziehung oder Gdmalerung der Nahrung und mithin 
der Gubſiſtenzmitfel zur Sprache gebracht werden. Goweit 
Feine anderen Thatſachen und Beweismittel für eine folche 
Befürc<hfung, als die Concurrenz ſelbſt, angegeben werden 
fónnen, Diirffe die Frage an ſich weder zu den pribatrech(: 
lichen gezählt werden können, noch überhaupt beſondere. 
Rückſicht verdienen, weil ſonſt borausgefegt werden müßte, 
daß der Gtfaat bei allen Gewerbganlagen ſtreng bei dem 
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Bedürfniſſe ſtehen bleiben und eine Ermittelung deſſelben 

geſchehen laſſen -wollfe. Dies Fann bei einer Gewerbegefes= 

gebung, die im Allgemeinen das Princip anerkennt, daß 

Jeder, der ſonſt über ſeine Perſon und fein Germdgen zu 
Disponiren berechtigt iſt, aud) auf die Beſugniß zum Bee 
friebe jedes beliebigen Gewerbes Anſprüche machen und die 

dazu erforderlichen Einrichfungen oder Anlagen nicht minder 

an jedem beliebigen Orfe vornehmen fann, ſoweit nicht das 

öffentliche Intereſſe Beſchränkungen mit ſich führt oder noth- 

wendig macht, unmöglich der Fall ſein. Eine Beſchränkung, 

die davon hergenommen würde, daß einem bereits vorhan- 

denen Gewerbsmanne Durch Hingutrift eines Concurrenten 

die Nahrung geſchwächt wird, geht nämlich lediglich aus 

dem Privafinfereſſe und feinestweges aus dem öffentlichen 

hervor, und wir haben oben geſehen, wie nachtheilig alle 

durch Privatinfereſſe hiſtoriſch begründefen Einſchränfungen 

des freien Gewerbsbefriebes auf die Gewerbeverfaſſung und 

den gewerblichen Zuſtand in jedem Staate überhaupt wirken. 

Nur ausnahmsweife und bei einigen einzelnen Gewerben 

wird der Staat im öffentlichen Jnkereſſe Grund finden, den 

Betrieb auf das Bedürfniß zu beſchränken, und auf dieſe 

Beſchränkungen werden wir weifer unfen wieder zurückzu- 

kommen Gelegenheit haben. Anders verhält fid) aber die 
Gadhe, wenn der bereits etablirfe Gewerbsmann durch das 

neue Unfernehmen in dem freien Gebrauche ſeiner gewerb- 

lichen Anlagen und ſonſtigen wohlerworbenen Rechte Des 

ſchränkt oder gehindert wird, wenn 3. B. einer bereits vor- 

handenen Fabrik, die durch Waſſer gefrieben wird, das 

Waſſer, oder dem Windmüller der Wind durch die neue 

Anlage enfzogen werden würde. Hier handelt es ſich um 
rein privafrechtfliche Berhältniſſe, worüber auc) im gewóbne 

lichen Rechtswege entſchieden werden muß, und erſt nach 
erfolgfer Entſcheidung wird es noch auf die Erörterung der 
obengedachfen allgemeinen Erforderniſſe, von welchen Die 

Erlaubniß der Gerwaltungsbehorden zum Gewerbsbefriebe 

abhängt, anfommen, inſofern jene auf privatrechtlichen Titeln 
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beruhenden Widerſprüche nämlich redhtstraffig verworfen wer: 
den ſollfen. : 

Sind die Einwendungen und Widerſprüche endlich aber 
nicht privafrechflicher Natur, ſondern beziehen ſie ſich viel- 

mehr auf die Bedingungen, von denen die Gewerbegefe$= 
gebung aus ſtaafswirtfhſchaftlichen oder polizeilichen Rück: 
fichten die Ausführung der neuen Gewerbsanlage abhängig 
gemacht wiſſen will, fo wird die Unterſuchung der Behör- 

den zunächſt darauf gerichfef werden müſſen, ob ſie an ſich 
begründet, und die gefährlichen oder unangenehmen Folgen, 
deren oben gedacht worden, mif Wahrſcheinlichkeit zu be- 
fürchten ſind, und ob und in wie weit dieſelben durch Be- 
obachtung beſonderer Gorfidt oder durch ſpecielle Vorkeh- 
rungen abzuwenden ſein möchten, ſodann aber auch: ob der 
Jtugen, den das Unfernehmen überhaupt zu gewähren ver- 
mag, mif den drohenden Natheilen in einem ſolchen Ver- 
hältniſſe ſteht, daß die leßferen dabei nicht ſehr in Betrachs 

fung Eommen und der ©chadenetfag an fid) möglich, ſowie 
jederzeif bereit und ſicher. iff. Die darüber aufzunehmenden 
Berhandlungen werden die Localbehörden mit ihrem Gute 

achten zu begleiten und zur Entſcheidung über die Erthei- 

lung oder Berſagung der Erlaubniß zur neuen Gewerbs- 

anlage an die oberſte Verwaltungsbehörde der Provinz ein= 
zuſenden haben. Glaubt dieſe in der Sache noch keinen des 
finitiven Beſchluß faſſen zu können, ſo muß fie zunächſt noch 
eine beſtimmfe Anweiſung über die nachfräglich zur Erörfes 

rung zu ziehenden Punkfe ertheilen; bedarf es aber Feiner 

weiteren Aufflärungen, ſo iſt entweder das Geſuch zurückzu: 
weiſen, in ſofern fid) die Widerſprüche als begründet Dar= 
ſtellen und die Bedingungen nicht erfüllt find, oder Die Ere 
laubniß zum Gewerbsbetriebe zu ertbeilen, wenn der ents 
gegengeſeßte Fall vorhanden wäre, In dieſem wie in jenem 
Falle find, außer dem Antragſteller, auch alle übrigen n= 
fereſſenten von der Enfſcheidung officiell in Kenntniß zu 
ſeßen, und Demjenigen, welcher ſich dadurch benadhtheiligé 
glaubt, iſt jedenfalls noch Der Weg der Beſchwerde an die 
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höhere Behörde. nachzulafjen. Falls der Beſchwerdeführer 
aber einer von Denen wäre, welche der neuen Gemerbsz 
anlage widerſprochen haben, würde die Ausführung derſel- 

ben ohne 3weifel wohl bis zum Eingange der anderweitigen 

Entſcheidung ausgeſeßf bleiben müſſen. Beſtätigt dieſe Den 
früheren Ausſpruch, fo wird dadurch die Sache erledigt, auch 

dürffe es zweckmäßig fein, für. dieſen. Gall dem Beſchwerde- 
führer, deſſen Beſchwerde DaDurch als unbegründet erſcheint, 
die nach dem erſten Beſcheide nod) vielleicht erwachſenden 

Koſten zur Laſt zu legen. 
Hierbei entſteht noh die. Frage, ob die bei Einführung 

einer, ſol<en neuen Gewerbeverfaſſung fchon vorhandenen 
gewerblichen Anlagen ebenfalls den Beſtimmungen des neuen 

Geſeßes unferliegen würden, ſo daß alſo dem Beſißer der- 
ſelben Die Erlaubniß zur Fortſeßung des Gewerbes nur unter 
denſelben Bedingungen ertheilt werden könnte, denen jeder 
neue Gewerbsmann ſich untecwerfen muß? In der Regel 
fann ein Geſeß zwar auf frühere Handlungen oder Thaf- 

ſachen keine Anwendung finden, dennoch wird ein neues Ge- 
werbegeſeß, welches Gorfchriften wie die eben erwähnten 

enfhält, eine twefentliche Veränderung in den Beſugniſſen 
des Beſißers bereifs vorhandener Gewerbganlagen berbei- 

führen. Wie wir ebenfalls bereits oben zu berühren Gele- 

genheif gehabt haben, muß die zeither angenonimene Real- 

qualität der Gewerbe nämlich ganz hinwegfallen, und wenn 
alſo aud) dem gegenwärtigen Beſißer noch geſtattet bliebe, 

ſic der einmal vorhandenen Gewerbganlage nad) wie vor 

zu bedienen, ob fie gleich nicht allen Anforderungen der neuen 
Gefeggebung entſpricht, fo würde ſeine Dispofition Doch ſchon 

in ſoweit beſchränkt werden müſſen, daß er ſein Recht, ſie 
auch für die Zufunft noch immer fo zu gebrauchen, auf kei- 

nen Driffen weifer übertragen fann. Dieſer würde dann 
vielmehr ganz den Beſtimmungen der neuen Gewerbegeſeß- 
gebung zu unferwerfen ſein, und das Recht könnte nur als 

ein perſönliches wirkſam bleiben. Von dem neuen Gee 
figer könnte daher die Erfüllung aller Bedingungen verlangt 

werden, von denen der Gtaat den Betrieb des fraglichen 
Ge- 
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Gewerbes überhaupt abhängig gemacht Bat. Selbſt wenn 
fich die Befugniß zum Gewerbsbetriebe und zum Gebrauche 
der gewerblichen Anlage in ihrer zeitherigen Form auf ein 

wirkliches Privilegium gründefe, würde die Anwendung die- 

ſes Grundſaßes außer Zweifel ſein, da, nach allgemein bez . 
Fannten Rechtsprincipien, dem Staate jederzeit die Befugniß 
zur Abänderung der Privilegien verbleibt, ſobald das all: 
gemeine Wohl dies erbeifdht; und von Beſchränkungen des 
Gewerbsbetriebes aus Rücſiht auf das allgemeine Wohl 
iſt hier eben die Rede, Ja, der zeitherige Befiser muß ſich 
ſogar ſelbſt denjenigen Anordnungen, welche keinen andern 
Zweck haben, als eine durch ſeine Gewerbganlagen dem Pus 
blifum drohende Gefahr von demſelben abzuwenden, unter: 
werfen, ohne Rückſicht darauf, ob dieſelben fchon geraume 

Zeit ſo beſtehen, und vielleicht auch früher ihrem Zwede 

völlig ent{precyend gefunden worden find; denn entgegens 

geſeßfen Falls würde der Staat ja niemals das Recht haben, 
einem Mißbrauche abzuhelfen, ſobald dadurc< dem Getheiz 

ligfen eine Aufopferung auferlegt wird. Dieſer kann ſich 
der Bürger aber niemals entbrechen, wo Rückſichfen auf das 

allgemeine Wohl in Frage kommen und die Aufrechthaltung 
des Gfaatsvereines ſie gebietet. 

Schon oben iſt gelegentlich erwähnt worden, daß auch 
bei den Schankwirthſchaften eine Beſchränkung des Gerwerbs: 

betriebs mit Rückſicht auf die Betriebsſtätte oder das Local 

vorfommen könne, und ein Gleiches läßt ſich von Bade: und 
GSchwimmanſtalfen, fo wie von Tanzböden behaupten. Jn 
deffen unferſcheiden ſich hier dieſe Beſchränkungen wiederum 

ihrem 3wecfe nach weſentlich von den übrigen. Bei den 
eben erwähnten Gewerben iſt es nämlich nicht ſowohl eine 
unmiffelbare Gefahr oder Beläſtigung, von welcher das 
Publikum bedroht wird, ſondern es find mehr mittelbare 
Nachtheile für das allgemeine Wohl zu befürchten, indem 

zunächſt Diejenigen, welche ſich dieſer Gewerbganlagen be- 
dienen, die nachtheiligen Einwirkungen ſühlen, und dieſe ſich 
endlich dem Ganzen mittheilen müſſen, weil es dabei nicht 
auf einzelne Handlungen, ſondern auf ein gleichmäßig fort: 

6 
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dauerndes Verhältniß ankommt. Es iſt bei folchen gewerb- 

lichen Anſtalten insbefondere darauf Naidficht zu nehmen, 

daß durch das Local nicht etwa die Jmmoralikät. befördert 

werde, weil daſſelbe jederzeit von dem weſentlichſten Ein- 

fluſſe auf die ſich daſelbſt Berfammelnden oder der Anſtalt 

ſich Bedienenden ſein wird, und daß dabei nicht zu leicht 

verbofene Zwede verfolgt werden können, wie es z. B. bei 

zu großer Verborgenheit der Fall ſein dürſte, Hier ſoll die 

nähere Prüfung der Localität und die Nothwendigkeit einer 

Erlaubniß zum Betriebe an dem vorgeſchlagenen Drte zu- 

nächſt alſo nur Mißbräuchen ‘und Ungeſeßlichfeiten vocbeu- 

gen, und dadurch mitfelbar für das öffentliche Jutereſſe 

wirken. Judeſſen würde bei Bade: und Schwimmanſtalten 

auch noch eine unmittelbare polizeiliche Rückſicht in. Frage 

fommen, daß nämlich der Anſtand nicht verleßt und die 
Gchaambaffigfeit nicht beleidigt werde. 

Da eine eigentliche Realqualität der Gewerbganſtalten, 

unſerer Anſiht nach, nicht zu rechtfertigen und mit den 

Grundſäßen einer guten Gewerbsverfafjung aud) nicht ver- 

fräglich iſt, ſo verſteht es fid) bon ſelbſt, daß wir die Bez 

fugniß zum Gewerbsbefriebe ohne Rückſicht darauf, ob dazu 

eine beſondere Anſtalt beſteht oder nicht, nur für eine per= 

ſönliche gelten laſſen können. Gie hort daher audy mit 

dem Abgange des zeitherigen Berechtigten von ſelbſt auf, 

und wenn es fidy dabei gleich noch ſehr wohl denken läßt, 

daß die Gewerbganlage als ſolche fortbeſtehen kann, ſo ſeßt 

dies doch ein anderweifiges Recht und bei dem Nachfolger 

alfo das Borhandenſein derſelben. Bedingungen voraus, bon 

denen dex Gfaaf den Gewerbsbefrieb abhängig gemacht 

wiſſen will. -Da dieſe Bedingungen bei den hier in Rede 

ſtehenden Gewerben aber vornehmlich in der vorſchriftsmäßi- 

gen Beſchaffenheit des Gewerbslocales und dem Zuſammen- 

freffen der übrigen auf daſſelbe ſich beziehenden Rückſichten 

ſelbſt beſtehen, fo wird der Gortfesung des Gewerbes durch 

einen Dritfen, es fei dies der geſeßliche Erbe oder ein suc- 

cessor singularis, überhaupt nichts im Wege ſtehen, ſo lange 

Beit oder Umſtände an der Befriebsſtätte in diefer Beziehung 
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nichts gedndert haben, und die Erneuerung der Ćrlaubnif 
bon Geifen Der Behörde wird in der Regel daher nicht ver: 
ſagt werden können. Trefen nun aber Serdnderungen in 
Den Gewerbsanlagen ein, und find dieſe fo weſentlich, daß 
ſie die Ertheilung der Erlaubniß gehinderf haben würden, 
wenn ſie gleich anfänglich vorhanden geweſen wären, ſo 
muß die Erlaunbniß gurictgenommen werden, in ſofern ſich 
nicht vielleicht noch Borkehrungen treffen laſſen, durch welche 
die nachtbeiligen Folgen abgewendet werden fónnen, mors 
über wiederum Die Qocalbebórden weitere Ćrórferungen ans 
zuſtellen und der borgefegten Behörde ihre gutachtliche An- 
ſiHt mitzutheilen haben würden, Iſt der Gewerbsbefrieb 
an der fraglichen Betriebsftatte überhaupt ſchon feif lange: 
rer Zeif unferblieben, ſo werden aber wohl auch wiederum 
alle Bedingungen vorhanden ſein müſſen, welche bei der 
erſten Anlage vorausgeſeßt wurden, ſobald ex von neuem 
eröffnet werden ſoll. Ungewöhnliche Verhältniſſe können 
ſelbſt eine Nothwendigkeit, die Gortfesung des früher ſciner 
Anlage nach genehmigten Gewerbes aus Gründen des Bffent= 
lichen Wohles zu unterſagen, herbeiführen; in dieſem Falle 
möchte aber eine Entſchädigung des Gewerbetfreibenden eins 
treten müſſen, Die von dem Gfaate zu übernehmen ſein 
würde, ſoweit feine beſonderen Gründe, Durch welche ein- 
zelne Privafperſonen dafür als verhaftet erſcheinen, ſich her- 
borfbun. 

Il. Die fpeciellen Bedingungen der €rlaubnig zum 
Gewwerbsbetriebe, welche ſich auf die perſönliche Quali: 
ficafion des Gewerbefreibenden beziehen, ſind faſt die einzi- 
gen Beſchränkungen der Gewerbefreiheit, welche das Dreuz 
Bifche Gemerbegefeg vom 2ten November 1810 fennt. Die 
darauf fid) bafirende Gerwerbeverfaffung hat die Gtaats: 
regierung Ddemnach noch nicht für eine vollſtändige gelten 
laſſen Ebnnen, und darin liegf ohne Zweifel der Grund, 
warum fie in ihrer Gorm auf die neueren,. mit der Monar: 
chie vereinigten Provinzen nicht übertragen worden iſt. Es 
wird bei der Bedingung der perſönlichen Qualification auf 
der einen Geife der Begriff: Gewerbe in der weiteſten Be: 
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deutung genommen, auf der anderen aber muß von allen 

Denjenigen, aus deren Unwiſſenheit oder Ungeſchicflichfeitf 
Jtachtbeile und Gefahren für das Publikum, das in den Fall 
kommt, ſich ihrer zu bedienen, entſtehen können, der Nach- 
weis der gehörigen Kenntniß und Geſchicklichkeit verlangt 
werden, und dies ſeßf nothwendig eine Prüfung voraus, 
Go kommt es in dieſer Beziehung alſo auf eine ſehr ver- 
ſchiedene Qualification und zum Theil ſelbſt auf eine rein 
wiſſenſchaftliche Prüfung an, Denn es iſt ſchon oben erin- 

nett worden, daß ein großer Theil der rein wiſſenſchaftlichen 

Beſchäftigungen ganz in die Kategorie der Gewerbe friff, 
weil ſie zu feinem anderen Jwede unternommen werden, 

als um Einkommen zu verſchaffen. Aus dieſem Grunde muß 

eine allgemeine Gewerbegeſeßgebung auch ſie mit umfaſſen, 

und es fann ihnen nicht zur Gchande gereichen, daß ſie mit 

Gewerben in eine Berbindung gebracht werden, die freilich 

fief unfer ihnen ſtehen, gerade von ihrer practifchen Seite 

befrachtef, fid) aber auch einer ſehr nahen Berwandtſchaft 
mif denſelben rühmen können, Zur Ehre der Wiſſenſchaft 

wird es indeſſen ſehr leicht geſchehen können, daß Diejenigen, 
deren Beſchäftigung nur auf einer wifjenfchaftlichen. Baſis 
berubf, unter den gewöhnlichen Gewerbetfreibenden nicht mit 

aufgeſührf werden, und Aerzte, Geburtsbelfer, Vorſteher 
von Erziehungs- und Unferrichfganſtalfen, die nicht zu den 

Anſtalten, welche der Staat unterhält, gehören, werden in 
Beziehung auf den Gewerbsbetrieb mithin um ſo mehr in 

dem Gewerbegeſeß übergangen werden Eónnen, als befannf: 

lic) in allen Gtaaten beſondere wiffenfchaftlide Prüfungen 
und Approbationen, denen ſie ſich unferwerfen müſſen, und 

nad) welchen ihnen in Beziehung auf die Ausibung ihrer 
Kunſt oder wiſſenſchaftlichen Beſchäftigung ſogar beſtimmte 
Gränzen vorgezeichnet werden, beſtehen. 

Anders verhält es fidy aber mit den Apothekern, Hebe- 
ammen und Wundärzten, welche in der Augübung ihrer 
Kunſt dem Gewerbsbefriebe fchon bei weifem näher ver- 

wandt ſind, ſo wie ihre Beſchäftigung auch theilweiſe ſchon 

mehr als eine mechaniſche erſcheint, Uebrigens machte die 
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alte Gewerbeverfafjung auch den Getwerbsbetrieb der Apo- 
thefer fo mie der Wunddargte von Realberedtigungen abs 
hängig, und er gehörte borzugsweife mit zu Demjenigen, 
welder fic) auf AUusfchlieflichteit ſtüßte, und dem Snbaber 
Der Realgeredhtigfeit, als foldjem, und ohne Rückſicht auf 
ſeine perſönliche Qualification, zugeſtanden wurde. Daf 
bier Handlungen vorfommen tónnten, die fchon aus rein 
gewerbepolizeilihen Rückſichten verhütet, und, wo fie vor: 
fommen, geahndet werden müſſen, unterliegt Feinem Zweifel. 
Bei den Apothefern werden die Realgerechfigfeiten zu den 
beizubehalfenden Betriebsſtätten gerechnet werden Fone 
nen, ohne daß ihnen dieſe Eigenſchaft jedoch im ſtreng recht: 
lidjen Sinne beizulegen wäre, ſo daß eine Fortſeßung des 
Gewerbes in dem Locale und. eine Uebertragung an einen 
Dritten bei dieſem auch die gleiche Qualification vorausſegt, 
fo wie die höheren Gtaatsbehdrden zugleich in der Ertheiz 
lung neuer Conceſſionen zum Betriebe des Apothekergewer- 
bes durch die ſchon beſtehenden dann nicht weiter beſchränkt 
werden dürfen, weil hier einer der Fälle einfriff, wo ſowohl 
hinſichtlich der Beſchränkung als der Vermehrung der Zahl 
vorzüglich das Bedürfniß entſcheiden muß. 

Alle die vorgenannten Perſonen, nicht minder auch die 
Thierärzfe, wird die Drtsbehörde, ohne Rückſicht auf die 

Qualität des Gewerbsbetriebes, für ihre Perfonen nur dann 
zur Ausiibung des Gewerbes zulaſſen können, wenn ſie ſich 

Durd) ausreichende Zeugniſſe der zu ihrer Prüfung von 
Gtaatswegen niedergeſeßten Behörden als vollſtändig zu 
dem Geſchäfte, das ſie unfernehmen wollen, befähigt aus: 
weiſen.» Einer Prüfung ihrer Geſchi>lichkeit und Kunſtfertig- 
Feit werden ſich ferner unferwerfen müſſen, und nur dann, 
wenn ſie in derſelben ihre vollſtändige Befähigung nachge- 
wieſen haben, zum Gewerbsbetriebe für befugt anerfannt 

werden Fönnen: Baumeiſter und Bauhandwerker aller 
Art, Schiffszimmerleute, Mühlenbauer, Brunnen- 
mader, Dfenfabrifanten und Dfenſeßer, Feldmeſ- 
ſer, Schiffer, Lootſen, Schornſteinfeger, Huf- 

ſc<miede, Abde&>er und andere. Sn welcher Art dieſe 
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Prüfungen nun aber für angemeſſen gehalten werden, bei 
welchen Behörden fie vorzunehmen find, ob und in wie weit 
bon einzelnen Bedingungen vielleicht Dispenfationen ſtatt 
finden können, Alles dies muß durch beſondere Prifungs- 

‘Reglements ſowohl im Allgemeinen als auch fiir die einzel: 
nen Gewerbe ſpeciell vorgeſchrieben werden. Für Priifun: 

gen gewiſſer Arf werden die Prüfungs: Commiſſionen aus 

Mitgliedern der oberſten Gtaatsbehérden zuſammengeſeßt 
werden müſſen, andere werden mif den Provinzialbehörden 
verbunden. werden können, und noch andere dürffen ſich 

vielleicht aus den Localbehörden, mit Zuziehung beſtimmter 
Techniker und Sachverſtändiger, bilden laſſen. Haben ein- 
zelne Gewerbtreibende in Beziehung auf andere Verhältniſſe 

als den Gewerbsbefrieb, den Behörden, welchen die Prü- 

fung fo wie der Ausfpruch über die Fähigkeit zuſteht, ſchon 
genügende Beweiſe von Kennkniß, Geſchicklichkeit und Er- 
fahrung gegeben, fo wird auch von einer nochmaligen, bloß 
zum Zwede des Gewerbsbetriebes anzuſtellenden Prüfung 

gänzlich) abgeſtanden werden können, vbne daß das öffent- 

liche Intereſſe Dadurd) gefährdet würde. Indeſſen kommt 
es doch unter allen Umſtänden darauf an, daß fein neuer 
Gewerbsbefrieb unternommen werde, fo lange den Orts- 
behörden die Qualification zu demſelben nicht durch genii= 
gende Zeugniſſe nachgewieſen wird; jene Umſtände werden 
alſo höchſtens die Prüfungsbehörden ſelbſt beſtimmen können, 

die erforderlichen Beſcheinigungen zu ertheilen, daß Die nóż 
thige Qualification bereits genügend dargethan fei. 

Eine eigenthimlidhe Abſtufung findet in Bezug auf Die 
Baubandwerfer ſtatt, die nach den Gegenſtänden, auf welche 
ſich ihr Gewerbe beziehen foll, aud) ſehr verfchiedenartigen 
Prüfungen ſich werden unferwerfen müſſen. Während der 

Maurer, der ſich bloß mit dem Ausbau kleiner Gebäude in 
Städten oder auf dem Lande, die keine Feuerung enthalten, 
oder deren Holzwände nur ausgemanert werden, beſchäftigt, 
Der Defen fest, die Reparaturen an Mauern oder Dächern 
beſorgt, die Stuben ausweißt u. ſ. w., oder der Zimmer- 

mann, welcher die Holzwände zu den Ställen und anderen 
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Eleinen Gebäuden fertigf, der Die Briicfen mif neuen Bohlen 
berfiebf, ein neues Geländer daran zu bauen weiß, Ofadete 

errichfef, und den inneren Augbau durch das Dielen des 
Fußbodens u. f. w. beſorgt, von den vorhandenen Meiſtern 
bei der Junung der nächſten Stadt unter Aufſicht der Orts- 
behörde geprüff werden Fonnte, muß Derjenige, welcher den 

Bau ganzer Wohngebäude ſelbſtſtändig übernehmen und 
ausführen will, ſeine Beſähigung mindeſtens {chon vor einer 
Provinzial : Prüfungs: Commiſſion, zu deren Mitgliedern Baue 

meiſter in höherem Ginne gehören, nachweiſen, und zu bes 
deufenden, eine vorzüglichere Kunſt und neben derſelben auch 
Geſchma> borausfegenden Gebduden, vornehmlich in Reſiden- 
zen und andern großen Gfädfen, wird auch dies noch nicht 
zureichen, und möglicher Weiſe ſelbſt eine vorgängige Unter: 
weiſung auf Bauakademieen verlangt werden können, Auf 
der anderen Geife wird aber hier wieder nicht felfen, eine 

Colliſion zwiſchen Denjenigen, die in einem beſtimmten Fache 
geprüff und approbirt ſind, mit Ungepriiften, in Beziehung 
auf einzelne: bei dem Bau vorkommende Gegenſtände, „ein- 
frefen, weil dabei die Schranken hinwegfallen, welche in 
früherer Zeit zwiſchen den Gebiefen der einzelnen Gewerke 
beſtanden. Denn der von der oberſten Baucommiſſion ge- 
prüfte und als ſelbſtſtändiger Bauunternehmer approbirte 

Zimmermann , dem in dieſer Eigenſchaft als Zimmermann 
auch geffattet iſt, den inneren Ausbau der Gebäude eben- 

falls zu übernehmen und alle in dieſer Beziehung erforder- 

lichen Holzarbeifen zu beſorgen oder durch die Geinigen bes 
ſorgen zu laſſen, wird darum kein beſſeres Recht auf dieſe 

Arbeiten haben, als der gewöhnliche Tiſchler , der nur Die 
für den Befrieb ſeines Handwerks erforderliche Befähigung 

nachzuweiſen hat, ja nicht einmal ein beſſeres, als der Jime 
mermann, der gar nichć qualificirf iſt, ein ganzes Gebäude 
aufzuführen, fid) dagegen aber gerade zu jenen kleineren 

Arbeiten beſonders befähigt hat, ; 
DI. Bon Denjenigen, welchen der Gewerbsbetrieb nur 

nad) vorgängiger Prüfung ihrer Geſchicklichkeit geſtattet wer: 

den Fann, und deren fo eben ausführlicher gedacht worden, 
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wird ein großer Theil auch noch einer anderen Bedingung 
ſich unferwerfen müſſen, fo wie aud) bei Denjenigen, Die, 
wie pben erwähnt, nur an einem beſtimmten vorſchrifts- 

mäßigen Locale ihr Gewerbe eröffnen dürfen, zugleich viel- 
faltig noch der Nachweis der Geſchicklichkeit nothwendig wird, 
3. B. bei Denjenigen, twelche das Abde>ergewerbe betreiben 
wollen. Die beſondere Bedingung, von welcher hier die Rede 

iſt,. beſteht nämlich in dem Nachweiſe einer moraliſchen Zu- 
verläſſigkeit, Wundärzte, Zahnärzte, Apotheker, Gold- und 
Silberprobirer, die nicht allgemein in dem Rufe der Unbe- 
ſcholtenheit und Zuverläſſigkeit ſtehen, können, ſelbſt bei dem 

Nachweiſe vorzüglicher Geſchicklichkeit, nicht die Erlaubniß 
zum Gewerbsbetrieb erhalten, weil das Publikum dabei gar 

ſehr gefährdet ſein würde, und ganz derſelbe Fall iſt bei 
Unternehmern von Privat- Unterrichts: oder Penſions - An- 
fialten und bei vielen anderen, deren Qualification ſonſt 

auch nocy auf dem Nachweiſe der Geſchicklichkeit beruht, 
vorhanden, In einem gewiſſen Grade wird moraliſche Line 
befcholtenbeit und Zuverläſſigkeit zwar bei jedem Gewerbs- 

betriebe porausgefesf; nicht bei jedem, ſondern nur bei dem- 

jenigen, der ein beſonderes Zufrauen des Publifums bedingt, 
weil dem Gewerbsmanne wichtige Güter, 3. B. Geſundheit 
oder werthvolle Bermögensſtü>e, anvertraut werden müſſen, 

haf der Gtaat aber gleich bei Ertheilung der Genehmigung 

ſo ſtreng darauf zu halfen. Wenn ſonſt ſchon die allgemeine 
Strafgeſeßgebung genügt, fo iſt dies hier nicht der Fall, 
weil dec Staat durd) ſeine Approbation ein größeres Buz 
frauen erweckt, und mithin dafür eine gewiſſe Garantie über: 
nommen werden muß. Der gewiſſenloſe Wundarzt, der ſich 

nur den Anſchein giebt, zu heilen, um Geld zu verdienen, 

der gewiſſenloſe Apotheker, den Gewinnſucht ſo weit perz 

führt daß ex die vorgeſchriebenen Arzeneien aus woblfeileren 

Subſtanzen zujammenfegt, und der betrügeriſche Bauunter: 
nehmer, der aus ſchlechten Materialien bauf, kann jeden Bee 
fheiligfen in die größte Geſahr ſtürzen 3; je höher er aber in 
ſeinem Fache ſteht, je weiter ſeine Geſchicklichkeit reicht, um 

ſo größer würde nur die Gefahr für das Publitum werden. 
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Gleichwohl iſt Jeder, der ihrer Dienſtleiſtungen bedarf, ges 
zwungen, fid) an Die zu wenden, welche vom Gfaate zu 
dem beſtimmten Zwede approbirf ſind, die Approbation er: 

höht dieſes Zutrauen, und legf deshalb dem Gtaafe. auch 

die Berpflihtung auf, dafür zu ſorgen, daß es ſo wenig 
als möglich getäuſcht werde. Der Nachweis eines unbe- 

ſcholfenen Lebenswandels iſt bei allen dieſen und manchen 
anderen Gewerbsleufen außer ihnen, 3. B. bei Gold: und 

Gilberprobirern, daher mindeſtens eben ſo nothwendig, als 

der Nachweis der GefchiclichEeit und Kunſtfertigkeit. Aller- 

dings dürffe es in dieſer Beziehung ſchwierig ſein, in jedem 
einzelnen Falle einen beſtimmten und ſicheren Anhaltspunkt 
für die Behörde zu finden, und um auf der anderen Geite 
auch dem Gewerbsmanne nicht zu nahe zu treten, wird ihr 

Urtheil nur durc< Thatſachen geleitet werden können; deren 

vollſtändige Erörferung muß alſo, wenn auch nur. ſumma: 

riſch, jedenfalls veranlaßt werden. Da, wo einem Gfadt: 
bewohner das Bürgerrecht verſagt oder genommen worden 

iſt, oder wo der Antragſteller bereits eine criminelle Strafe 

wegen enfehrender Berbrechen, insbeſondere wegen Dieb: 

ſtahls, Betrugs oder Meineides, zu verbüßen gehabt haf, 

wird die Zurückweiſung ſeiner Anträge auf Geſtattung des 
Gewerbsbetriebes aber unbedenklich ſein. Neben allen dieſen 

Getverbefreibenden giebf es nun endlich auch noch ſolche, bei 
denen ihr Ruf und ihr zeitheriger Lebenswandel die Haupt: 
frage iſt, auf welche es bei der Beurtheilung der Zuläſſig: 

feit des Gewerbes anfommt, ſo wie andere, welche eine 

Auforiſation der Staatsbehörden darum für fic) haben müſ: 
ſen, und ohne eine folche das fragliche Gewerbe gar nicht 
betreiben Diirfen, weil es zu denjenigen gehört, für welche 
Die Gefeggebung einen freien Gewerbsbefrieb überhaupt 
nicht geſtatten kann, ſondern fic) vorbehalten muß, ihn nur 
Einzelnen, nach ihrer Ueberzeugung von der Nothwendigs 

Feit und dem Bedürfniſſe, ſo wie. von der Fähigkeit und dem 
moraliſch guten Rufe des in Rede ſtehenden Judividuums 
nachzulaſſen. Bei dieſen triff alſo nicht minder eine Rück: 
fiht auf das Bedürfniß ein, als bei den unter IV. zu ex: 
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wähnenden Gewerben, wir werden aber dort noch ausführ- 

licher zu berühren Gelegenbeit finden, daß eigentlich nur hier 

dieſe Rückſicht auf das Bedürfniß in Frage kommen kann, 

und daß der Ofaat bei ſeinen beſonderen Auforiſationen, 

außer dem Nachweiſe ſittlicher Unbeſcholfenheit, ſich vor: 

zugsweiſe nach dem Bedürfniſſe des Ortes, des Kreiſes oder 

der Provinz zu richten befugt iſt, ſoweit nämlich von fole 

chem Gewerbsbefriebe die Rede iſt, der überhaupt nicht als 

frei befrachtet werden kann, weil es mehr im öffentlichen 

Yntereffe liegt, einzelne beſtimmte Gewerbe, durch deren Cre 

öffnung der Gewerbtreibende in ein näheres Berhältniß zu 

der Staatsregierung friff, auch no< von dem Umſtande 

abhängig zu machen, ob ſich ein Bedürfniß dazu hervor- 

thut, als durch Eröffnung des Betriebes ein Bedürſniß her: 

beizuführen. Jſt ein ſolches vorhanden, ſo ftellt der Staat 

dem Gewerbtreibenden eine förmliche 'Auforiſation zum Ge: 

werbsbefriebe aus, nachdem er ſich von ſeiner Qualification 

und von ſeiner Unbeſcholtenheit die nöthige Lleberzeugung 

perfchafft haf, damit das Publikum nicht gefährdet werde, 

wenn es ſeiner Dienſtleiſtungen bedarf. Dahin werden 3. B. 

die Gewerbe' der Auckions-Commiſſarien, Dispacheurs, 

Dolmetfcher, Mäkler aller Gattungen, der. Grater 

und Gtauer, Schaffner, Waagemeiſter, Commiſ- 

fionaire und Taxatoren gehören. Dagegen würden, 

. ohne alle Rükſicht darauf, ob ein Bedürfniß obwaltef, und 

ohne daß die Gemerbetreibenden dadurd) in die Kategorie 

Derjenigen gehören, für welche es einer beſonderen Aufori- 

ſation des Staates bedarf, weil der 'Staat das Gewerbe 

nur unter ſeiner beſonderen Aufſicht betreiben laſſen darf, 

den Nachweis moraliſcher Unbeſcholfenheit und Zuverläſſig: 

Feif zu führen haben: Antiquare, Buh- und Kunſt- 

händler, Juhaber von Leihbibliotheken, Lithogra- 

phen, Droguiſten und Kaufleufe, welche mit gefährlichen 

Medicinalien oder Waaren handeln, Trödler, Pfand- 

leiher, in deren Hände ſo leicht die ganze Exiſtenz von 

Familien geratb, Unternehmer von pribaf:llntercichis=, 

Lang:, geht: und ſelbſt Krankenanſtalten, fo wie 
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Gdaufpielunternehmer, deren auf das öffentliche Ber: 
gniigen berechneter Gewerbsbetrieb ſonſt leicht zu einer Schule 
aller Laſter werden Eónnfe. Was das Gewerbe der ród: 

ler betrifft, weldes in dem Handel mit gebrauchten Sachen, 
als Kleidern, Wäſche, Gerdthfchaften und Mobilien, beſteht, 
fo iſt es aus ſehr verſchiedenen Rückſichten nothwendig , die 

Ausibung deſſelben von der Sicherheit abhängig zu machen, 
welche der Gewerbtreibende Durch ſeinen Ruf und die Unbe- 

fcholfenbeit den Ortsbehörden gewährt. Denn da in dieſem 
Handel Gegenſtände vorfommen, welche anſteckende Krank- 
beifen, von denen Die zeifherigen Beſißer befallen geweſen 
waren, zu berbreifen geeignet ſind, und die überhaupt Fei: 
nen Gegenſtand des Verkehres mehr ausmachen dürfen, fo 
bat die Polizeibehörde die Pflicht, ſich eine genügende Gaz 
ranfie dafür zu verſchaffen, daß der Trödler ſein Gewerbe 
nicht aus Eigennuß mißbrauche und dadurch dem Publikum 
gefährlich werde, Ganz daſſelbe iſt bei den Apothekern und 
Droguiſten, in Beziehung auf den Verkauf giftiger Dffici- 
nalien, und bei Kaufleuten, die mif Schießpulver und ande- 

ren gefahrbringenden Gegenſtänden handeln, der Fall. Ulebers 
baupt wird es für Den Betrieb aller folcher Gewerbe noch 
beſonderer Borfchriften, nach denen er einzurichten und fort- 

zuführen iſt, bedürfen, und die Abweichung davon muß durch 
Gtrafen geabndet werden. Die obenerwähnten Golde und 
Gilberprobirer, ſo wie die Gold: und Gilberarbeiter über- 

baupf, und nicht minder die Juweliere, werden, außer dem 
Nachweiſe vollkommener Rechtlichkeit, den ſie zu führen haz 
ben, gleichfalls noch einer fortwährenden .Beaufſichtigung 
durch die Behörden zu unterftellen fein, Das Publikum, bei 
welchem im Allgemeinen keine nähere Kenntnif von der Wedhte 
beit und dem Werthe der Juwelen, fo wie von dem Gein 
gehalfe der edlen Metalle vorausgeſeßt werden kann, haf 
bier Feine andere Gewähr, als den Ruf von Unbeſcholten- 
Heit und RechtlidhEeit, in welchem der Gewerbetreibende ſteht, 
und Fann daher auf Feine Weiſe der Willkühr deſſelben Uber: 
laſſen werden. Von Staatswegen muß deshalb dieſer Ruf 
auch näher gepriiff werden, und ſelbſt wenn er ſich als bes 

% 
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griindet erweiſ'f, fo find dod) außerdem noch Anordnungen 
erforderlich, um den Gerkehr in Gold und Silber in Bezie- 
hung auf den Geingebalt, und in Edelſteinen in Beziehung 

auf Die Aechtheit derſelben, zu beauffichtiigen, damit bedeu- 
fende Germogensverlufte möglichſt verhüfet werden. Sie 
find noc) aus dem beſonderen Grunde um ſo nofhwendiger, 
als für bloße Privafperſonen Die EnfdeFung einer Ueber: 

vorfheilung oder eines Gefruges hier im höchſten Grade 
ſchwierig iſt. 

Dur dieſe Beſchränkungen der Gewerbefreiheit, wie ſie 

von uns unter I. bis III. auſgeſtellt worden, und von denen 
Die [este Claſſe, wie wir geſehen haben, wieder in zwei ver- 

ſchiedene Gattungen zerfällt, dürffe nun eigenflich dem Bfe 

fentlichen Jntereſſe vollſtändig Genüge geſchehen, und im 
Uebrigen müßte der Getverbsbetrieb, fo weit nicht die befon= 
deren Gerhaltniffe einzelner Ofaaten nod) etfwas Anderes 

nothwendig machen, völlig unbeſchränkt ſein. Jndeſſen kön: 
nen nicht alle Berhältniſſe, die zeither beſtanden haben, 
plößlich umgeändert werden; es muß der Uebergang in manz 
cher Beziehung erſt allmählig gemacht werden, und daher 
Dlirfte es ſich rechfferfigen, wenn einzelne Beſchränkungen, 

Die nur die hiſtoriſche Begründung und die Gewohnheit fir 

fic) haben, noch eine Zeitlang beibehalten werden, weil die 

Gewerbe auf Berhältfniſſen beruhen, deren plößliche Auflö- 

ſung manche gewaltſame und in hohem Grade ſchädliche 

Bermögengerſchüfferung zur Folge haben würde, Es iſt 
dies die Rückſicht 

IV. auf das Bedürfniß nach der Zahl der Gewerbe- 

freibenden und der gewerblichen Anftalten bei gewiſſen Ge: 
werben zum Bortheil Derjenigen, welche dieſe Gewerbe krei- 
ben, und auch mittelbar zum Bortheil für das Allgemeine, 
wie Manche behaupfen wollen; ein Vortheil, der aber nicht 

zu erweiſen iſt, und Der nur mit der Abwendung augenblict: 
licher Berluſte Einzelner, die eine plógliche Abänderung 
der Gewerbsverfaſſung in dieſer Beziehung mit ſich führen 
würde, verwechſelt wird. Bei einigen Gewerben ſoll nam: 
lich ſelbſt dann, wenn feine ausſchließlichen Berechtigungen 
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driffer Perſonen entgegenfteben, — Die, mie oben gedacht, 
mif einer ihrem Smecke entfprechenden Getwerbeberfafjung 
überhaupf nicht vertraglich find, — wenn auch die Betriebsz 
ſtätte, ihrer Qocalitit und ihren Cigenfchaften nach, für vor: 
züglich geeignet gum Gewerbsbetriebe gelten muß, wenn Die 
größfmöglichſte Geſchicklichkeit und moraliſche Unbeſcholfen- 
beit und Zuverläſſigkeit im höchſten Grade vorhanden iſt, 
der Betrieb dennoch nicht für frei gelten, ſondern nur nach 
dem Ermeſſen der Ortsbehörden über das Bedürfniß einer 
oder mehrerer gewerblicher Unternehmungen dieſer Art ges 

fiatfef oder verweigerf werden können. Dahin gehören: 
G<anfſtätten, Mehlmühlen, Brauereien und Brenz» 
nereien, Apotheken, Schornſteinfegergewerbe und 

Abde>ereien, Wie ſchon erwähnt, dürfte die Nothwenz- 

digfeit und Gemeinniigigfeit dieſer Beſchränkungen ſchwer 
zu erweiſen ſein, weil ſie ſich zunächſt auf das Sjnfereffe der 
Einzelnen beziehen, und daher, ihrem Weſen nach, mit den 
Ercluſiv- und Zwangsrechten, die weder Dem Gewerbsbefriebe 
im Allgemeinen, in Beziehung auf ſeine Vollkommenheit und 

Ausdehnung, nod) dem öffentlichen JInkereſſe förderlich ſind, 

zuſammenfallen, von denen ſie daher auch in ihren Wirkun- 

gen nichć weſentlich abweichen. Sym Preußiſchen iſt Der Ge- 

werbsbefrieb bei dieſen Gewerben größfentbeils durch beſon: 

dere Geſeße regulirf, und wenn wir hier näher unterſuchen, 

wie ſich dieſelben in ihren Wirkungen bewährt haben, fo 

wird ſich daraus ein Schluß: auf die Haltbarkeit oder Un- 
haltbarfeit des Princips machen laſſen. Beiſpielsweiſe mag 

hier das Apothekergewerbe hervorgehoben werden. Zn Folge 

des Geſeßes vom 24ſten October 1811 bat das Apotheker» 

recht in den DeDeufenderen Gtädten der Monarchie einen 
Werth von 20: bis 30000 Thalern erhalten, durch den Dies 

ſes an ſich perſönliche Recht zum Gewerbsbetriebe gleichſam 
in die Kategorie der Immobilien getreten iſt, Jeder, der 

ein Gewerbe als Apotheker eröffnen will, muß ſich alſo die 

Erlaubniß von einem Privatmanne für 20- bis 30000 Zba: 

ler erfaufen, und die Zinſen dieſes Capitals nothwendig auf 

die Waaren ſchlagen. Giebf es nun Drei bis vier oder noch 
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mehr Apotheken in einer Stadt, fo macht dies ein Capital 
bon wenigſtens 100,000 Thalern aus, und daraus folgt bon 

ſelbſt, daß das Publikum in Der Stadt ſeinen jährlichen Be» 
darf an Arzeneien um 4- bis 5000 Thaler billiger kauſen 
würde, wenn Jeder, der Kenntniß und Geſchi>lichkeit und 
ein ſonſt zum Etabliſſement ausreichendes Capital nachwei- 
ſen fönnfe, eine Apotheke begründen Diirffe. Im Öffentlichen 
Intereſſe kann hier alſo die Beſchränkung nicht liegen, es 

ſcheint nur nicht rathfam und zugleich fchwer ausführbar 
zu ſein, nachdem fo bedeufende künſtliche Capifalien einmal ; 
geſchaffen worden, den urſprünglichen Zuſtand wieder bets 

zuſtellen, und hier, bis auf den Nachweis der Geſchi>lichkeit 

und Unbeſcholtenheif, die nafürliche Greiheit walten zu laſſen. 
Darum wird von Landegpolizei wegen die Concurrenz bei 
dieſen Gewerben nach dem Bedürfniſſe beſchränkt, und Dietz 

Durch enffteht bei ihnen die Gigeutbiimlichteit, daß fie als 

reale Berechfigungen angeſehen werden; eine Anſicht, die 

aber, wie ſchon oben erinnert worden iſt, durchaus befämpft 

werden muß, weil ſie mit dem wahren Begriſſe und Weſen 
eines Gewerbes ſchlechterdings unverträglich iſt, ſo wie es 

fid) auch nach ſtaatswirthſchaftlicen Grundſäten nicht recht: 
fertigen läßt, die Exiſtenz ſolcher künſtlich geſchaffenen Capi- 

falien zu verewigen.- 
Die Gdhankwirthfdaft und der Berkauf bon Ge: 

fränfen iſt wohl nur in ſehr wenigen deutſchen Ländern als 

freies Gewerbe Jedem geſtattet, der Die Erlaubniß dazu bers 
langt und ſeine perſönliche Qualification ſowie die Brauche 
barfeif ſeines Locales dazu nachweiſet. In der Regel ruht 
die Befugniß dazu auf Jmmobilien, oder iſt mit einem ane 

deren Rechte verbunden, wie im Herzogthum Sachſen 3. B. 
nur diejenigen Bürger in den Städten Den Bier: und Brannk- 
weinfchant treiben dürfen, welche Häuſer befigen, auf denen 
Brau- und Grenngerechtigfeiten ruhen, Wud) dieſe haben 
dadurch einen gewiſſen Capitalswerth erlangt, der bei einer 

völligen Befreiung des Gewerbes verloren gehen würde. 
Zum Uebergange auf eine folche völlige Gefreiung könnte 
es aber führen, wenn gerade die auf Mißbrauch gegründete 
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Realität, als dem Rechtsbegriffe widerfprechend, nicht ferner 
anerfannf, und, wie es im Preußiſchen Durch das Geſeß vom 
7ten Februar 1835 geſchehen iſt, der Betrieb noch von be- 

- ſonderen Eigenſc<aſten des Gewerbfreibenden und ſeiner Be- 

friebsſtätfe abhängig gemacht wird. Dem Erwerber des 

Betriebslocales wird daher die Fortſezung des Gewerbes, 
nicht weil es damit von ſelbſt verbunden iſt, zu geſtatten 

ſein, ſondern nur ſoweit er gleiche Qualification nachweiſt, 
und feine beſonderen Gründe eingefreten ſind, aus welchen 

das Getriebslocal im offentlidjen Intereſſe zum Gewerbs- 
befriebe nicht mehr für geeignet gelten fann. Ju ſolchem 
Falle dürffe zwar eine Entſchädigung Des zeitherigen Jnha- 
bers nothwendig werden; es würde dann aber die Gelegen- 

heit vorhanden ſein, die Schranken, welche zeither das Gee 
dürfniß an dem beſtimmfen Orte gezogen hat, hinwegfallen 
zu laſſen, und nur die durch das öffentliche Wohl gebotenen 
Beſchränkungen beizubehalten. - — | 

Das Apothekergewerbe ſtüßt ſich ebenfalls faſt in 
allen Ländern auf ein ſogenanntes Real-Privilegium, oder 

mindeſtens auf eine beſondere Conceſſion der Gtaatsbehbrz 
den, bei deren Ertheilung nicht bloß auf die perſönliche Quaz 
lificafion, ſondern insbeſondere auch auf das Bedürfniß des 

Ortes oder der Gegend, nach der Zahl der bereits vorhan? 
denen Apotheken, der Cinwohner und ihrer Wohlhabenheit 

Rückſicht genommen wird. Die Beſchränkung des Gerwerbss 

betriebs bezwerkf hier alſo theilweiſe den Nußen des eingel= 

nen Gewerbtreibenden, und verſtößt ſc<on in ſofern gegen 

das Princip, von welchem die Gewerbegeſeßgebuag hinſicht- 
lid) der Beſchränkungen der Gewerbefreiheit ausgehen muß z 

ſie ſcheinf daſſelbe aber nocy mehr zu verlegen, indem ſie 
nicht das abſolute Bedürfniß im Auge hat, ſondern eine 
Berminderung des Erwerbes bei den vorhandenen Apotheken 
vermeiden will, und das Bedürfniß einer neuen Apotheken- 

anlage alſo nur dann anerfennf, wenn, ohne Berminderung 

des Ćrtwerbes bei den ſchon beſtehenden, auch noch die Sub- 
ſiſtenz dieſer neuen Apotheke, etwa durch bedeutende Ber- 

mehrung der Einwohnerzahl, oder ſonſt als geſichert erſcheinf.. 
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Go weit zu geben, iſt aber gar fein Grund vorhanden, fon: 
dern es Diirffe daraus, wie bereifs oben erwähnt, dem Of: 

fentlidyen Sntereffe ſogar erbeblicher Nachtheil erwachſen, 
und jedenfalls darauf Bedacht zu nehmen fein, die künſtlich 

geſchaffenen Capitalien nicht auf ewige Zeiten zu erhalten, 

ſondern lieber allmählig hinwegzuſchaffen, was nicht geſche- 
hen fann, ſo lange die Möglichkeit der Subſiſtenz, ohne 

Berminderung des zeitherigen Gewerbsbetriebs, 
zur Bedingung jeder neuen Anlage gemacht wird. Außer- 

dem wird dadurch aber auch den Apotheken eine Berürkſich« 

tigung zu Theil, deren ſich ſonſt kein Gewerbtreibender zu 
erfreuen haf, und die Höhe, auf welche der Werth ihrer 

Conceſſionen in neuerer Zeit geſtiegen iſt, beweiſ't hinrei- 

bend, daß ſich die Verhältniſſe far ſie forkwährend günſti: 

ger geſtalfef haben. Denn die Erweiterung ihres Gewerbs: 

befriebes, ſowie die Steigerung ihrer Einnahmen, und daher 

auch ihres Werthes im Ganzen an jedem einzelnen Drte, 

im Bergleiche gegen das Berhältniß, welches bei Begriin= 

dung der einzelnen Apotheken beſtand, würde faſt vollfom- 

men binreichen, die Bedingungen zur Subſiſtenz einer neuen 

dlpotbefe, außer den von Alters her beſtehenden, nachzu- 

weiſen. Es kommt daher hier ebenfalls darauf an, einen 

Uebergang zu denjenigen Principien, welche die Gewerbs- 

geſeßgebung ſonſt als Die allein wahren und leitenden aner- 

fennt, und dieſer würde wohl nur darin gefunden werden 

können, daß die Bergrößerung des Erwerbs bei den vor- 

handenen Apotheken, die Erhöhung ihres Werthes in Den 

leßfen Jahrzehnten und daneben das abſolute Bedürfniß des. 

Ortes und der Gegend beriidfidytigt und nach dieſem estes 

ren jederzeit die Anlage einer neuen Apotheke geſtattet wird, 

weil es dann auch als unzweifelhaft angenommen werden 

kann, daß die vorhandenen Apotheken den Umfang ihres 

Gewerbsbetriebs auf Koſten des Publikums, das noch einer 

neuen Apotheken - Anlage bedarf, erweitert haben; dennoch 

iſt auf der anderen Seite gewiß, daß das Apothekergewerbe, 

ſeiner Eigenthümlichkeit wegen, und weil bei jeder, auch neu 

zu errichfenden gewerblichen Anlage dieſer Art ein nicht 
unbes 
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unbedenfendes Capifal erforderlich iſt, einige Beriietfichtigung 
perdienf, und Daf eine ausdrücfliche Aufhebung Der Befchrans 
fungen, welche aus dem Bedürfniſſe hervorgehen, vielfache 
Germobgenszerrittungen bei Einzelnen herbeiführen würde. 

Die Mühlenanlagen find in Deutſchland: ſchon ſeit 
geraumer Seif nach ſehr verſchiedenen Rechtsgrundſäßen bes 
urtheilf worden. Die Befugniß, eine Mühle anzulegen, fie 
ſei Waſſer - oder Windmühle, war in früheſter Zeit unſtreitig 

ein Ausfluß des alten, echfen Grundeigenthumes. Wie ſo 
viele in demſelben gegründefen Rechte, hatte ſie aber, in 

Folge der Begriffsverwechſelung zwiſchen den Wirkungen. der 
Landeshoheit und dem Eigenthume, Das Schirfſal, einer 
allgemeinen Regalität unterworfen zu werden. Nicht überall 
wurde die Regalität der Mühlengerechtigkeit indeſſen ganz 
allgemein und ihrem ganzen Umfange nach. durchgeführt; 
hin und wieder haften fich vielmehr einzelne Rechte des alten 
Grundeigenthums erhalten, an denen die Berſuche, die auf 
Dem Privateigenthum belegenen Mühlen der Regalität gleiche 
falls zu unferwerfen, ſcheiferten. Daher iſt in Sachſen den 
Gutsbefigern, als Gerichtgobrigkeiten, das Recht verblieben, 
Mühlen anzulegen, und Dritfen die Erlaubniß dazu auf 
ihrem Grunde und Boden zu ertheilen, und für ſie ſelbſt 
bedarf es. überhaupf nur dann einer Genehmigung von Sei- 

fen des Gfaafes, wenn die Anlage an ſchiff- oder floßbaren 

©fromen oder Canälen erfolgen ſol. In der Mark Brane- 
denburg wird die Mühlengerechtigfeit dagegen ſhon früh 
als reines Regal gefunden. Die Einwendungen, welche 
Dritfe gegen neue Mühlenanlagen zu machen haben, kön- 

nen daher, wo das Sächſiſche Recht gilt, nur privakrecht- 
licher Natur fein, und, ſofern ſie von Gewerbsgenoſſen bots 

geſchüßf werden, in einer behaupfeten Entziehung Des Waſ- 

ſers oder Windes ihren Grund haben. Im Preußiſchen gilt 
für die Provinzen, welche im Jahre 1810 Theile der Mo- 
narchie ausmachfen, neuerlich das Geſeß vom 28ſten Octo- 
ber dieſes Jahres, in den vormals Franzöſiſchen Provinzen. 
findet aber ebenfalls nur aus den angeführten privafrecht- 
lichen Gründen eine Beſchränkung in der Befugniß, Mühlen 

7 
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anzulegen, ftatt, im Hergogthume Sachſen gelten noch ganz 
die Grundſäße des Sächſiſchen Nechts, und die Rückſicht auf 
das Bedürfniß, nebſt der Beſchränkung der Mühlenanlagen 
nach demſelben, fann gleichfalls nur für den Uebergang zu 
einer neuen Gewerbeverfaſſung als zuläſſig anerkannt werden. 
Denn warum ſollte es mehr im öffentlichen Jutereſſe liegen, 
jedem Müller einen beſtimmfen Erwerb zu ſichern, als irgend 
einem anderen Gewerbsmanne? Dabei iſt überdies das Be- 
dürfniß nur ſehr ſchwer feſtzuſtellen, einem fortwährenden 
Wechſel unterworfen, und die Maßregel ſelbſt Doch bei wei: 
fem ungenügender, als der Mühlenzwang, der gleichwohl, 
als völlig unverfräglich mit einer gufen Gewerbeverfaſſung, 
gleich allen übrigen 3mangsredten abgeſchafft werden muß. 
Wenn man überdies bei dem Müllergewerbe noch darauf 
feben und möglichſt dafür zu wirken ſuchen will, daß die 
Gewerbserzeugniſſe, wie es überhaupt in Beziehung auf alle 
Gewerbe, ſoweit es dabei gedenkbar iſt, geſchehen ſollfe, 
möglichſt in den Handel gebracht werden, woſür der gün: 
ſtige Erfolg bei dem Gewerbsbefriebe der großen , auf eng- 
liſche Art angelegten Mühlen ſo ſehr ſpricht, ſo ſchließt ſich 
jede Rückſicht auf das Bedürfniß des Ortes oder der Gegend 
von ſelbſt aus. Jedenfalls wird es ſich bei dem Gewerbs- 
befriebe, der aus feinen dem Privatinfereſſe entnommenen 
Gründen beſchränkt wird, von ſelbſt am beſten feſtſtellen. 

Die Brauereien und Brennereien gehörten früher 
vorzugsweiſe zu der bürgerlichen Nahrung in den Städ- 
fen, und Der Betrieb. derſelben, vornehmlich der erſteren, Fam 
auf dem Lande nur felfen vor; beide Gewerbe wurden bier 
auch als Nebengewerbe befrachfet und behandelt. Dies iſt 
mić ihnen in neuerer Zeit aber in den Städten nicht minder 
der Fall geweſen, bis die Ueberzeugung, daß nur durch 
einen Betrieb von einem ſehr bedeutenden Umfange ein 
wirklicher Vortheil bei dieſen Gewerben zu - erzielen iſt, zu 
der man durch die neue Beſteuerung, welche in Folge der 
veränderfen Ofeuergefeggebung einfrat, gelangfe, eine weſent: 
liche Beränderung herbeiführfe. Leider geftattefen die noch 
immer beſtehenden Zwangs- und Erclufibrechte der Städte 
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bier zeither nur nod) ausnabmstweije ſolche Anlagen bon 

größerem Umfange, und Dies bat die Folge gehabt, daß das 

platte Land, oder vielmehr die Gutsberrfchaften, in Bezie- 

bung auf Die Reſultate dieſes Gererbsbetriebes, die Städte 
überflügelt haben. Gleichwohl fcheint dies aus ftaatswirth: 

ſchaftlichen Rückſichfken nicht eben als erfreulich betrachtet 
werden zu können, weil Brauerei und Brennerei gerade auf 
dem Lande und in Verbindung mit der Landwirthſchaft jeder- 
zeit nur als Nebengewerbe ſich befreiben laſſen, wenn es 
nicht dahin Eommen ſoll, daß die Landwirthſchaff an dem 
beſtimmten Drfe als Nebengewerbe von jenem erſcheinen 
muß, was nod) größerem Bedenken unterworfen ſein möchte. 

Die Beſchränkungen, die man für dieſe Gewerbe einführen 

will, ſollen dazu dienen, die bedeutenden Getriebscapitalien, 
welche einmal darin angelegt find, zu ſichern, und Die brau- . 

und brennberechfigten Grundbeſißer, welche ihre Gewerbs= 
anlagen als Realrechte zu befrachten gewohnt ſind, zu er- 
halten. Man will ſie theils auf das Bedürfniß gründen, 

theils einen beſtimmfen Werth Der Anlage und des 'Land- 
gufes borausfegen. 

Im Preußiſchen iſt nach dem Gdicte vom 7ten Geptem: 
ber 1811 Die Anlage von Brauereien und Brennereien in 
den Gtädfen Jedem, der das Unternehmen auszuführen vere 

mag, erlaubt; auf dem Lande aber wird dazu eine Real- 
berechtigung und bei dem Gute ein Werth von wenigſtens 

15000 Thalern erfordert, Dagegen geftatten im ganzen Her- 
zogthume Gachſen die den Städten verliehenen oder von 
ihnen bhecgebrachten Braurechte eine folcye allgemeine Cr: 

laubniß nafürlich noch nicht; es darf bier vielmehr nur Des 
jenige brauen und brennen, der ein brau: und brennberech: 

figtes Bürgerhaus befigt, und die Freigebung der Gewerbe 

des Brauens und Brennens iſt in dieſer Provinz alſo zu- 
nächſt erſt von der Aufhebung der entgegenſtehenden Zwangs: 

techfe abhängig. Goll bei einer folchen allgemeinen Bes 
freiung auch die Gleichſtelung des platten Landes mit den 
Städten rürkſichtlich der Befugniß zum Gewerbsbetriebe er: 

reicht werden, was uns, bis auf wenige Ausnahmen, un: 
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umgänglich otbwendig zu fein ſcheint, fo durffe eine bon 
Dem Gufswerthe Hergunehmende neue Beſchränkung dem 

Swede um fo weniger entſprechen, als es wohl vorzüglich 
darauf anfommf, die Landwirthſchaft zu ſchonen, und nicht 
neben dieſem Gewerbe zurückzuſeßen, oder Dieſe ſelbſt nur 
als ein Nebengewerbe neben jenem erſcheinen zu laſſen. 
Gerade dies wird aber vermieden, wenn ihr Betrieb auf 
ganz Eleinen ländlichen Befigungen, die nur eben die gewerbe 
liche Anlage ſelbſt faſſen können, geftatfet wird. Ueberhaupt 
ſcheint es nothwendig, dem Gewerbsbetriebe dex Brauereien 
ſowohl im Allgemeinen, als insbeſondere auch im Verhält: 

niſſe zu den Brennereien, jede mögliche Erleichferung zu Theil 
werden zu laſſen, und die Bedingungen, von denen Die Erz 
laubniß dazu abhängig gemacht wird, fo ſehr als möglich 
zu vereinfachen. Ein höherer GefichtspunEć, nämlich der der 
Moralität, gebietet es, Alles anzuwenden, den Betrieb der 

Brauereien und den Bierbertebr zu heben, um dadurch dem 
unglücklichen, immer mehr überhand nehmenden, tbermafis 
gen Genuſſe des Branntweins entgegen zu arbeiten. Denn 
die Erfahrung hat gelehrf, daß in den Provinzen, wo Die 
Brauereien blühen, und allgemein ein gufes Bier gefunden 
wird, das Branntweintfrinken ſich bei weifem nicht fo ver- 

breiten fann, als es da der Fall iſt, wo die Beſchaffenheit 

des Bieres zuweilen ſelbſt einladen móchte, mit dem Genuſſe 
des Bieres zugleich den des Branntweins zu verbinden, der 
Abſatz bei den Jwangsrechten dennoch aber nicht ausbleiben 
fann. Außer der Aufhebung dieſer aus dem Privatintereffe 
hervorgegangenen Beſchränkungen, bedarf es daher noch der 
möglichſten Schonung der Gewerbefreibenden in Beziehung 
auf die Form der Erhebung der Gewerbeſteuern, in wels 

cher Beziehung die Bierfabrication mit dem Branntwein- 
brennen leider ganz gleichgeſtellt iſt. 

Den Schornſteinfegern legt die Uusibung ihres Ge: 

werbes eine gewiſſe Art von Verantwortlichkeit auf, die der, 
welche bei den Geamfen in Beziehung auf ihre Amtsfüh- 
rung vorfommf, einigermaßen entſpricht, und ſie ſcheinen, 
dieſer ihrer eigenthümlichen Gfellung wegen, am erſten eini- 

Dad 
} 
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gen Anſpruch auf Sicherſtellung ihres Erwerbes zu haben. 
Die Anweiſung beſtimmter Kehrbezirke für jeden wird 
indeſſen nur ſoweit gerechtfertigt werden können, als ſie 
nicht zu ſehr die Natur von Eyrclufibberechfigungen annimmt, 
und auc die Eigenfhümer folcher Gebäude, deren G<orn- 
ſteine ſich wegen ihrer Einfachheit und Sicherheit dazu eig: 
nen, hindern würde, die Reinigung ſelbſt vorzunehmen. Auch 
bier würden wahre Exclufivredte nicht wohlthätig wirken, 
und es miifte alſo mindeſtens eine Wahl unter mehreren 
Schornſteinfegern bleiben, von der aber die Behörde Kennt- 
niß zu nehmen haf. Ueberhaupf kommt ſehr viel auf die 
Localverhältniſſe an, und wie die Polizei ihr Augenmerk 
darauf zu richfen haf, daß aller Seuersgefahr möglichſt pore 
gebeugi werde, und zu dieſem Zwecke von Zeit zu Zeit eine 
ordnungsmäßige Reinigung der Schornſteine erfolge, ſo wird 
dabei Doch jedenfalls der Weg einzuſchlagen ſein, der den 
Hausbefigern die Beobachtung dieſer ſeuerpolizeilichen Bore 
ſchriffen fo wenig als möglich driickend macht. Es dürffe 
fonach genügen, bei dem Getwerbsbetriebe der Schornſtein» 
feger die Erlaubniß ebenfalls von dem Bedürfniſſe abhängig 
zu machen, dabei aber vorzugsweiſe die Localverhältniſſe zu 
berürfſichtigen, und deren nähere Prüfung der Orfsbehörde 
zu überlaſſen. Da, wo den Eigenthümern der Häuſer, oder 
Einzelnen unter ihnen, nicht geftattet werden Fann, das Neis: 
nigen ihrer Gchornſteine ſelbſt vorzunehmen und das Be: 
dürfniß nur einen Schornſteinfeger erfordert, wird freilich 
ein den früheren Excluſivberechfigungen ähnliches Berhältniß 
entſtehen 3; wegen der Becantwortlihkeit, die dem Schornſtein: 
feger auf der anderen Geife obliegt, ſind indeſſen die ſonſt 
mit Crelufivrechten verbundenen Nachtheile vielleicht hier 
nichf fo zu fürchten, weil ſelbſt Da, wo dem Hauseigenthü- 
mer eine Wahl bleibt, dieſer, wie bereits erwähnt, wenn 
dieſelbe getrofjen iſt, Den erwählfen der Polizeibehörde an- 
zeigen muß, da es für dieſe unumgänglich npfhwendig iſt, 
zu wiſſen, an welchen Schornſteinfeger ſie ſich in Beziehung 
auf die einzelnen Gebäude. zu halten habe, Jn Preußen 
bob das Geſeß vom 2Zten November 1810 alle Excluſiv: 
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berechtigungen auf, und da in demſelben hinſichtlich der 
Schornſteinfeger keine beſondere Ausnahme gemacht wurde, 

ſo ſchien auf dieſe Weiſe auch die Aufhebung der Kehrbezirke 
derſelben mif ausgefproden zu ſein. Das ſpätere Edict 

vom 7ten Gepfember 1811 erfldrte ſich aber augdrücflich 
dahin, daß die Kehrbezirke der Schornſteinfeger , wegen der 

Berantwortlichkeit, die dieſen in Beziehung auf die ordnungs: 

mäßige. Augübung ihres Amtes obliegt, beibehalfen werden 
ſollfen, und in den neuen Provinzen der Monarchie, wo das 
Geſes von 1810 keine Gültigkeit hat, beſtehen ſogar großen- 
fheils noch die Zwangsbezirfe der Schornſteinfeger. 

Das Abde>ergigewerbe ſcheint ſeiner Natur nach 
einen Zwang zu bedingen, vorzüglich in ſofern es den Ab- 
Decfern gewiſſe BVerbindlichkeiten gegen das Publifum auf: 
legt, zu deren Leiſtung auf der einen Seife eben ſo ſchwer 
Cfellvertrefer zu finden ſein dürften, als auf ver anderen 
Seife, wie wir bereits oben erwähnt haben, bei dem Ge: 
werbfreibenden beſondere Oorausfegungen, von denen der 
Gewerbsbetfrieb abhängig gemacht werden muß, nämlich in 

Beziehung auf eine paſſende Betriebsſtätte und gehörige 
Qualification des befheiligfen Jndividuums, nothwendig 

werden. Selbſt da, wo die früher beſtandenen Zwangs- 
rechfe der Ubdecker aufgehoben worden ſind, wie in Denjeni- 
gen Provinzen des Preußiſchen Staates, welche vormals zu 
Frankreich, zum Königreiche Weſtphalen und zum Großher- 

zogfhume Berg gehört haben, und wo mithin jeder Bieh- 
beſißer das Recht hat, ſein gefallenes Vieh ſelbſt abzuhäu- 

fen, macht nur ein Fleiner Theil der Bewohner von dieſer 
Befugniß Gebrauch, und die Abdeckereien haben ſich, auch 
ohne Jwangsrechfe, einen gewiſſen Werth erhalfen. Daraus 

dürfte folgen, daß es zur Erhaltung dieſes eigenthümlichen 
Verhältniſſes der Abdeckerei überhaupt feines Zwanges be- 
darf, und daß es am gwedmafigften iſt, die Abdeckereien, 
fo wie ſie gerade beſtehen, zu erhalten; in Beziehung auf 

die Begründung neuer aber das Bedürfniß der Gegend als 
Maßſtab anzuerkennen. Am wenigſten möchte es Dem öſ- 

ſentlichen Intereſſe entſprechen, wenn man Die Berrichtungen 
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der UbDerter allgemein von den Diehbefigern ſelbſt vorge: 
nommen ſehen wollte, da nicht umſonſt bei den Abdeckern, 
wie wir oben erwähnt haben, eine gewiſſe Kenn nif - und 
Gefchictlichłeićt porausgefegt werden muß. Der Befiger des 
gefallenen Giehes iſt in der Regel außer Stande, die Krank: 
beit deſſelben zu beurtheilen; ſeine Beſchäftigung damit 
würde alſo nur zu häufig die Berbreitung von Viehſeuchen 
befördern, ja ſelbſt die gefährlichſten Krankheiten für Men- 
ſchen herbeiführen, wie dies z. B. ſo leicht Durch den Milz- 
brand geſchehen kann. Gelbſt an den Mitteln zur Sort: 
ſhaffung und Bergrabung möchte es den Eigenthümern 
bdufig fehlen, und wie ſoll er ſich dieſe, bei dem allgemeiz 
nen Abſcheu, den die Beſchäftigung einem Jeden einflößt, 
verſchaffen, wenn feine Abdecker vorhanden find, denen bei 
ihrem Gewerbsbetriebe zugleich die Verpflihtung dazu, fo: 
wie zu anderen dahin gehörigen Leiſtungen, für welche ſich 
nur ſchwer ein Gtellverfrefer finden würde, obliegt? 

So dürften nun im Allgemeinen die Gefichtspuntfe an: 
gedeufet fein, bon welchen man bei Geftftellung der Grane 
gen, Die das Öffentliche Intereſſe für den Gerwerbsbetricb im 
Staate nothwendig oder ratbfam macht, ausgeben Tann. 
Neben denſelben wird es noch in jedem concrefen Gtaafe, 
nad) den eigenthümlichen Berhältniſſen deſſelben , andere 
geben, die jenen gleichgeſtellt werden können. Zu allen Zei: 
fen und überall muß aber der Hauptgeſichtspunkt feſtgehal: 
fen und als das leifende Princip für die Gewerbegeſeß- 
gebung befrachfef werden: daß die Gewerbefreiheit nur ſo 
weit zu beſchränken iſt, als die Beſchränkungen ſich aus dem 
öffentlichen Intereſſe des Staates, und zwar nicht des Staa- 
fes in ſeiner allgemeinen Bedeutung, ſondern des concrefen 
Staates, ergeben, daß alle im Privatintereffe Einzelner bez 
gründete Einſchränfungen, dieſe Einzelnen mögen in der bür- 
gerlichen Geſellſchaff welche Gtellung ſie immer wollen, eins 
nehmen, dagegen fo viel als nur immer möglich entfernt 
werden müſſen. - Jene Beſchränkungen werden eben fo wobl- 
thatig auf das Gewerbstwefen ſelbſt, als auf die Gejammt: 
beit Der Ofaatsbiirger einwirken ; dieſe hindern, wie wir 
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bereits meifer ansgefiibrt haben, jeden höheren Auffhwung 

des Gewerbsbefriebs, und fügen nicht minder der Geſammtz 

Heit höchſt empfindliche Nachtheile gu, mit welchen Die Gor: 

theile Der Einzelnen in feinem angemeffenen Berhältniſſe 

ſiehen. i 
Es wird daher hier nur noch weniger Worte über Die 

Gortjegung und Das Aufhören des Gewerbsbetriebes, ſoweit 

dies nicht von dem freien Willen des Gewerbetreibenden aus» 

gehf, bedürfen. Gon dem freien Willen deſſelben würde. Das 

Einſtellen des Gewerbsbefriebes zwar nicht abhängig ſein, 

in ſofern ihm die Mittel zur Fortſeßung feblen; indeſſen 

liegt es, wenn gleich das Recht zur Augübung an ſich durch 

Den bloßen Nichtgebrauch ſchwerlich erlöſchen dürfte, Pod 

auf der anderen Geife im Intereſſe der Staatsverwaltung,. 

auch hier das Aufhören der Befugniß von ſelbſt folgen zu 

laſſen, ſobald die Gortfesung einen beſtimmten Zeitraum bins 

durch gänzlich unterbleibf, damit die Stelle Durch einen An- 

deren eingenommen werden finne. Daſſelbe mbdfe Der gall 

fein, wenn der Gewerbsbetrieb mit der Anweſenheit am Orte 

ſo unzertrennlich verbunden iſt, daß ſie dabei porausgeſeßt 

werden muß, und der Gewerbefreibende ſeinen Wohnſiß an 

dieſem Orte aufgiebt, ohne einen Gtellvertrefer, durc< den 

das Gewerbe in ſeinem Namen forfgefest wird, zurüczu- 

laſſen. Wo die Zuläſſigkeit des Gewerbsbetriebes durch die 

beſtimmfe Beſchaffenheit der gewerblichen Anlagen bedingt 

wird, oder wo bei der Erlaubniß, das Gewerbe zu eröffnen, 

auf das Bedürfniß Rüc>ſiht genommen werden muß, da 

fann. die Gtaatsverwalfung auch die bloße Nichfausübung 

feineswegeś als gleichgültig betradten, ſondern muß die 

Gortfegung oder die Aufgebung des Rechts verlangen, Daz 

mit dem öffentlichen JIutereſſe in jeder Beziehung durch den 

gegenwärfigen Gewerbtreibenden oder einen an ſeine Stelle 

frefenden Dritten genügt werde, und wenn alſo binnen einer 

zu beſtimmenden Friſt zur Forkſeßung nicht zu gelangen iſt, 

muß der Gewerbsbefrieb als erloſchen befrachtef werden. 

Der Verluſt der Erlaubniß zum Gewerbsbetriebe wird 

hiernächſt als Strafe für beſtimmte Bergehen, vornehmlich 
ſolche,
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folche, welche ſich auf das Publikum, das in Folge des Ge: 
'werbes mif Dem Gewerbsmanne in Gerkehr treten muß, bes 
ziehen, auszuſprechen fein. Wo alſo, nach der früheren Ge: , 
werbsberfafjung, die Ausſchließung von der Theilnahme an 

* Innungen und Zünften gegen die Mitglieder derſelben ein- 
frat, da wird auch nod) gegenwärtig die Zurücknahme der 
Erlaubniß zum Gewerbsbetriebe als gerechfferfiget erſcheinen, 
und gleichergeſtalf auch da, wo der Gewerbsmann Gegen- 
ſtände, die ihm in Beziehung auf ſein Gewerbe und deſſen 
Leiſtungen anverfrauf werden, unferſchlägt oder enfwendef, 
oder befrüglicherweiſe mif andern verfauſchf, und überhaupf 
auch in allen Fällen, in denen die Geſeße den Verluſt des 
Bürgerrechts als Strafe eintreten laſſen. - Nach der Erheb- 
lichfeif des Berluſtes und der Zahl der gegen den Gewerbsg- 
mann ſprechenden Vorgänge gleicher Art diirffe ihm auch 
dann die Befugniß zum Gewerbsbetriebe überhaupt und an 
jedem Orte abzuſprechen ſein. Indeſſen iſt es eine andere 
Frage, ob Gtrafbeftimmungen in ſolcher Ausdehnung, durch 
welche die gänzliche Linfdbigfeit des Gewerbtreibenden zu 
jedem Gewerbe ausgefprocyen werden ſoll, in das Gewerbe: 
geſeß aufzunehmen ſein möchten, und nicht vielmehr in das 
allgemeine Ofrafretht gehören, weil mit einer folchen unbes 
Dingfen und allgemeinen Unfabigfeit zum größten Theile die 
Vernichtung der bürgerlichen Exiſtenz des Gewerbsmannes 
verbunden und die natürliche Folge derſelben ſein würde. 
Für ein Gewerbepolizeigeſeß dürfte es genügen, nuc über 
den Berluſt des beſtimmten Gewerbes, um welches es ſich 
gerade handelf, Berfügungen zu treffen, und das Uebrige 
Der allgemeinen Gtrafgefeggebung anheim gu geben, welche 
dabei von einem höheren Principe in Beziehung auf die 
Gtrafbeftimmungen auszugeben haben wird, weil ſonſt noth: 
wendig Die größte Ungleichheit in der Beſtrafung eintreten 
würde, Denn ein großer Theil der Gewerbsleute fommt, 
vermöge der eigenthimliden Beſchaffenheit ihrer Gewerbe, 

* gar nicht in die Lage, folche Verbrechen begehen zu können, 
vielmehr würden ſie bei dieſen nur zu gemeinen Berbrechen 
werden, wie ſie jeder Dritte, ohne Rückſicht auf ſein Ge: 

8 
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werbe, verübt, und es läge fonach in einer allgemeinen Lin: 
fdbigfeitserflirung eine unverhältnißmäßige Härte gegen 
Diejenigen, welche theils beſonderen Berfuchungen ausgejegć 
find, deren Vergehen theils aber aud) den gemeinen Ber- 
brechen nicht ganz gleichgeſtellt werden können, weil in ſehr 
vielen Fällen keine eigentlich verbrecheriſche Abſicht vorhan- 
den iſt, ſondern der Schade durc< Bernachläſſigung, Man- 
gel an der erforderlichen Aufmerkſamkeit und Durdh Dif: 
brduche verſchiedener Art auch nur bei den betreffenden Ge: 

- werben und vermöge des eigenthümlichen Berhältfniſſes des 
Gewerbfreibenden zu dem Dublifum ſo bedeutend werden 
fann. Für die Gewerbegeſeßgebung wird mithin genügen, 
die Unfähigkeit, das beſtimmfe Gewerbe ferner zu betrei- 
ben, als Strafe für pflichtwidrige, dem Publikum zum Scha- 
Den gereichende und mehrmals wiederholte Handlungen aus: 
zuſprechen, und in jedem concreten Falle muß die Strafe 
bon dem competenfen Gerichtshofe ertannt werden, auch daz 
gegen nocy eine weitere Berufung zuläſſig ſein. Der An- 
frag auf Unfähigkeitgerflärung wird jedenfalls durch den 
Öffentlichen Anwalt, deſſen Amt im Staate als unentbehre- 
lid) erſcheinf, geſchehen müſſen. 

Gollte dem Gewerbtreibenden, der zur Ausübung eines 
beſtimmten Gewerbes für unfähig erklärt worden iſt, nun 
aber ſoforf geſtattet fein, ſich einem neuen Gemerbsbetriebe, 
Den er ſeinen Berhältniſſen angemeſſen findet, hinzugeben, 
ſo würde in vielen Fällen wiederum der Zweck jener Unfä- 
bigfeitserflirung gänzlich verfehlt werden, und überhaupt 
eine wirkliche Strafe nicht vorhanden ſein. Denn die Strafe 
der Entziehung Der Gewerbs- Conceſſion zielf nicht allein 
darauf ab, wirkli Unfähige von dem Gewerbsbefriebe zu 
entfernen, ſondern auch die Geſammtheit gegen die Neigung 
gewiſſenloſer Gewerbsleufe, durch Bevortheilung des Publi: 
tums oder Beruntreuung der ihnen anverfraufen Gegenſtände 
ihren Nußen zu befördern, ſo viel als möglich ſicher zu 
ſtellen. Der betrügeriſche Bäcker oder Kaufmann, der durch 

' ſchlechfe Waaren oder Durch falfches Gewicht das Publikum 
bintergebt, muß deshalb von dieſem Gewerbe entfernt were 
den, um ihm die Gelegenheit zu fernerer Bevortheilung ab- 
zuſchneiden; dies macht die pom Staake zu ſührende polis 
zeiliche Oberaufſicht, welche die Jutereſſen der Staatsbürger 
gegen alle Gefährde ſichern ſoll, unumgänglich nothwendig. 
Gollte nun dem fiir unfähig erflärten Kaufmanne geſtattet 
ſein, ſofort ein neues Gewerbe als Mäkler oder Commiſſio- 
nair, oder dem Bäcker als Müller zu eröffnen, ſo wäre das - 
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Publikum darum nicht minder in Gefahr, und hieraus folgt 
nun wohl von ſelbſt, daß mit dem Verluſte beſtimmter Ge: 
werbe zur Gfrafe und der Unfähigkeit zur Fortſeßung ders 
ſelben doch jedenfalls auch die Unfähigkeit“ zum Betriebe 
gleichartiger oder ähnlicher verbunden, und den Staats: 
behörden das Recht zugeſtanden werden muß, dem Gewerb- 
freibenden Die Erlaubniß zu dem neuen, ähnlichen Gewerbe 
zu verweigern. Denn, vermöge der ſchon von ihm an den 
Tag gelegten Neigung, den Geſeßen entgegen zu handeln, 
würde das Publifum ſonſt immer einer gleichen Gefahr ange 
gefest bleiben, meil das neue Gewerbe für die unerlaubte 
Neigung auch gleiche Gelegenheit darbietet. Ueberhaupt 
ließe es fid) wohl rechtfertigen, daß jeder Gewerbsmann, der 
die Befugniß, ſein Gewerbe fortzuſeßen, zur Strafe verliert, 
ohne Rückſicht auf das Gewerbe, welches er wieder erwählt, 
und die ſonſtigen Bedingungen, von Denen Die: Eröffnung 
deſſelben abhängt, in die Kategorie Derjenigen fritt, die ihre 
beſondere Qualification dazu nachweiſen müſſen, und bei 
vorgefommenen Bergehungen der Gewerbsleute, die gegen 
das Eigenthum Dritter, welches ihnen anbertraut wird, ges 
richtef geweſen ſind, könnte natürlich bon einer Befähigung 
zu folchen Gewerben, die den Gewerbfreibenden von neuem 
mif fremdem Eigenthume in eine fortwährende Berührung 
bringen, nicht weiter die Nede ſein. Es würde alſo noch 
eine neue Claſſe der Beſchränkungen des Gewerbsbetriebes 
in Beziehung auf Diejenigen entſtehen, welche bereits zur 
Strafe mit dem Verluſte des zeitherigen Gewerbsbetriebes 
belegf worden ſind, und denen unbedenklich Diejenigen gleich: 
zuſtellen ſein dürften, die überhaupf ſchon einer criminellen 
Strafe anheim gefallen waren. Hier würde nun die Er- 
laubniß zur Eröffnung eines neuen Gewerbes jederzeit zu 
verſagen ſein, wenn, mit Rückſicht auf die Natur der früe 
heren Bergehen, gegründete Beſorgniß vorhanden iſt, daß 
daſſelbe der Geſammtheit zum Nachtheile gereichen werde. 
Es liegt in der Natur: der Gache, daß darüber keine ſpe- 
ciellen Borſchriften ertheil€ werden können , vielmehr wird 
hier faſt Alles von dem pflihtmäßigen Ermeſſen der Behör- 
den abhängig bleiben, und dagegen dürfte ſich um fo weni- 
ger etwas erinnern laſſen, als es ſich nur darum handelt, 
die Geſammtheit: gegen Berbrechen zu ſichern. Dazu find 
die Aufſichtsbehörden im Staate an ſich verpflichtet, und es 
werden ihnen alfo auch die jener Berpflichtung entſprechen- 
den Befugniſſe eingeräumt werden müſſen, deren Umfang 
ſich durch den Grundfag, daß kein Gerbrecher weiter ab- 
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gebalfen werden ſoll, ſich ſeine Gubfifteng durch) den Betrieb 
eines ſelbſtſtändigen Gewerbes zu verſchaffen, als ſoweit das 
Beaufſichtigungsre<t des Staates es verhindern muß, daß 
durch ihn nicht ein Gewerbe erwählt wird, das, nach Mage 
gabe der von ihm bereits an den Tag gelegten verbrecheri- 
ſchen Neigung, eine Gefahr für das Publikum mit ſich bringt. 

Endlich wird aber auch die Nothwendigkeit einer Wie- 
Derenfziehung der Erlaubniß zum Gewerbsbetriebe in Den: 
jenigen Fällen zugeſtanden werden müſſen, wo dieſe Erlaub- 
niß lediglih von dem Nachweiſe der perſönlichen Qualifica- 
tion abhängt, und dieſe entweder betriiglicher Weiſe blos 
vorgeſpiegelt, oder, wenn ſie früher wirklich vorhanden war, 
wieder verloren gegangen iſt, Der Wundarzt, der früher 
als höchſt brauchbac anerfannt worden iſt, darf ſein Ge: 
werbe nicht mehr befreiben, wenn er ſich dem Trunke erge: 
ben haf, und zu Zeiten ſeiner geiſtigen Kräfte nicht mächtig 
iſt. Es iſt bier nicht minder das öffentliche Intereſſe der 
Geſichtspunkt, aus welchem dieſer Gegenſtand beurtheilf mers 
den muß, weil es ſich ebenfalls nur darum handelt, Benache 
theiligungen des Publifums abzuwenden und Gefahren zu 
verhüten. Der Gewerbsbefrieb muß, ſo frei bon Beſchrän- 
fungen er immer ſein Fann, doch fortwährend unter Auf: 
ſicht des Staates ſtehen, die Staatsbehörden müſſen mit den 
Mitteln und Befugniſſen verſehen ſein, um in Beziehung 
auf denſelben, alle aus dem öffentlichen Jutereſſe hervors 
gehenden oder durch daſſelbe gebotenen Modificationen zu 
freffen, und es iſt ſchon mehrmals erinnert worden, daß die 
daraus twirtlich ſim ergebenden Beſchränkungen dem Auf: 
ſ<wunge des Gemwerbsberfebrs und der Blüthe des gewerb= 
lidpen Lebens bei weifem eher förderlich als hinderlich fein 
werden, Jn dieſem Sinne iſt ſelbſt die Beſteuerung der 
Gewerbe etwas ſehr Nothwendiges, weil ſie es nicht blos 
binderf, daß irgend ein Gewerbe ſich der höheren Beauf- 
ſichtigung entziehen mag, ſondern überdies nod) den Jtugen 
gewdbrt, dag fie auch ein Sporn für den möglichſt Fräfti- 
gen Gewerbsbetrieb wird, fo daß aus den verſchiedenen Bee 
fienerungsformen des Ćinfommens, welche der Gtaat zur 
Beſtreitung der Bedürfniſſe ſeines Haushaltes erwählen kann, 
die Gewerbeſteuer jederzeit als beſonders empfeblungstwerth 
erſcheint, ſoweit fie nur nicht aus rein finanziellem Gtand- 
puntfe für niiglich angeſehen wird. 
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